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Einzelnexemplare à 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Folgendes zu erwidern: Das Geſuch der „Tafelrunde deutſcher 
Lehrer“ wurde am 4. September 1896 dem Magiſtrate zur Bericht— 
erſtattung zugewieſen und am 7. September 1896 der ſtädtiſchen 
Buchhaltung zur Außerung zugemittelt. Die Abgabe dieſer Auße— 
rung wird unter einem urgiert. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die eingelaufenen Inter— 
pellationen und Anträge zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Nath Värtl (liest): 

5. Interpellation des Gem. Nathes Hallmann 


und Genoſſen: | 

Den Gemeinderäthen und Bezirksausſchüſſen iſt es nicht geftattet, ſich 
an communalen Arbeiten zu betheiligen. Nun wurde im V. Bezirke, Herther— 
gaſſe, an der Grenze des XII. Bezirkes, am Fröhlichplatze ein Schöpfwerk 
errichtet, welches nur eine unbedeutende Tieferlegung erforderte. Trotzdem 
wurde der vereinbarte Koſtenüberſchlag um 800 fl. überſchritten. Dieſe Arbeit 
iſt jedoch nur ein Viertel deſſen wert, was der Contrahent beauſprucht. 

Dieſelbe wurde von dem Maſchinenerzeuger Herrn Joſef Blaſchke, 
V. Bezirk, Ramperſtorffergaſſe 44, hergeſtellt, der auch zugleich Bezirksausſchuſs 
des V. Bezirkes iſt. 

Der Gefertigte erlaubt ſich daher folgende Anfrage: 

1. Iſt der geehrte Herr Bürgermeiſter geneigt, die Über— 
ſchreitung von 800 fl. auf ihre Stichhältigkeit prüfen zu laſſen? 

2. Was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu veranlaſſen, dass 
ſolche Vorfälle fernerhin nicht mehr vorkommen? 

Bürgermeiſter: Ich werde die Angelegenheit unterſuchen 
laſſen und im Sinne des Herrn Interpellanten Maßnahmen 


danach treffen. 
Schriftführer Gem.-Nath Hartl (liest): 
6. Antrag des Gem.-Nathes Cehofer: 


Von Seite mehrerer Angeſtellten der Commune Wien wurde ich gebeten, 
bei dem Herrn Bürgermeiſter vorſtellig zu werden, daſs die Fenſter des Rath— 
hauſes in einzelnen Räumlichkeiten, namentlich in ſolchen, wo die Beſchäftigten 
nahe den Fenſtern zu ſitzen haben, derart ſchlecht ſchließen, daſs der fort— 
währende Zug für die zunächſt Betroffenen derart geſundheitsſchädlich einwirkt, 
dafs ſehr häufig Rheumatismen die ſchädliche Folge davon find. 

Ich ſtelle daher die Bitte im Namen derſelben an den Herru Bürger— 
meiſter, 

das Stadtbauamt reſpective die Hausadminiſtration zu be— 
auftragen, im kurzen Wege dieſem Übelſtande ſchleunigſt abzuhelfen. 


Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Gemeinderath. 
Slenographiſcher Bericht 


über die öffeutliche Sitzung des Gemeinderathes 

der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 

4. December 1896 unter dem Vorſitze des Bürger— 

meiſters Joſef Strobach und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Karl Lueger. 


Hürgermeifter Strobach: Die Verſammlung iſt be— 
ſchluſsfähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.-Rath Dr. Pommer entſchuldigt fein Aus— 
bleiben von der heutigen Sitzung wegen einer Conferenz im 
Gymnaſium. 

2. Die Direction der I. öſterr. Sparcaſſa hat in ihrer Voll— 
verſammlung vom heutigen Tage beſchloſſen, wie alljährlich a) zur 
Anſchaffung und Vertheilung von Wienterkleidern an die in 
Privatpflege befindlichen Waiſenkinder Wiens 3000 fl. ö. W., 
p) zur Anſchaffung und Vertheilung von Brennmateriale an die 
Armen Wiens 1000 fl. ö. W., c) zur Vertheilung von Speiſe⸗, 
dann Thee- und Suppenmarken an die Armen Wiens 1000 fl., 
zuſammen 5000 fl., zu widmen. 

Der Spenderin wird der Dank votiert. 

3. Vom XVII. Wiener Gemeindebezirke iſt folgendes Schreiben 
eingelaufen (liest): 

„Zufolge letztwilliger Verfügung des am 14. d. M. ver⸗ 
ſtorbenen Herrn Aſſecuranz-Ober⸗Juſpectors und Hauseigenthümers 
Andreas Hofer hat deſſen Witwe, Frau Anna Hofer, XVII. Be— 
zirk, Taubergaſſe 33, am 22. d. M. hieramts den Betrag von 
300 fl. zur Vertheilung an Arme von Hernals erlegt, wovon ich 
hiemit ergebenſt Mittheilung mache.“ 

Die Verſammlung ſpricht den Dank aus. 

4. Herr Gem. Rath Dr. Foch ler hat in der letzten Sitzung 
eine Interpellation an mich gerichtet. Ich erlaube mir, hierauf 
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Schriftführer Gem. -Rath Värtl (liest): 
7. Antrag des Gem.-Nathes Obriſt und Genoſſen: 


Mit Rückſicht auf die vielen Unannehmlichkeiten, welche dem fahrenden 
Publicum, namentlich den Damen, durch die Stehplätze im Inneren, als auch 
auf den Plattformen der Waggons der Wiener Tramway-Geſellſchaft dadurch 
erſtehen, daſs ſich ſelbe beim Ein- und Ausſteigen durchzwängen müſſen, und 
nachdem dieſer Übelſtand in anderen Großſtädten auch nicht geduldet wird, 
beantragen die Gefertigten: 


Anlässlich der techniſch-polizeilichen Prüfung der efeftrifchen 
Transverſallinie der Wiener Tramway-Geſellſchaft ſei der Vertreter 
der Commune Wien zu beauftragen, mit allem Nachdruck darauf 
hinzuwirken, daſs im Inneren der Waggons gar keine und auf 
den Plattformen nur Stehplätze in beſchränkterer Anzahl, als dies 
bei den mit Pferden bedienten Wägen der Fall iſt, bewilligt 
werden. 

Bürgermeifler : An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Värtl (liest): 
8. Antrag des Gem. Nathes Oppenberger und Ge— 
noſſen: 


Auf der Tramwayſtrecke Praterſtern — Bäder befinden ſich zwei Halte— 
ſtellen, welche in Bezug auf ungeſchickte Vertheilung geradezu ihresgleichen 
ſuchen. Die eine befindet ſich vor dem Viaducte 20 Schritte von der all— 
gemeinen Halteſtelle „Praterſtern“, die zweite bei dem Hauſe Prater Nr. 178. 

Wenn man über die Erſprießlichkeit dieſer zwei Haltepunkte Erwägungen 
anſtellt, ſo kommt man zu dem Reſultate, dafs dieſelben rein zum Arger der 
Paſſagiere gemacht ſeien; denn ſie befinden ſich dort, wo ſie niemand ſucht und 
braucht; dagegen vermiſst man Halteſtellen ſehr an zwei Punkten, wo fie als 
nothwendig einzig und allein am Platze wären, das ſind: der Zugang zur 
Verbindungsbahnſtation „Praterſtern“ und die Stelle vis-A-vis dem zweiten 
Kohlenthore der Nordbahn. 

Über die Nothwendigkeit der Halteſtelle „Verbindungsbahn“ iſt kaum ein 
Wort zu verlieren, über das Bedürfnis der zweiten erwähnten Stelle wird 
man ſich erſt klar, wenn man die heutigen Zuſtände betrachtet. 

Das zweite Kohlenthor befindet ſich vis- Avis dem Gaſthauſe Jahudkas 
und repräſentiert den Zugang zu den Holz⸗, Kohlen-, Getreide- und Petroleum— 
magazinen der Nordbahn ſammt den dazu gehörigen Bureaux. Daſelbſt ver— 
kehren tagtäglich eine große Anzahl von Beamten und Parteien zu jeder 
Tageszeit. 

Andererſeits beginnen bei dieſem Gaſthauſe die Anlagen der Radfahrer— 
und Eislaufvereine, welche einen großen Zuzug von Menſchen aller Stände 
zur Folge haben, der bei Gelegenheit von Wettfahren, Radfahrfeſten und 
anderen Feſtlichkeiten und von nicht ſeltenen Veranſtaltungen zu Gunſten ver— 
ſchiedener Wohlthätigkeitsvereine ganz enorm iſt. 

Alle dieſe Perſonen müſſen, ob fie nun zum Vergnügen oder aus dienft: 
lichen Angelegenheiten dort zu thun haben und die Tramway benützen wollen, 
entweder bis zur Remiſe oder faſt bis zum Eingange der Prateralle gehen, 
um zu einer Halteſtelle zu gelangen, oder fie find gar gezwungen, die An- 
nehmlichkeiten des Auf- und Abſpringens auf den ſchnell dahinrollenden 
Wägen zu genießen. 

Nun iſt aber der Weg dort unten weder ſo ſchön, noch ſo anziehend, 
noch der Kleidung und Geſundheit fo zuträglich, daſs man denſelben zur Er— 
leichterung der Tramwaypferde im Laufſchritt gerne zurücklegen würde. 

Viele Paſſagiere verzichten daher dann ganz auf den Genufßs einer 
Tramwayfahrt oder ſie ſpringen eben bei Jahudkas Gaſthaus auf den 
rollenden Wagen. 

Das letztere hat aber gar nicht ſelten Unglücksfälle im Gefolge, von 
denen der Gefertigte einige erwähnen will, um zu zeigen, daf3 dieſelben ganz 
ernſter Natur ſind. 

So ſprang ein Herr Joſef Glahs, Schneidermeiſter, II., Große Schiff— 
gaſſe 24, bei Jahudkas Gaſthaus auf den Tramwaywagen, fiel und brach 
ſich den Arm. Ein Herr Johann Hopf, Fuhrwerksbeſitzer, IX., Nufßsgaſſe 3 
wohnhaft, wollte zum zweiten Kohlenthore gelangen, ſprang ab und brach 
ſich den Fuß. Schließlich wurde ein Herr k. k. Hauptmann A. Wimmer, 
II., Erzherzog Karlplatz wohnhaft, als er in der Meinung, der Wagen werde 
auf das gegebene Halteſignal an der erwähnten Stelle ſtille ſtehen, ausſtieg, 
eine Strecke weit geſchleift und erlitt hiebei mannigfache Contuſtonen und 
Hautabſchürfungen und entgieng nur durch ſeine Geiſtesgegenwart einer 
ſchweren Verunglückung. 

Die Tramwah⸗-Geſellſchaft ſelbſt hat auf Anſuchen zwar an der er— 
wähnten Stelle eine Interimshalteſtelle errichtet; dieſelbe ſcheint aber nur den 
directen Praterinwohnern bekannt zu ſein, denn ſie wird nicht eingehalten. 

Da nun ſolche Zuſtände, wo derjenige, welcher ein Verkehrsmittel be— 
nützen will, entweder einer Lebensgefahr ausgeſetzt iſt, oder aber den Weg, 
den er fahren will, ſelbſt laufen muss, höchſtens im Lande der Schildbürger 
am Orte ſind, aber nicht für eine Großſtadt paſſen, ſtellt der Gefertigte 
folgenden Antrag und bittet, denſelben aus Anlaſs der gerade zur Winters 
zeit vorhandenen Nothwendigkeit eheſtens durchführen zu wollen: 


Der löbliche Gemeinderath möge ſchleunigſt dahinwirken, 
daſs die eingangs erwähnten zwei Halteſtellen fo verlegt werden, 
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dafs die eine zum Zugung der Verbindungsbahnſtation „Praterſtern“, 
die zweite zum Gaſthauſe Jahudka, alſo vis-ä-vis dem zweiten 
Kohlenthore zu liegen komme. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem. Rath Wärtl (liest): 

9. Antrag des Gem. Nalhes Hallmann und Ge⸗ 
noſſen: 

Der Tramwayverkehr iſt zwiſchen dem V. und X. Bezirke durch die Rein— 
prechtsdorferſtraße ziemlich ſtark, insbeſondere bei der Endſtelle dieſer Strecke 
in der Achſe der Reinprechtsdorferſtraße und Hundsthurmerſtraße. An dieſem 
Endpunkte müſſen die Fahrgäſte bei jeder Witterung auf offener Strecke 
10 bis 15 Minuten warten, da weder ein Wartlocal noch eine Warthalle 
vorhanden ſind. 


Die Gefertigten ſtellen daher an den Herrn Bürgermeiſter die Bitte, 

die Direction der Wiener Tramwah⸗-Geſellſchaft mit allen 
geſetzlichen Mitteln zu verhalten, dafs am Ende der Reinprechts— 
dorferſtraße bei der Achſe der Hundsthurmerſtraße ein Stockgeleiſe 
errichtet werde, ähnlich dem der Neuen Wiener Tramwah-Geſell— 
ſchaft in der Operngaſſe, wo ein Wagen den anderen abzu— 
löſen hat. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Hem.-Rath Värtl (liest): 
10. Antrag des Gem.-Nathes Polzhofer und Genoſſen: 


Der Verkehr auf der Gumpendorferſtraße iſt an einzelnen Stellen ein 
ungemein reger, jo insbeſondere in der Strecke Grabnergaſſe — Kirchenplatz, 
wo ſich geradezu ein mit Lebensgefahr verbundener Wagenverkehr entwickelt. — 
Dieſem Umſtande wäre durch die Eröffnung einer neuen Gaſſe, und zwar von 
dem rückwärtigen Theile der in der Grabnergaſſe befindlichen Realſchule in 
die Brückengaſſe, abzuhelfen und könnten hiedurch, wenn auch das rückwärtige 
Thor der Realſchule eröffnet würde, die weſtlich wohnenden Schüler auf einem 
ruhigen und bequemen Wege zur Schule gelangen, während derzeit dies nur 
auf großem Umwege möglich if. — Da die betreffenden Grundbeſitzer ſich 
geeinigt haben, der Commune Wien zur Durchführung einer neuen Gaſſe auf 
das weiteſte entgegenzukommen, fo würde der Commune Wien nicht nur kein 
nennenswertes Opfer erwachſen, ſondern durch Erbauung neuer Häuſer auf 
den derzeit todten Gründen in pecuniärer Hinſicht gewiss Vortheile zukommen. 

Ich ſtelle ſohin den Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen, der Magiſtrat wird be— 
auftragt, die diesfalls nothwendigen Erhebungen zu pflegen und 
die geeigneten Anträge zu ſtellen. 


Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Närtl (liest): 
11. Antrag des Gem.-Nathes Kreiſel und Genoſſen: 


Im hohen Abgeordnetenhauſe wurde ſoeben der Dringlichkeits-Antrag 
wegen Aufhebung des Zeitungsſtempels und Freigabe der Colportage der 
Druckſchriften eingebracht. Oftmals wurden ähnliche Anträge bereits dem 
Par lamente unterbreitet, leider fanden dieſelben niemals die genügende Unter— 
ſtützung. Derſelbe hat nur beſondere für größere Städte und Großſtädte Wert, 
für die Stadt Wien aber iſt der obige Antrag von der größten Wichtigkeit. 
Durch den Zeitungsſtempel und die Beſchränkung im Verkaufe von Druck— 
ſchriften lag eine Induſtrie brach, welche in allen anderen Städten zur größten 
Entfaltung gelangte und dann Tauſenden von Händen Arbeit und Verdienſt 
gab. Außer der Türkei iſt Oſterreich der einzige Staat, welcher noch die alte 
fiscaliſche Steuer von jedem bedruckten Bogen Papier einhebt, den man Zeitung 
nennt, und in Oſterreich allein iſt es nicht erlaubt, ein Erzeugnis allgemein 
verkaufen zu dürfen, das wohl herzuſtellen erlaubt iſt und noch vielfachen 
Steuern und Abgaben unterworfen iſt. 

Infolge dieſer Beſchränkungen iſt auch unſere Preſſe derjenigen anderer 
Staaten gegenüber weit zurück, die Preſſe iſt eigenartig und einſeitig geworden! — 
Nachdem nun im vergangenen Jahre bereits der Erlag einer Caution bei 
politiſchen Blättern entfiel und dadurch eine Erleichterung eintrat, würde der 
Entfall des Stempels und die Freigabe des Verſchleißes der Druckerzeugniſſe 
eine mächtige Förderung der ohnedies darniederliegenden Druckinduſtrie ſein 
und Tauſenden von Leuten neuen Erwerb bieten. 

Da dieſes in beſonderem Intereſſe der Gemeinde liegt, wolle der löbliche 
Gemeinderath zu dem obigen Dringlichkeits-Antrage Stellung nehmen und 
eine zuſtimmende Petition an das hohe Abgeordnetenhaus richten. 


Die Gefertigten ſtellen demnach den Antrag: 

Der wohllöbliche Gemeinderath wolle beſchließen: 

Es ſei an das hohe Abgeordnetenhaus eine Petition um 
Aufhebung des Zeitungsſtempels und Freigabe der Colportage 
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von Druckſchriften zu richten und die volle Zuſtimmung zu den 
bereits eingebrachten Anträgen auszuſprechen. 

Über dieſen Antrag ſei in der nächſten Gemeinderaths-Sitzung 
Bericht zu erſtatten. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Närtl (liest): 
12. Antrag des Gem.-Nathes Nißaweg und Genoſſen: 


Die Realität (Remiſe und Stallungen) der Wiener Tramway-Geſellſchaft 
im X. Bezirke, Simmeringerſtraße, durchſchneidet die Erlachgaſſe und iſt dieſelbe 
durch Holzplanken, welche quer über die Straße aufgeführt ſind und welche 
den Beſitz vorbenannter Geſellſchaft begrenzen, ſchon ſeit Jahren dem freien 
Verkehre hiedurch entzogen. Dieſe Gaſſe iſt über einen Kilometer lang und 
vollkommen verbaut, und iſt es nun hoch an der Zeit, dafs dieſe Gaſſe endlich 
auch durch den Beſitz der Wiener Tramway-Geſellſchaft durchgeführt werde. 


Nachdem nun wiederholt ſowohl amtlich als auch im Privatwege mit 
der Direction der Wiener Tramwah-Geſellſchaft, jedoch immer erfolglos ver— 
handelt wurde, ſtellen die Gefertigten den Antrag: 


Es ſei an die hohe n.-d. Statthalterei eine Eingabe zu 
richten, in welcher auf die nunmehr unaufſchiebbare Nothwendigkeit 
der Eröffnung der Erlachgaſſe im X. Bezirke, welche durch den 
Beſitz der Wiener Tramway-⸗Geſellſchaft abgeſperrt iſt, zu ver— 
weiſen, und weiters darin auszuführen, dafs, nachdem im gütlichen 
Wege bisnun nichts zu erreichen war, gegen obbenannte Geſell— 
ſchaft im Wege der Expropriation vorgegangen werde. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Närtl (liest): 
13. Antrag des Gem.-Rathes Vock und Genoſſen: 
Die frühere Gemeinde Währing hatte an der Stelle, wo ſich gegen— 
wärtig der Mittelpfeiler der Stadtbahn-Viaducte zwiſchen der Schulgaſſe und 
Währing⸗Weinhauſerſtraße erhebt, eine pueumatiſche Uhr aufgeſtellt, die an⸗ 
läſslich des Stadtbahnbaues entfernt wurde. 

Da es nun ein dringender und bei dem großen Verkehre daſelbſt gewils 
berechtigter Wunſch der Bevölkerung iſt, daſs zwiſchen der Schulgaſſe und 
Gentzgaſſe im XVIII. Bezirke eine entſprechende Uhr angebracht werde, ſtellen 
die Gefertigten den Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen, es ſei der Herr Bürger— 
meiſter aufzufordern, das Nöthige zu veranlaſſen, damit zwiſchen 
der Schul⸗ und Gentzgaſſe im XVIII. Bezirke an einem der 
Pfeiler der Stadtbahn-Viaducte eine entſprechende Uhr angebracht 
werde. 


Pürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-»Rath Hartl (liest): 

14. Antrag des Gem.⸗Nathes Vock und Genoſſen: 
Die Schulgaſſe im XVIII. Bezirke befindet ſich in der Strecke zwiſchen 


der Martinsſtraße und Karl Beckgaſſe in einem derartig deſolaten Zuſtande, 
515 ſchon bei dem geringſten Regenwetter ſich daſelbſt ein wahres Kothmeer 
ildet. 

Da ſich nun in dieſer Gaſſe und der angrenzenden Leitermayergaſſe die 
k. k. Oberrealſchule, eine ſtädtiſche Mädchen⸗Bürger⸗ und Volksſchule befinden, 
die Tag für Tag von 2387 Schülern beſucht werden, welche zum großen 
Theile dieſe Gaſſe paſſieren müſſen, und da weiters daſelbſt gegenwärtig ein 
Rohrpoſt⸗ und Telegraphenamt errichtet wird, erſcheint es dringend nothwendig, 
Abhilfe zu ſchaffen. 

Die Gefertigten ſtellen deshalb den Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen, das die Schulgaſſe im 
XVIII. Bezirke in der Strecke zwiſchen der Martinsſtraße und 
Karl Beckgaſſe neu gepflaſtert und dieſe Pflaſterung noch im Laufe 
des Jahres 1897 durchgeführt werde. 


Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Märtk (liest): 
15. Antrag des Gem.-Rathes Nock und Genoſſen: 


. Der XVIII. Gemeindebezirk, insbeſondere Gerſthof, Pötzleinsdorf, Neu— 
ſtift a. W., iſt von dem Verkehre mit dem Lande gänzlich abgeſchloſſen und 
kann dahin, mangels einer Landſtraße, keine directe ländliche Zufuhr ſtattfinden, 
ein Umſtand, welcher ſich bei der gegenwärtigen Errichtung eines, neuen Marktes 
in Gerſthof umſo drückender bemerkbar macht. Da nun dieſem UÜbelſtande durch 
die Fortſetznug der Herbeckſtraße im XVIII. Bezirke und deren Durchbruch 
bis Dornbach Abhilfe geſchaffen werden kann, wodurch einerſeits eine directe 
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Verbindung mit der Tullnerſtraße und dem ſogenannten Tullnerboden hergeſtellt 
und andererſeits eine bequemere und kürzere Verbindung zu dem communalen 
Schotterbruche am Exelberge geſchaffen wird, ſtellen die Gefertigten den 
Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen, dafs die Herbeckſtraße im 
XVIII. Bezirke eheſtens bis Dornbach zum Durchbruch gelange, 
damit den dringenden Wünſchen der Steuerträger des XVIII. Be— 
zirkes Rechnung getragen werde. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem. -Nath Värtl (liest): 

16. Antrag des Gem. -Nathes Sebaſtian Grünbeck: 

Die beiden Hauptpfeiler der Stadtbahn-Gürtellinie in der Hernalſer 
Hauptſtraße ſtehen in der Baulinie der Kinderſpitalgaſſe; die ſich unmittelbar 
an dieſe Gaſſe anſchließende Hernalſer Hauptſtraße iſt beinahe noch einmal fo 
breit, fo dafs der zukünftige Durchlaſs der Bahn an dieſer Stelle ſich förmlich 
zu einem Engpass geſtaltet, ein Umſtand der nicht nur äſthetiſch unſchön iſt, 
ſondern mit Rückſicht auf den an dieſer Stelle ſehr ſtarken Verkehr geradezu 
ein Verkehrshindernis bildet, da für die Fußgänger abſolut kein Raum mehr 
frei bleibt. 

Ich ſtelle daher den Antrag: 


es möge die erſte Offnung, reſpective der erſte Viaduct von 
der Hernalſer Hauptſtraße gegen die Geblergaſſe zu, nicht an Ge— 
ſchäftsleute vermietet, ſondern für Fußgänger praktikabel gemacht 
werden. 

Vürgermeiſter: Au den Stadtrath. 

Wir ſchreiten zur Erledigung der Tagesordnung. Zum 
Referate bitte ich Herrn Collegen Dr. Deutſchmann. 

17. Referent Gem.-Nath Dr. Deutſchmann: Ich habe 
die Ehre, zur Zahl 1097 zu referieren. Den Herren iſt bekannt, 
daſs die Gasfrage endgiltig in der Richtung geregelt worden iſt, 
daſs die Gemeinde Wien ein eigenes Gaswerk erbaut und in 
demſelben das Gas erzeugt und verſchleißt. Es wird alſo die 
Commune Wien ein Erwerbsunternehmen zu führen haben und 
es tritt jetzt ſchon die Nothwendigkeit an ſie heran, dieſes Geſchäft, 
welches in großem fabriksmäßigen Betriebe geführt werden ſoll, 
protokollieren zu laſſen, damit die Abſchlüſſe, welche bereits jetzt 
infolge der Anſchaffungen und Beſtellungen nothwendig ſind, in 
kaufmänniſcher Form erfolgen können, wodurch gewiſſe Er— 
leichterungen in vielen Beziehungen ſich ergeben werden. Deshalb 
hat der Stadtrath folgenden Beſchluſs gefasst und empfiehlt Ihnen 
denſelben zur Annahme (liest): 

„Es ſei das ſtädtiſche Gaswerksunternehmen unter der Firma 
„Gemeinde Wien — Städtiſche Gaswerke“ handelsgerichtlich zu 
protokollieren und mit der Firmazeichnung der Bürgermeiſter oder 
einer der Vice-Bürgermeiſter zu betrauen.“ 

Dieſe Firmierungsberechtigung ergibt ſich aus den SS 18 
und 89 des Gemeindeſtatutes und ich bemerke, dass auch ein 
anderes handelsgerichtliches Unternehmen der Stadt Wien bereits 
unter gleichen Modalitäten protokolliert iſt, nämlich das Lagerhaus 
der Stadt Wien. Ich empfehle Ihnen, den Antrag anzunehmen. 

Dürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Vogler! 

Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Eigentlich ſollten wir in Bezug 
auf die Errichtung eigener ſtädtiſcher Gaswerke Ihnen die ganze 
Action vollends überlaſſen und uns um die Durchführung dieſer 
Sache nicht kümmern, aber andererſeits muſs man doch ſagen, 
dass es Pflicht der Oppoſition iſt, wenn Bedenken aufſteigen, dieſe 
auch pflichtgemäß geltend zu machen, und ich erlaube mir, einige 
ſolche Bedenken in Bezug auf die vorliegende Frage hier zum 
Vortrage zu bringen, und überlaſſe es ſelbſtverſtändlich Ihnen, ob 
Sie darauf eingehen wollen oder nicht. Der Herr Referent hat 


für den Antrag, welcher uns hier geſtellt wird und der dahingeht, 
daſs die Gemeinde Wien in Bezug auf die ſtädtiſchen Gaswerke 
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ſich handelsgerichtlich protokollieren laſſe, nur eine ziemlich magere 
Begründung gegeben; fie iſt einfach dahingegangen, dafs es ſich 
ſchon jetzt als nothwendig herausſtellt, die Firma protokollieren 
zu laſſen. Nun, meine Herren, warum ſich dies als nothwendig 
herausgeſtellt hat, das iſt nicht geſagt worden. Meines Erachtens 
aber iſt es heute weder nothwendig, noch überhaupt möglich, eine 
Protokollierung dieſer Firma, wie ſie hier beantragt wird, zu der: 
anlaſſen. Die Protokollierung einer Firma fest voraus, dafs ein 
Handelsgewerbe betrieben wird. 

Nun, meine Herren, heute betreibt die Gemeinde Wien doch 
noch kein Gaswerk. Sie wird es in drei Jahren betreiben, wenn 
wir es erleben; ſie wird es dann betreiben, und es wird dann 
vielleicht wirklich die Nothwendigkeit an uns herantreten, eine Firma 
in Bezug auf den Betrieb der Gaswerke, weil es ein Handels. 
unternehmen iſt, protokollieren zu laſſen. Aber heute baut ja die 
Gemeinde Wien erſt, und ſolange der Bau geführt wird, wird ja 
ein Handelsgewerbe noch nicht betrieben, findet alſo ein Gewerbe— 
betrieb überhaupt noch nicht ſtatt. Es ſetzt ferner die Protokollierung 
einer Firma voraus, dafs eine Erwerbſteuer gezahlt wird, denn 
ohne eine ſolche gibt es keine handelsgerichtliche Protokollierung, 
und ich erlaube mir nun, die Herren zu fragen, ob denn die Ge— 
meinde heute ſchon nach dem Antrage des Stadtrathes eine Er— 
werbſteuer für den Betrieb der ſtädtiſchen Gaswerke zahlen ſoll. 
Meine Herren, Sie werden dann unbedingt die höchſte Erwerb— 
ſteuer, das iſt 1575 fl., zahlen müſſen, weil bei dem Umfange 
des in Ausſicht genommenen Werkes eine geringere Erwerbſtener 
kaum wird vorgeſchrieben werden. Meines Erachtens iſt es ein 
hinausgeworfenes Geld, wenn man dieſe 1575 fl., wozu noch alle 
möglichen Zuſchläge kommen, durch drei Jahre zahlt, während 
eigentlich der Gewerbebetrieb noch gar nicht ſtattfindet. Mir iſt alſo 
die ganze Geſchichte räthſelhaft, ich weiß nicht, warum die Herren 
heute ſchon mit einem ſolchen Antrage kommen. Es iſt uns das 
auch nicht mitgetheilt worden; aus dem Antrage, der uns heute 
früh zugekommen iſt, geht das nicht hervor, und aus der mündlichen 
Begründung des Herrn Referenten geht es auch nicht hervor. Ich 
glaube alſo, meine Herren, es beſteht heute durchaus noch nicht 
die Nothwendigkeit, auf den Antrag des Stadtrathes einzugehen. 
Die Gemeinde Wien wird vertreten durch den Bürgermeiſter; die 
Unterſchriften für die Gemeinde ſind durch den Bürgermeiſter oder 
einen Stellvertreter desſelben und zwei Stadträthe abzugeben. Es 
wird alſo keine ſo große Geſchäftscomplication dadurch herbei— 
geführt, wenn man noch zwei Stadträthe zur Unterſchrift dazu— 
nimmt. Die Unterſchriften werden ſich ja auch nicht ſo ungeheuer 
häufen, Kleinigkeiten werden ja nicht mit der ordentlichen Firma— 
zeichnung verſehen werden; der betreffende beauftragte Beamte 
wird ſie zu fertigen haben. Es kann ſich nur um große Vertrags— 
abſchüſſe handeln und dieſe Vertragsabſchlüſſe können ſich auch nicht 
jo dutzend- und ſchockweiſe häufen, daſs man ſagen müſste, es iſt 
eine unbedingte Nothwendigkeit, heute ſchon zur Protokollierung 
zu ſchreiten und bloß den Herrn Bürgermeiſter oder einen der 
Herren Vice-Bürgermeiſter mit der Firmazeichnung zu betrauen. 
Ich ſpreche mich daher gegen den Autrag des Stadtrathes aus. 
(Beifall rechts.) 

Bürgermeiſter: Herr Vice-Bürgermeifter Dr. Lueger! 

Vice⸗Würgermeiſter Dr. Tueger: Meine Herren! Es 
nimmt mich aufrichtig geſagt Wunder, das gerade ein Juriſt es 
iſt, welcher gegen den Antrag des Stadtrathes Oppoſition macht; 
wenn es von anderer Seite geſchehen wäre, ſo würde ich mich 
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darüber nicht gewundert haben. Es dreht ſich, meine Herren, nicht 
darum, dafs uns die Arbeit beim Unterſchreiben erleichtert wird, 
denn es iſt richtig, dafs wir auch heute noch immer genügend 
Zeit hätten, um eventuell zwei Stadträthe zur Unterſchrift zuziehen 
zu können. Es hat aber der Herr Vorſprecher einen Umſtand 
erwähnt, er hat nämlich von Vertragsabſchlüſſen geſprochen, und 
wegen der Vertragsabſchlüſſe müſſen wir uns protokollieren laſſen, 
und ich hoffe, daſs ich es nicht nöthig habe, einem Juriſten in 
öffentlicher Sitzung des Gemeinderathes den wahren Grund der 
Nothwendigkeit der Protokollierung auseinanderzuſetzen. (Sehr 
richtig! links.) Ich empfehle Ihnen die Annahme des Antrages 
des Stadtrathes, welcher wohl überlegt und im Intereſſe der 
Gemeinde gelegen iſt. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Vürgermeiſter: Herr Gem.-Rath Dr. Stern! 

Gem.-Rath Dr. Stern: Der Herr Vice-Bürgermeiſter 
hat gejagt, er hoffe, daſs er es nicht nöthig habe, einem 
Juriſten in öffentlicher Sitzung die Nothwendigkeit einer ſolchen 
Protokollierung auseinanderzuſetzen. Nun, ich bekenne mich als 
einen ſo unwiſſenden Juriſten (Gelächter links), der es allerdings 
nothwendig hätte, dieſe Auseinanderſetzungen des Herrn Vice— 
Bürgermeiſters zu hören. Es wäre etwas anderes, wenn 
hier eine Vereinigung beſtünde, wenn der Gemeinderath 
eben nicht eine Corporation, eine geſetzlich anerkannte Körperſchaft 
wäre, welche ohnehin ſchon ihre geſetzlichen Repräſentanten hat; 
dann würde ich allerdings die Nothwendigkeit der Protokollierung 
begreifen. 

Bei einer geſetzlich anerkannten autoritären Körperſchaft, 
welche ihre geſetzlichen Vertreter hat, begreife ich unter den gegen— 
wärtigen Umſtänden die Nothwendigkeit einer Protokollierung nicht. 

Wie ſeitens der Gemeinde eine ganze Reihe von Verträgen 
fortwährend, zu jeder Zeit, beinahe in jeder Sitzung des Gemeinde— 
rathes, des Stadtrathes abgeſchloſſen und dieſe Verträge von der 
geſetzlichen Repräſentanz der Gemeinde gezeichnet werden, wobei 
in jedem einzelnen Falle die Protokollierung der Gemeinde nicht 
erforderlich iſt, ebenſo iſt ſie im vorliegenden Falle auch nicht 
nothwendig, und ich mufs daher geſtehen, dafs ich ungeachtet die 
Ausführungen des Herrn Vice-Bürgermeiſters die Nothwendigkeit der 
Protokollierung nicht einzuſehen vermag. Ich werde daher gegen 
den Antrag des Herrn Referenten ſtimmen. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky! 

Gem.-Rath Dr. Nehansky: Meine Herren! Das iſt eine 
rein ſachliche Frage, in welcher man verſchiedener Meinung ſein 
kann, und ich geſtehe, dass ich formell der Anſchauung des Collegen 
Dr. Vogler bin. Auf der anderen Seite aber geſtehe ich ebenſo 
offen, daſs ich auf dem Standpunkte ſtehe, die Verwaltung möge 
es verſuchen, ob die Protokollierung gelingt, denn dass der 
Gemeinde oder der Verwaltung Nachtheile daraus entſtehen könnten, 
das finde ich auch nicht, und mir liegt es fern, in ſolchen 
Angelegenheiten vielleicht eine eigenſinnige Oppoſition zu treiben, 
wie dies ebenſo den Herren Dr. Vogler und Dr. Stern fern 
liegt, denn ſie haben über dieſe juriſtiſche Frage nur ihre Meinung 
zum Ausdrucke gebracht. 

Ich möchte aber ſagen, gerade der Juriſt mußs hier Bedenken 
haben, weil er aus feinem Berufe die Erfahrung hat, dais eine 
ſolche Firmaprotokollierung eventuell, wenn die hiezu nothwendigen 
Vorausſetzungen fehlen, auf Widerſtand ſtoßen kann. 

Ich ſtehe alſo auf dem Standpunkte: wir haben auf dieſe 
Eventualität aufmerkſam gemacht; wenn es aber der jetzigen Ver— 
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waltung gelingt, die Protokollierung dieſer Firma beim Handels— 
gerichte durchzuſetzen, ſo habe ich für meine Perſon nichts dagegen. 
Bürgermeiſter: Herr College Dr. Mayreder! 
Gem.-Nath Dr. Mayreder: Es iſt doch ſelbſtverſtändlich, 
daſs, wenn es uns nicht gelingen ſollte, dieſe Protokollierung 
durchzuſetzen, der Wille der Oppoſition durchgeführt wird. Wenn 
aber der zweite Herr Vorredner, Herr Dr. Stern, trotz der ganz 
deutlichen Worte des Herrn Vice-Bürgermeiſters noch immer nicht 
den Grund verſteht, warum wir uns protokollieren laſſen, ſo will 
ich denſelben auch nicht viel näher andeuten. Aber das eine wird 
er wohl wiſſen, daſs Vertragsabſchlüſſe mittels Schlufsbriefen nur 
protokollierten Firmen zuſtehen; und dafs Vertragsabſchlüſſe mittels 

Schlufsbriefen aus geſchäftlichen Rückſichten nothwendig fein werden, 

iſt ſelbſtverſtändlich. Wie alſo Herr College Dr. Stern trotz der 

Worte des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. Lueger nicht begriffen 

hat, warum wir uns protokollieren laſſen, ebenſo kann ich erklären, 

daſs ich ſelbſt ohne die Worte des Herrn Vice-Bürgermeiſters 
ganz wohl begriffen hätte, warum die Protokollierung erforder— 
lich iſt. 

Bürgermeifler: Herr Gem. Rath Dr. Kupka! 

Gem.-Nath Dr. Kupka: Ich habe nur weniges anzu— 
führen. Es iſt Ihnen bekannt, dajs ein Unternehmen der Gemeinde, 
das Lagerhausunternehmen, bereits protokolliert iſt. Wenn es in 
dieſem Falle möglich war, ſo ſehe ich nicht ein, warum ſoll es 
bezüglich des Gasunternehmens nicht möglich ſein? Herr Dr. 

Vogler hat angeführt, dass die Protokollierung weder noth— 

wendig, noch möglich iſt. Über die Nothwendigkeit ſpreche ich 

nicht weiter. Über die Möglichkeit werden wir ſofort klar ſein, 
ſobald wir das Geſuch einbringen werden. Es wird ohne Zweifel 
bewilligt werden. Er hat weiter erwähnt, dafs daraus der Com— 
mune größere Auslagen erwachſen, indem ſie mit 1500 fl. beſteuert 
würde. Wenn ein Unternehmen noch nicht im Betriebe iſt, kann 
gewiss eine ſolche Steuer nicht vorgeſchrieben werden. Jedenfalls 
wird die geringſte Steuer vorgeſchrieben werden. Die Auslage iſt 
alſo keine große; daher iſt kein Grund, den Antrag des Stadt— 
rathes nicht anzunehmen. Ich bitte um die Annahme desſelben. 
Vürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Da es nicht der Fall iſt, iſt die Debatte geſchloſſen. 

Hat der Herr Referent einige Bemerkungen zu machen? 

Referent: Ich habe bereits angedeutet, daſs uns ganz 
eminent praktiſche Rückſichten zu dieſem Antrage geführt haben. 

Da die Befürchtungen der Gegenſeite, wie ich glaube, nicht be— 

gründet ſind, ſo empfehle ich die Annahme des Antrages. 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Ich erſuche 
jene Herren, welche dem Referenten-Antrage zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Das ſtädtiſche Gaswerkunternehmen iſt unter der 
Firma: „Gemeinde Wien — Städtiſche Gaswerke“ 
handelsgerichtlich zu protokollieren und mit der Firma— 
zeichnung der Bürgermeiſter oder einer der Vice— 
Bürgermeiſter zu betrauen. 

Vürgermeiſter: Ich conſtatiere die Anweſenheit von 92 Ge— 
meinderäthen und bitte Herrn Gem.-Rath Weſſely zum Referate. 
18. Referent Gem. -Nath Weſſely: Zahl 9821. Wiener 

Baugeſellſchaft um käufliche Überlaſſung eines Fragmentes der 

Cat.⸗Parc. Nr. 1600/13 im VI. Bezirke (Rahlgaſſe 3, Metzen— 

haus). 


war, dafs man dieſes Fragment leicht überſehen konnte. 
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Es hat ſich bei der Transaction, welche bezüglich der Realität 
des ehemaligen Metzenhauſes in der Rahlgaſſe mit der Wiener 
Baugeſellſchaft ſtattgefunden hat, herausgeſtellt, daſs man ein 
Fragment im Ausmaße von 301 m? überſehen hat. Dieſes 
Fragment hätte damals mit einbezogen werden ſollen. Der Grund 
dieſes Überſehens lag darin, daS die vorgelegene Skizze ſo klein 
Die 
Wiener Baugeſellſchaft iſt nun an die Gemeinde herangetreten 
und hat ſich erbötig gemacht, dieſes Fragment zu dem damals 
feſtgeſetzten Preiſe von 120 fl. per Quadratmeter käuflich zu über— 
nehmen. Der Stadtrath beantragt (liest): 

„Die käufliche Überlaſſung des im Plane mit den Buchſtaben 
yz a“ y bezeichneten Fragmentes der Cat.-Parc. Nr. 1600/15, 
welche einen Beſtandtheil des öffentlichen Gutes bildet, im Aus— 
maße von 301 m', wird zu dem Einheitspreiſe von 120 fl. 
per Quadratmeter an die Wiener Baugeſellſchaft nachträglich ge— 
nehmigt.“ 

Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird, 
bringe ich den Referenten-Antrag zur Abſtimmung und erſuche 
jene Herren, die dafür ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich conſtatiere, daj3 der Antrag mit mehr als 70 Stimmen an— 
genommen wurde. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 
Referenten-Antrag. 

Bürgermeiſter: Zum Referate Herr College Hörmann. 

19. Referent Gem.-Nath Hörmann: Zahl 9696. Offert 
der Gabriele Fürſtin Wrede auf einen Theil der Bauſtelle 
Einl.⸗Z. 2510 im III. Bezirk. 

Die Fürſtin Wrede will zu der jüngſt von der Gemeinde 
erworbenen Bauſtelle noch einen Grundſtreifen von circa 2 m? 
auf der Bauſtelle Nr. 12 in der Mohsgaſſe dazukaufen und will 
uns den Betrag von 55 fl. per Quadratmeter bezahlen. Der Stadt— 
rath ſtellt daher folgenden Antrag (liest): 

„Die Gemeinde Wien überlässt der Gabriele Fürſtin Wrede 
einen Theil der Bauſtelle Einl.-Z. 2510 III. Bezirk, im Ans- 
maße von 52˙85 me, Figur abe da, um den Einheitspreis von 
55 fl. ö. W. per Quadratmeter, wobei die Käuferin die Vertrags— 
koſten und Übertragungsgebüren trägt. 

Der Kaufſchilling iſt binnen drei Tagen nach Verſtändigung 
von der Genehmigung des Offertes bar zu erlegen. 

Die Käuferin verpflichtet ſich, den obgenannten Grundſtreifen 
auf ihre Koſten zu der ihr zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 
23. October 1896, 3. 6844, käuflich überlaſſenen Bauſtelle 
Einl.⸗Z. 2511 III. Bezirk, grundbücherlich zuſchreiben zu laſſen.“ 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vürgermeiſter: Eine Einwendung iſt nicht erhoben worden, 
ich bringe daher den Antrag des Herrn Referenten zur Ab— 
ſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche für den Stadtraths-Antrag 
find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich conſtatiere, daſs der— 
ſelbe mit mehr als 70 Stimmen angenommen wurde. 
Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 

Referenten⸗Antrag. 

20. Vürgermeiſter: Über Zahl 9761 iſt bereits in der letzten 
Sitzung referiert worden. Es waren aber damals nicht 92 Ge⸗ 
meinderäthe anweſend, und nachdem der Antrag heute mit der 
Anzahl von 70 Gemeinderäthen zur Abſtimmung gebracht werden 
kann, bitte ich jene Herren, welche damit einverſtanden ſind und 
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für den Stadtraths-Antrag ſtimmen, die Hand zu erheben. (Ge— 

ſchieht.) Ich conſtatiere, daſs der Antrag mit mehr als 70 Stimmen 

angenommen wurde. 

Beſchluſs: Die Überlaffung des zu den bereits ausgeführten 
beiderſeitigen Riſaliten (je 503 m Länge und 0˙04 m 
beziehungsweiſe 0˙05 m und 0˙06 m Vorſprung) und 
dem Thorportale (436 m Länge und 0˙04 m beziehungs⸗ 
weiſe 0˙14 m Vorſprung) beim Haufe IX., Müllner⸗ 
gaſſe 14, in Anſpruch genommenen Straßengrundes 
per 1 m? wird an Mendel Hamburg um den Betrag 
von 50 fl. nachträglich genehmigt. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Kupka! 

21. Referent Gem. Rath Dr. Aupka: Z. 9705. Ich 
habe über dieſe Angelegenheit bereits in der letzten Plenarſitzung 
referiert. Es handelt ſich um ein unbedeutendes Riſalit, welches 
beim Hauſe Lerchengaſſe 27 angebracht werden ſoll, und hat der 
Stadtrath beſchloſſen: Überlaſſung des zur Anlage von zwei 
Riſaliten (je 0:08 m Vorſprung und je 455 m Länge) erforder— 
lichen Straßengrundes von 0'728 m? gegen Abzug dieſer Fläche 
im dreifachen Ausmaße von dem zur Straßen verbreiterung abzu— 
tretenden Grunde. 

Ich bitte um Annahme des Antrages. 

Bürgermeiſter: Ich bringe den Antrag des Herrn Referenten 
zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche für die Annahme 
des Stadtraths⸗Antrages ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich conſtatiere, das der Antrag mit mehr als 70 Stimmen an— 
genommen wurde. 

Beſchluſs: Der zur Anlage von 2 Riſaliten (je 008 m Vor— 
ſprung und je 4˙55 m Länge) beim Haufe VIII., Lerchen— 
gaſſe 27, erforderliche Straßengrund von 0'728 m? 
wird dem Joſef Scholz gegen Abzug dieſer Fläche 
im dreifachen Ausmaße von dem zur Straßenverbreiterung 
abzutretenden Grunde überlaſſen. 

Bürgermeifter : Herr College Rauer! 

22. Referent Gem.-Rath Nauer: Zahl 9490. Ich habe 
bereits in der letzten Sitzung über dieſe Angelegenheit referiert. 
Es handelt ſich um die unentgeltliche Grundübergabe an den 
Kirchenbauverein in Breitenſee. Ich erlaube mir, den Antrag noch— 
mals zur Verleſung zu bringen (liest). 

„Es ſei dem Breitenſeer Kirchenbauvereine die mit den Buch— 
ſtaben a —22 23—23 4 — 2 2,—2, 25 — X; im Originalplane 
bezeichnete, roth gelb-blau laſierte Grundfläche gegen dem unent— 
geltlich ins Eigenthum zu überlaſſen, dass der gedachte Kirchen— 
bauverein alle mit dieſer Eigenthumsüberlaſſung verbundenen Koſten 
an Stempeln, Gebüren ꝛc. ſelbſt trage.“ 

Ich bitte um die Annahme des Antrages. 

Vürgermeiſter: Jene Herren, welche mit dem Antrage des 
Referenten einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich conſtatiere, daſs der Antrag mit mehr als 
70 Stimmen angenommen wurde. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 
Referenten-Antrag. 

Nürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Dr. Krenn. 

23. Referent Gem.⸗Rath Dr. Krenn: Zur Zahl 9642. 
Thomas Schweiffer um Säulenportalherſtellung in der Gentz— 
gaſſe 32 im XVIII. Bezirke. Das Portale hat einen Vorſprung 
von 04 m und eine Länge von 405 m. Herr Schweiffer 
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bietet für den Vorſprung im ganzen das dreifache Ausmaß von 
dem zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grunde im Ausmaße 
von 4˙86 m?. Es iſt das jedenfalls ein gutes Geſchäft, das die 
Gemeinde Wien macht, und bitte ich um Annahme des Antrages. 

Vürgermeiſter: Ich bitte jene Herren, welche für den Antrag 
des Stadtrathes ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
conſtatiere, daſs der Antrag mit mehr als 70 Stimmen ange 
nommen wurde. 

Beſchluſs: Der zur Herſtellung eines Säulenportales (0˙4 m 
Vorſprung und 405m Länge) beim Haufe XVIII., Gentz— 
gaſſe 32, erforderliche Straßengrund von 1˙62 m? 
wird dem Thomas Schweiffer gegen Abzug dieſer 
Fläche im dreifachen Ausmaße von dem zur Straßen— 
verbreiterung abzutretenden Grunde überlaſſen. 

Bürgermeifter: Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen 
Lorenz Müller. 

24. Referent Gem.-Nath Lorenz Müller: Meine Herren! 
Ich habe die Ehre, zu referieren zur Zahl 9461. Donau— 
regulierungs⸗-Commiſſion um Auflaſſung der in den Reihen XIV 
bis XVII der Donauregulierungs-Fondsgründe zwiſchen der Vor⸗ 
gartenſtraße und dem Nordbahnhofe gelegenen Querſtraßenfragmente. 
Es handelt ſich hier um die Anflaſſung von Straßenfragmenten. 
Der Stadtrath ſtellt Ihnen folgenden Antrag (liest): 

„Unter der Vorausſetzung, dafs der Kauf, beziehungsweiſe 
Verkauf mit der k. k. priv. Kaiſer Ferdinands-Nordbahn zuſtande 
kommt, und unter der Bedingung, dafs ſämmtliche von der Donau— 
regulierungs-Commiſſion in ihrem Schreiben vom 10. April 1896, 
Z. 735, geſtellten Bedingungen, ſeitens der k. k. priv. Kaiſer 
Ferdinands-Nordbahn angenommen und grundbücherlich beziehungs— 
weiſe eiſenbahnbücherlich ſichergeſtellt werden, ſowie unter der weiteren 
Bedingung, dafs auch längs der aufzulaſſenden Straßenparcellen 
die gleichen Bedingungen ſeitens der k. k. priv. Kaiſer Ferdinands— 
Nordbahn angenommen werden, wird der Auflaſſung der in der ob— 
erwähnten Zuſchrift der Donauregulierungs-Commiſſion angeführten 
Straßengründe Cat.⸗Parc. 4119/2, 4120/4, 4120/4 und 4120/14, 
jedoch nur gegen dem zugeſtimmt, dafs der hiefür entfallende Kauf— 
preis, bezüglich deſſen Höhe die Gemeinde Wien um ihre Zuſtimmung 
befragt werden muss, an die Gemeinde Wien abgeführt wird.“ 

Ich bitte um die Annahme der Anträge. 

Bürgermeifter: Ich bitte jene Herren, welche mit dem 
Antrage des Stadtrathes einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich conſtatiere, dafs der Antrag mit mehr als 
70 Stimmen angenommen wurde. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 
Referenten⸗Antrag. 

Vürgermeiſter: Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen 
Braun. 

25. Referent Gem.-Rath Braun: Zahl 10033. Vermehrung 
des Standes der Gärtnergehilfen zur currenten. Erhaltung der 
Gartenanlagen am Central-Friedhofe. 

Bisher waren am Wiener Central-Friedhofe vier Gärtner— 
gehilfen in Verwendung, durch die vierte Erweiterung des Central— 
Friedhofes find 78.000 m? zugewachſen. Man findet daher mit 
dieſen vier Gärtnergehilfen nicht mehr das Auslangen, und es wird 
gebeten, zwei Gehilfen mehr zu activieren. Der Stadtrath ſtellt 
Ihnen daher den Antrag (liest): 

„Es ſei die Vermehrung der Gehilfenzahl um zwei Stellen 
mit wöchentlich je 9 fl. Lohn und je 2 fl. wöchentlichem Wohnungs⸗ 
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zinsbeitrag auf die Dauer von 36 Wochen vom Jahre 1897 ab 
zu genehmigen.“ 

Das macht einen Effect von jährlich 792 fl. aus. Ich bitte 
um Ihre werte Genehmigung. 

Nürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn keine Einwendung erhoben, ſo bitte ich diejenigen 
Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Die Vermehrung der Zahl der Gärtnergehilfen zur 

currenten Erhaltung der Gartenanlagen im Central— 
Friedhofe vom Jahre 1897 ab, um zwei Stellen mit 
wöchentlich je 9 fl. Lohn und je 2 fl. wöchentlichem 
Wohnungszinsbeitrag auf die Dauer von 36 Wochen 
pro Jahr wird genehmigt. 

26. Referent Gem.- Rath Praun: Zahl 10010. Die frei- 
willige Feuerwehr Kaiſer⸗Ebersdorf um Subvention. Die frei— 
willige Feuerwehr in Kaiſer⸗Ebersdorf genießt eine Subvention 
von 250 fl. ſeit der Einbeziehung der Vororte zu Wien. 

Es wird auch heuer wieder um eine gleiche Subvention an— 
geſucht. Sie bedarf 150 fl. für die Reinigung der Requiſiten 
und 100 fl. für die Anſchaffung von neuen Requiſiten. Da die frei- 
willige Feuerwehr in Kaifer-Ebersdorf an der äußerſten Peripherie 
von Wien unumgänglich nothwendig iſt, ſo bitte ich um die Ge— 
nehmigung der Subvention von 250 fl. 

Vürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird 
(Niemand meldet ſich), ſo bringe ich den Stadtraths-Antrag zur 
Abſtimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür ſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr Kaiſer-Ebersdorf wird 

eine Subvention von 250 fl. pro 1896 bewilligt. 

Vürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Dr. Deutſchmann. 

27. Referent Gem. Nath Dr. Deutſchmann: Zur 
Zahl 9402 legt Ihnen der Stadtrath folgenden Beſchluſs vor 
und bittet um Ihre Zuſtimmung (liest): 

„1 An Stelle der aufzulaſſenden Rathhaus⸗Inſpectorſtelle 
werde im Statut des bauämtlichen Hilfsperſonales und außerhalb 
des Rangclaſſenſchemas die Stelle eines Rathhausverwalters— 
Aſſiſtenten creiert. 

2. Bewerber um dieſe Stelle haben außer den nach § 1 der 
Dienfipragmatif für die Gemeindebeamten und Diener der Stadt 
Wien vorgeſchriebenen allgemeinen Erforderniſſen den Nachweis 
über die mit gutem Erfolge abgelegte Reifeprüfung einer höheren k. k. 
Staatsgewerbeſchule (Bau- oder Maſchinenfachſchule) beizubringen. 

3. Mit dieſer Stelle ſind ein Jahresgehalt von 800 fl., zwei 
Triennialzulagen à 100 fl. und eine Amtswohnung im neuen 
Rathhauſe, ſolange aber eine ſolche nicht zur Verfügung ſteht, ein 
Quartiergeld im Jahresbetrage von 300 fl., letzteres mit dem 
Beifügen verbunden, dafs der betreffende Bedienſtete aus Dienſtes⸗ 
rückſichten in einem dem neuen Rathhauſe naheliegenden Bezirke 
zu wohnen habe. 

4. Die Dienſt⸗Inſtruction für den bisherigen Haus⸗Inſpector 
des Rathhauſes wäre den dermaligen Verhältniſſen entſprechend um 
zuarbeiten.“ 

Ich bitte Sie, dieſem Beſchluſſe des Stadtrathes Ihre Zu— 
ſtimmung zu ertheilen. Es iſt nämlich abſolut nothwendig, dieſe 
Stelle wieder zu beſetzen. 

NVürgermeiſter: Herr College Freiherr v. Engerth! 


1963 


Gem.-Rath Freiherr v. Engerth: Nachdem die Stelle 
eines Rathhausverwalters durch viele Jahre beſtanden hat und 
ich nach der Außerung des Herrn Referenten keine Gründe angeführt 
erhalten habe, aus welchen ſich der jetzige Stadtrath veranlaſst 
gefunden hat, die Stelle aufzuheben, ſtelle ich die Anfrage, welche 
Gründe maßgebend waren, die Stelle aufzuheben und eine Aſſitenten⸗ 
ſtelle zu creieren. 

Referent: Ich bitte, das iſt ein Irrthum. Die Stelle des 
Verwalters bleibt ja beſtehen, er bekommt nur einen Gehilfen, 
den er ſchon früher hatte, deſſen Bezüge jetzt etwas herabgeſetzt 
werden. So iſt die Sache. 

Gem.-Nath Freiherr v. Engerth: Ich danke für dieſe Auf⸗ 
klärung. 

Vürgermeiſter: Eine weitere Einwendung iſt nicht erhoben 
worden. Ich bitte jene Herren, welche mit dem Antrage einver⸗ 
ſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt 
angenommen. 

Beſchluſs: 1. An Stelle der aufzulaſſenden Rathhaus⸗Inſpectors⸗ 
ſtelle wird ein Status des bauämtlichen Hilfsperſonales 
und außerhalb des Rangelaſſenſchemas die Stelle eines 
Rathhausverwalters⸗Aſſiſtenten creiert. 

2. Bewerber um dieſe Stelle haben außer den 
nach § 1 der Dienſtpragmatik für die Gemeindebeamten 
und Diener der Stadt Wien vorgeſchriebenen allge— 
meinen Erforderniſſen den Nachweis über die mit 
gutem Erfolge abgelegte Reifeprüfung einer höheren 
k. k. Staatsgewerbeſchule (Bau- oder Maſchinenfach⸗ 
ſchule) beizubringen. 

3. Mit dieſer Stelle ſind ein Jahresgehalt von 


800 fl., zwei Triennialzulagen à 100 fl. und eine 


Amtswohnnng im neuen Rathhauſe, ſolange aber eine 
ſolche nicht zur Verfügung ſteht, ein Quartiergeld im 
Jahresbetrage von 300 fl., letzteres mit dem Beifügen 
verbunden, dafs der betreffende Bedienſtete aus Dienſtes⸗ 
rückſichten in einem dem neuen Rathhauſe naheliegenden 
Bezirke zu wohnen habe. 

4. Die Dienſt⸗Inſtruction für den bisherigen 
Haus⸗Inſpector des Rathhauſes iſt den dermaligen Ber: 
hältniſſen entſprechend umzuarbeiten. 

28. Referent Gem.-Rath Dr. Deutſchmaun: Ich habe noch 
die Ehre, zu referieren zur Zahl 9172. Es betrifft nämlich Be— 
willigung eines Zuſchuſscredites von 600 fl. behufs Ankaufes der 
zur Durchführung der Kupelwieſergaſſe im XIII. Bezirke erforder— 
derlichen Theilfläche der Cat.-Parc. 265/12, der Einl.⸗Z. 99, und 
Cat.⸗Parc. 314/4, Einl.⸗Z. 202 in Unter⸗St. Veit. 

Es iſt das ein günſtiger Ankauf, der nothwendig iſt, um 
dieſe Kupelwieſergaſſe durchführen zu laſſen und eine Regulierung 
des Bezirkstheiles anzubahnen. 

Dürgermeifler: Wenn keine Einwendung erhoben wird 
(Niemand meldet ſich), ſo bringe ich dieſen Antrag zur Abſtim— 
mung. Ich bitte jene Herren, welche mit dem Antrage des Stadt— 
rathes einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) An— 
genommen. 

Beſchluſs: Behufs Ankaufes der zur Durchfühung der Kupel— 
wieſergaſſe im XIII. Bezirke erforderlichen Theilflächen 
der Cat.⸗Parc. 265/12, E.⸗Z. 99, und Cat.⸗Parc. 314/4, 
E.⸗Z. 202 Unter⸗St. Veit, wird zur Rubrik XXII 4 
ein Zuſchuſscredit von 600 fl. bewilligt. 
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Bürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen Rauer. 

29. Referent Gem. Rath Rauer: Zur Zahl 10017. An⸗ 
ſuchen der freiwilligen Feuerwehr Lainz um Subvention. 

Die freiwillige Feuerwehr Lainz hat im Vorjahre 200 fl. 
Subvention erhalten und hat darüber ordnungsmäßig Rechnung 
gelegt. Es wird daher vom Stadtrathe beantragt, der freiwilligen 
Feuerwehr Lainz auch heuer eine Subvention von 200 fl. zu be— 
willigen. Ich bitte um die Annahme des Antrages. 

Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird, 
(Niemand meldet ſich), ſo bringe ich den Antrag des Stadtrathes 
zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche dafür ſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr Lainz wird eine Sub— 

vention von 200 fl. pro 1896 bewilligt. 

Würgermeiſter: Herr College Hipp zum Referate. 

30. Referent Gem.-Rath Hipp: Ich habe die Ehre, zu 
referieren zur Zahl 9578. Durch die Erweiterung der elektriſchen 
Beleuchtung im Rathhauſe iſt es nothwendig geworden, oder wird 
es vielmehr nöthig, zwei Perſonen für die Beleuchtung anzuſtellen. 
Ich erſuche daher, die eine von dieſen beiden halbjährig, und 
zwar für die Zeit vom 1. October bis 31. März, und die 
andere ganzjährig mit einem Monatsgehalte von 60 fl. anzuſtellen. 
Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeifler: Wünſcht einer der Herren das Wort? (Nie— 
mand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene Herren, welche 
mit dem Stadtraths-Antrag einverſtanden ſind, die Hand zu er— 
heben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Der Stand der Maſchiniſtengehilfen bei der elektriſchen 

Anlage im Rathhauſe iſt um zwei Mann zu erhöhen, 
von welchen der eine ganzjährig, der andere jedoch 
nur für die Zeit vom 1. October bis 31. März in 
Dienſt zu ſtellen iſt. Dieſelben erhalten einen Monats— 
lohn von 60 fl. und die ſonſtigen Nebenbezüge, wie 
ſie bisher dem zweiten und dritten Maſchiniſten— 
gehilfen zukommen. 

Bürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Dr. Krenn. 

31. Referent Gem.-Rath Dr. Krenn: Zur Zahl 9820. Die 
Congregation der Töchter der göttlichen Liebe um eine Subvention 
für den Kindergarten XVIII., Lacknergaſſe 87. Es iſt das ein 
Kloſter, welches ſich zur Aufgabe gemach“ hat, die Kinder von 
Armen unentgeltlich zu unterrichten und nöthigenfalls ſogar auch 
auszuſpeiſen. Es hat ſich — nebenbei bemerkt — dieſe Con— 
gregation auch zur Aufgabe gemacht, Dienſtboten ohne Arbeit zu 
verköſtigen und einem geſitteten Lebenswandel zuzuführen. Ich 
erſuche nun im Namen dieſer armen Kinder, wovon täglich mindeſtens 
hundert aus armen Arbeiterfamilien ausgeſpeist und unterrichtet 
werden, um Annahme dieſer Subvention von 200 fl. 

Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird 
(Niemand meldet ſich), fo bringe ich den Stadtraths-Antrag zur 
Abſtimmung. Jene Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt 
angenommen. 

Beſchluſs: Der Congregation der Töchter der göttlichen Liebe 
wird für den Kindergarten XVIII., Lacknergaſſe 87, 
eine Subvention von 200 fl. pro 1896 bewilligt. 

Bürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Lorenz Müller. 
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32. Referent Gem.-Nath Lorenz Müller: Meine Herren! 
Ich habe die Ehre, zu referieren zur Zahl 9763. Neuerliches 
Anſuchen der Gemeinde Stadlau um Erhöhung der zugeſicherten 
Subvention für die Herſtellung einer Straße von Kaiſermühlen 
nach Stadlau. Es handelt ſich um den Straßenzug Kaiſermühlen⸗ 
Stadlau. Herr Gem.⸗Rath Seiler hat ſeinerzeit diesbezüglich 
mehrere Anträge eingebracht, und es wurden bereits unter Bezirks— 
hauptmann Dr. v. Friebeis 4000 fl. Subvention zu dieſem 
Zwecke bewilligt. Weiters hat die Gemeinde Wien ſich verpflichtet, 
für dieſe Straße im Wiener Gemeindegebiete einen Koſtenaufwand 
von 3700 fl. zu beſtimmen. Zur Herſtellung dieſer Straße leiſtet 
die Gemeinde Wien 4000 fl., die Gemeinde Stadlau 5000 fl. 
und der Straßenausſchuſs Groß-Enzersdorf 6000 fl., zuſammen 
15.000 fl. Die Straße kommt aber auf 21.000 fl. zu ſtehen und 
es hat ſich die Gemeinde Stadlau daher neuerlich mit dem 
Anſuchen an die Gemeinde Wien gewendet, und der Stadtrath 
hat beſchloſſen, nachdem die Straße nicht nur allein für die 
Gemeinde Stadlau, ſondern auch für den Bezirkstheil Kaiſermühlen 
eine eminente Bedeutung hat, die Subvention um 1500 fl. zu erhöhen. 

Ich bitte daher, den Antrag des Stadtrathes auf Erhöhung 
der Subvention von 4000 fl. um weitere 1500 fl. anzunehmen. 

Bürgermeiſter: Wünſcht einer der Herren das Wort? 
(Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene Herren, welche 
mit dem Stadtraths-Antrage einverſtanden find, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Die der Gemeinde Stadlau bereits bewilligte Sub— 

vention für die Herſtellung einer Straße von Stadlau 
nach Kaiſermühlen per 4000 fl. wird um den Betrag 
von 1500 fl. erhöht. 

Vürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Purſcht. 

33. Referent Gem.-»Nath Vurſcht: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 9575. Es handelt ſich um Grundüber— 
laſſung und Gewährung von Bauerleichterungen an die bisherigen 
Pächter der Gründe im Territorium des projectierten ſtädtiſchen 
Gaswerkes. Der Stadtraths-Antrag lautet (liest): 

„Es ſeien die nachſtehenden, den bisherigen Pächtern der 
Gründe im Territorium des projectierten ſtädtiſchen Gaswerkes 
zufolge obigen Beſchluſſes in analoger Anwendung des 8 72 G.⸗St. 
gewährten Erleichterungen nachträglich zu genehmigen: 

1. dass ausſchließlich für die geweſenen Pächter der ſtädtiſchen 
Gaswerksgründe die Übertragung ihrer Pachtobjecte, reſpective der 
von ihnen auf dem Pachtgrunde aufgeführten Hütten oder ſonſtigen 
Objecte auf einzelne neue Parcellen in den angeführten und hiezu 
geeigneten Gebietstheilen des hierortigen Amtsbezirkes gegen Aus— 
ſtellung des üblichen intabulationsfähigen Demolierungsreverſes, 
reſpective Aufnahme der diesfälligen Verpflichtung in den Bau— 
conſens unter der ausdrücklichen Bedingung zugeſtanden werde, 
dafs dieſe Objecte auf jedesmaliges Verlangen der Gemeinde Wien 
wieder entfernt werden müſſen, weiters | 

2. dass aus Anlaſs der projectierten reſpective proviſoriſchen 
Verbauung von der Einhaltung erſt zu beſtimmender Baulinien 
und Niveaus Abſtand genommen werde, ſowie 

3. dass aus dieſen Bauführungen keine Verpflichtung abzu— 
leiten ſei, von der Gemeinde Wien die Herſtellung der noth— 
wendigen Verbindungswege zu verlangen.“ 

Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 
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Würgermeiſter: Herr College Tagleicht hat das Wort. 

Gem.⸗Rath Tagleicht: Mit dem Vorſchlage, dass die Ge— 
meinde jederzeit die Pächter hinauswerfen kann, kann ich mich 
abſolut nicht einverſtanden erklären. Es wäre unrecht, den Antrag 
anzunehmen, den der Herr Stadtrath vertritt, daſs nämlich die 
Pächter die von ihnen erbauten Objecte auf jedesmaliges Ver— 
langen der Gemeinde entfernen müſſen, und zwar ohne Kündigungs- 
friſt. Ohne Kündigung ſollen dieſe Gründe nicht verbaut werden 
können, und die Gemeinde ſoll nicht das Recht haben, die Leute 
ſofort zu entfernen. Ich beantrage daher den Zuſatz, daßs die 
Gemeinde eine dreimonatliche Kündigungefriſt feſtſetzt für die 
Pächter auf den Gartengründen in Simmering. 

Bürgermeiſter: Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger! 

Dice-Bürgermeifter Dr. Cueger: Der unmittelbare Herr 
Vorredner opponiert hier einer Beſtimmung, die nicht bloß ein— 
oder zweimal, ſondern die hundert- und tauſendmal in Anwendung 
gebracht worden iſt, ſolange Sie, meine ſehr geehrten Herren, 
(rechts) in der Majorität geweſen ſind. Das iſt der einfache 
Demolierungsrevers, geehrter Herr College, der von jedem Bau— 
führer verlangt werden mufs, der auf einem Grunde baut, der 
noch nicht parcelliert worden und bezüglich deſſen das Niveau 
noch nicht beſtimmt iſt. Das iſt gar keine Härte, ſondern etwas 
abſolut Selbſtverſtändliches. Daſs wir keine Härte üben wollen, 
können Sie uns glauben. Wir werden die Leute nicht wegtreiben, 
ſondern thun nur das, was unter allen Umſtänden geſchehen mufs. 
Und wenn Sie in der Brigittenau irgend jemanden fragen, der 
auf einem Kloſterneuburger Grunde eine Hütte erbaut hat, ſo 
werden Sie hören, das die Leute dieſelbe Erklärung abgeben 
müſſen. Es iſt nichts Hartes dabei, ſondern nur etwas Selbſt— 
verſtändliches, eine Pflicht, die wir ausüben müſſen. 

Vürgermeiſter: Herr Gem.-Rath Schlechter! 

Gem.-Nath Schlechter: Ich möchte den Herrn Referenten 
um Aufklärung bitten, wieſo es kommt, daſs im Antrage der 
8 72 des Gemeindeſtatutes angezogen wird. Es heißt im 8 72 
ausdrücklich, daſs bei größeren Angelegenheiten, wo bedeutendere 
Auslagen zu machen ſind und die von außerordentlicher Dring— 
lichkeit find, Verfügungen entweder über Beſchluſs des Stadt— 
rathes oder des Bürgermeiſters geſchehen ſollen und daßs dann 
unverzüglich die Genehmigung des Gemeinderathes einzuholen 
iſt. Ich finde aber in dem ganzen Antrage nicht den geringſten 
Betrag genannt, und weiß daher nicht, wie es ſich in dieſem 
Falle mit der Anwendung des § 72 verhält. Ich bitte alſo da 
zunächſt um Aufklärung. 

Vürgermeiſter: Der Herr Referent! 

Referent: Ich bitte, der §S 72 wird ja eben vollzogen. Der 
Herr College ſagt ja ſelbſt, dafs eine dringliche Angelegenheit früher 
in den Stadtrath und dann in den Gemeinderath zur Beſchluſs— 
faſſung zu kommen hat. Das geſchieht eben; mit dem iſt ja der 
§ 72 durchgeführt. Ich verſtehe den Herrn Collegen nicht, wie er 
das meint. Der $ 72 beſtimmt, dafs die Sache durch den Stadt— 
rath gehen und dann im Gemeinderathe darüber Beſchlufs gefasst 
werden ſoll; das geſchieht ja heute. 

Gem.-Nath Schlechter: Ich habe ja ausdrücklich darauf 
hingewieſen, daſs der § 72 ſich auf Geldauslagen bezieht, und 
wenn ſolche Geldauslagen nothwendig ſind, und es kann ein Be— 
ſchlufs des Gemeinderathes nicht eingeholt werden, ſo kann das 
vorläufig über Beſchluſs des Stadtrathes oder über Verfügung 
des Bürgermeiſters erfolgen. 
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In dem vorliegenden Antrage finde ich nicht den geringſten 
Geldbetrag erwähnt. So handelt es ſich beiſpielsweiſe in einem 
Punkte darum, dass, wenn es ſich um proviſoriſche Verbauung 
handelt, von der Einholung der Beſchlüſſe des Gemeinderathes 
u. ſ. w. Abſtand genommen werden kann. Das iſt doch keine 
Geldauslage. Dieſer Fall kann alſo nicht unter $ 72 ſubſumiert 
werden. Dann heißt es weiter, daſs aus dieſen Bauführungen 
keine Verpflichtung abzuleiten ſei, von der Gemeinde Wien die 
nothwendigen Verbindungswege zu verlangen. Das iſt doch auch 
keine Geldauslage. 
Warum wird alſo gerade der §S 72 angezogen? Dieſe Ant— 
wort hat der Herr Referent noch nicht gegeben. 

Ich bitte, mir alſo zu ſageu: Warum wird der § 72 ange— 
zogen, der ſich auf den vorliegenden Fall abſolut nicht bezieht? 
Bürgermeiſter: Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger! 

Bice-Bürgermeifter Dr. Steger: Der unmittelbare Herr 
Vorredner hätte den Antrag doch leſen ſollen. Da heißt es: „In 
analoger Anwendung des 8 72 des Gemeindeſtatutes.“ Wir wiſſen 
ebenſogut wie er, dafs der $ 72 dem Wortlaute nach nur auf 
ſolche Verfügungen Anwendung zu finden hat, mit welchen eine 
Geldausgabe verbunden iſt. Nun kommt es aber merkwürdigerweiſe 
im Menschenleben und im Gemeinderathe vor, daſs Verfügungen 
plötzlich zu treffen ſind, mit welchen eine Geldausgabe nicht ver— 
bunden iſt, und das, was hier vorkommt, iſt eine ſolche Verfügung. 
Es wurde mit den betreffenden Pächtern unterhandelt und es 
muſste dies zugeſtanden werden. Wir bringen dies jetzt in den 
Gemeinderath und ſagen Ihnen ausdrücklich: „In analoger 
Anwendung des § 72 iſt dies bereits verfügt worden, wir erſuchen 
um die nachträgliche Genehmigung.“ Sonſt hat es weiter keine 
Bedeutung. Ich bitte, wir ſagen ausdrücklich: „In analoger An— 
wendung.“ Wir könnten die Sache auch drehen, wollen es aber 
nicht thun. Eine Geldauslage iſt nämlich inſoweit damit verbunden, 
als den Pächtern Entſchädigungen gezahlt worden ſind. Wir hätten 
alſo ſagen können, wir haben das gethan und begeben uns unter 
den Schutz des §S 72. Aber das wollen wir nicht thun. Eine 
Geldausgabe zu machen, waren wir berechtigt. Wir waren nur 
nicht berechtigt, dieſe Verfügung zu treffen ohne Beſchluſs des 
Gemeinderathes. Wir hatten nun keinen anderen Ausweg im 
Geſetze als eine analoge Anwendung des § 72, und Ihre Sache, 
geehrte Herren, iſt es, uns zu ſagen, ob Sie uns die nach— 
trägliche Genehmigung ertheilen wollen oder nicht. Wenn die 
geehrten Herren in der Majorität wären, ſo würden Sie uns 
gewiſs die Zuſtimmung nicht geben; ein ſolches Verlangen kann 
eben nur ein Präſidium ſtellen, welches der Majorität abſolut 
ſicher iſt. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Bürgermeiſter: Herr Gem.-Rath Dr. Nechansky! 

Gem.-Nath Dr. Nechansky: Ich glaube, dass die Herren 
miſsverſtanden haben, warum Herr College Schlechter über— 
haupt das Wort ergriffen hat. Es iſt das mehr ein theoretiſcher 
Streit, hat aber auch einen praktiſchen Kern; wir möchten eben 
nur wünſchen, dass die Beſtimmung des § 72 des Gemeinde— 
ſtatutes keine analoge Anwendung finde. Dieſe Beſtimmung des 
8 72 iſt eine Ausnahme. Es iſt möglich, daſs mir das mein 


juriſtiſches Bewuſstſein vor allem ſagt, bei uns gilt aber der 

Grundſatz: Ausnahmen ſind ſtrenge auszulegen, und es iſt nur zu 

wünſchen, daſs eine ſolche Ausnahme ganz ſpecifiſcher Natur keine 

Ausdehnung finde auf analoge Fälle. Das möchten wir nur gerügt 

haben. Wir find unſerer Schwäche uns bewuſst (Heiterkeit) und 
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ich gratuliere dem Präſidium zu der ſchön gehorſamen Majorität 

(Heiterkeit), weil wir vollkommen einſehen, daſs das Präſidium 

eine Majorität braucht. Aber wir möchten doch bitten, daſs von 

dieſem glücklichen Umſtande von Seite des Präſidiums kein Mifs- 
brauch gemacht werde. 

Bürgermeiſter: Das geſchieht nicht. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: 
Belehrung (Heiterkeit). 

Bürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Zifferer! 

Gem.-Nath Zifferer: Meine ſehr geehrten Herren! Es 
ſcheint wohl etwas im Referate zu ſtehen, was uns hier nicht 
gejagt wird, denn ich leſe hier, dajs dieſe Pachtobjecte anf den 
angeführten und hiezu geeigneten Gebietstheilen errichtet werden 
ſollen. Welches dieſe angeführten Gebietstheile ſind, iſt hier nicht 
geſagt. 

Da iſt es doch mindeſtens eine berechtigte Neugierde, wohin, 
für welche Gebiete dieſe Ausnahmsverfügungen getroffen werden 
ſollen. Dann iſt hier ſehr viel von den Herren Juriſten 
geſprochen worden, ich möchte aber doch die Herren Juriſten um 
eine Belehrung bitten: Wenn ein Grundſtück mir gehört und ich 
einem anderen geſtatte, darauf eine proviſoriſche Hütte zu bauen, 
wo intabuliere ich die Berechtigung, dass dieſe Hütte jederzeit wieder 
ohne Entſchädigung demoliert werden mufs? Auf meinem eigenen 
Grund und Boden? Wir ſelbſt intabulieren auf unſerem eigenen 
Grund und Boden die Berechtigung, dajs er kein Recht habe, 
etwas zu verlangen, wenn er demolieren mufs! Dieſe Intabu— 
lationsfähigkeit möchte ich doch bitten, mir aufzuklären. 

Vürgermeiſter: Der Herr Referent! 

Referent: Wenn jemand im XI Bezirke eine ſolche Hütte 
aufſtellen will, die er heute in dem Territorium hat, welches er ver— 
laſſen mufs, fo ſoll ihm dies gewährt werden. (Rufe rechts: Wo?) 
Im XI Bezirke, wo immer. (Rufe rechts: Das ſteht aber im 
Referate nicht!) Es mußs heute noch nicht ausgeſprochen fein, wo— 
hin er kommt. Im Falle er dort irgend einen Platz pachtet, ſoll 
ihm dieſe Erleichterung geboten werden. Wir können ja heute 
noch beſtimmen, wo er die Hütte bauen wird; das ſteht auch im 
Antrage; ich bitte, ihn nur genau zu leſen. 

Bürgermeiſter: Zum Worte iſt niemand mehr gemeldet. 
Ich bringe daher den Antrag des Stadtrathes zur Abſtimmung; 
jene Herren, welche dafür ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Die nachſtehenden, den bisherigen Pächtern der 
Gründe im Territorium des projectierten ſtädtiſchen 
Gaswerkes zufolge Stadtraths-Beſchluſſes vom 1. De- 
cember 1896, Z. 9575, in anologer Anwendung des 
§ 72 G.⸗St. gewährten Erleichterungen werden nach— 
träglich genehmigt: 

1. Dass ausschließlich für die geweſenen Pächter 
der ſtädtiſchen Gaswerksgründe die Übertragung 
ihrer Pachtobjecte, reſpective der von ihnen auf dem 
Pachtgrunde aufgeführten Hütten oder ſonſtigen Objecte 
auf einzelne neue Parcellen in den angeführten und 
hiezu geeigneten Gebietstheilen des h. o. Amtsbezirkes 
gegen Ausſtellung des üblichen intabulationsfähigen 
Demolierungs-Reverſes, reſpective Aufnahme der dies— 
fälligen Verpflichtung in den Bauconſens unter der 
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ausdrücklichen Bedingung zugeſtanden werde, daſs 


Nr. 98. — 8. December 1896. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 4. December 1896, 


NKL NT TTTNTTNTNDNNDL 


INNEN 


N f NUN NN Nr.. 


dieſe Objecte auf jedesmaliges Verlangen der Ge— 
meinde Wien wieder entfernt werden müſſen; weiters 

2. dass aus Anlass der projectierten reſpective 
proviſoriſchen Verbauung von der Einhaltung erſt zu 
beſtimmender Baulinien und Niveaus Abſtand ge— 
nommen werde, ſowie 

3. daſs aus dieſen Bauführungen keine Ver⸗ 
pflichtung abzuleiten ſei, von der Gemeinde Wien die 
Herſtellung der nothwendigen Verbindungswege zu 
verlangen. 

34. Referent Gem.-Nath Vurſcht: Ich habe ferner die 
Ehre, zu referieren zur Zahl 8915. Es handelt ſich hier um die 
Abänderung des Niveaus in der Neſſel- und Roggendorfſtraße 
im XVII. Bezirke. Es iſt ein miniſterielles Niveau beſtimmt, 
das nicht angenommen werden kann; ein weiteres iſt vom Stadt— 
bauamte beſtimmt, die in der Mitte gelegene ſtrichpunktierte Linie 
iſt vom Stadtrathe beantragt. Der Antrag des Stadtrathes 
lautet (liest): 

„Es ſei das Niveau in der Roggendorfſtraße zwiſchen dee 
Schöffelgaſſe und Comeniusgaſſe zu vergleichen“. 

Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird, 
bringe ich den Antrag des Stadtrathes zur Abſtimmung. Die— 
jenigen Herren, welche dafür ſind, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 
Referenten⸗Antrag. 

Bürgermeifler: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Hraba. (Gem.-Rath Tagleicht meldet ſich zur Geſchäfts— 
ordnung.) Herr Gem.-Rath Tagleicht zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Tagleicht (zur Geſchäſtsordnung): Ich muſßs 
den Herrn Bürgermeiſter erinnern, daßs er beim erſten Stück, 
über welches Herr Gem.-Rath Purſcht referiert hat, vergeſſen 
hat, den Zuſatz-Antrag, welchen ich geſtellt habe, zur Abſtimmung 
zu bringen, mein Antrag hat dahin gelautet, dass eine dreimonat— 
liche Kündigung den Pächtern in Simmering zugeſtanden werden ſoll. 

Bürgermeifter: Herr College Wurm zur Geſchäftsordnung. 

Gem.⸗Nath Wurm: Wie ich gerade jetzt erſehen habe, kommt im 
Berichte über die Sitzung vom 27. November vor, daſs ich an der 
Abſtimmung über den Antrag des Collegen Brunner theil- 
genommen hätte. Nachdem ich in der Sitzung gar nicht anweſend 
war, konnte ich auch an dieſer Abſtimmung ſelbſtverſtändlich nicht 
theilgenommen und alſo auch nicht mit „Ja“ geſtimmt haben. 
Dann conſtatierte der Herr Bürgermeiſter, daſs die Abſtimmung 
das Reſultat ergeben hat, daſs 71 Stimmen gegen den Antrag 
des Herrn Gem.-Rathes Brunner waren und nur eine Stimme 
dafür. Später heißt es, dafs der Herr Bürgermeiſter ſich ver— 
beſſert und bemerkt hat, daſs 72 Stimmen gegen den Antrag 
waren und nur eine Stimme dafür. Unter dieſen 72 Stimmen 
iſt meine Stimme im Berichte genannt (Widerſpruch links), und 
nachdem ich nicht anweſend war, iſt dieſe Stimme jedenfalls nicht 
giltig. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Zur Aufklärung. Ich 
habe damals den Vorſitz geführt und ich pflege immer bei den 
Abſtimmungen mit zu ſcrutinieren. Ich habe nun 71 gezählt, 
wie ich zuerſt auch verkündigt habe. Später haben mir die 
Stenographen mitgetheilt, dass dies nicht richtig fei, daſs 72 Stimmen 
mit „Nein“ waren. Wenn nun der Name des Herrn Gem.-Rathes 
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Wurm unter dieſen 72 Stimmen war, ſo war meine erſte 
Enunciation richtig und ſind 71 Herren dafür, beziehungsweiſe 
dagegen geweſen. 

Es iſt das weiter von keiner Bedeutung, weil eine genügende 
Stimmenzahl für die weitere Beſchluſsfähigkeit vorhanden war. Es 
genügt, wenn 70 Stimmen dafür waren. Es müßste das alſo 
eventuell richtiggeſtellt werden. Ich kann nur ſagen, ich habe 
dieſe zweite Enunciation auf Grund der Mittheilungen der Steno— 
graphen gemacht, welche mir mitgetheilt haben, dafs nicht 71, 
ſondern 72 Herren mit „Nein“ geſtimmt haben. 

Gem.-Nath Wurm: Ich erlaube mir, zu bemerken, dass es 
für mich von großer Bedeutung iſt, dafs das richtiggeſtellt werde. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. CTueger: Es wäre kein Unglück, 
wenn Sie auch einmal für den Bürgermeiſter ſtimmen. Sie haben 
das ja vier Jahre gethan. (Heiterkeit links.) 

Gem.-Rath Wurm: Es geht nicht an, dajs ich als an— 
weſend angeführt werde, wenn ich nicht hier war. 

Bürgermeifter: Es wird mir jetzt von den Herren Schrift— 
führern mitgetheilt, dafs 72 Herren ohne den Collegen Wurm 
waren. Das iſt alſo nur ein Druckfehler. Wir können nicht dafür, 
wir ſind keine Stenographen und haben das nicht geſchrieben. 
(Zwiſchenrufe rechts.) Wenn es der Herr College Matzenauer 
ſchreiben müſste, ſo würde das wahrſcheinlich nicht einmal ſo aus— 
fallen. (Lebhafte Heiterkeit. — Zwiſchenrufe.) Herr College 
Schlechter, Sie haben nicht das Wort. Sie haben immer zu 
reden. Ich bitte um Ruhe! 

Gem.-Rath Wurm: Ich mußs conſtatieren, dafs die Zahl 72 
nur dann herauskommt, wenn mein Name mitgezählt wird. 

Vürgermeiſter: Gegenüber dem Herrn Collegen Tagleicht 
muſs ich bemerken, dafs ich nicht gewuſst habe, daſßs er einen 
Zuſatz⸗Antrag geſtellt hat. Er ſpricht etwas leiſe und unverſtändlich. 
Ich würde daher bitten, in Zukunft ſolche Anträge ſchriftlich zu 
ſtellen. Dann werden fie gewiſs zur Abſtimmung gelangen. 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich habe laut genug geſprochen, 
auch hat Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger mir entgegnet. 

35. Referent Gem.-RNath Hraba: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 6146 zu referieren. Anträge, wegen Verbeſſerung der 
Bezüge und Verbeſſerung der Lage der Mannſchaft der ſtädtiſchen 
Feuerwehr. Die vorliegenden Anträge involvieren eine Anderung 
des vom Gemeinderathe im Jahre 1884 geſchaffenen Organiſations— 
ſtatutes und bezwecken die Verbeſſerung der Anſtellungsverhältniſſe 
der Bedienſteten der Feuerwehr. Dieſe Verbeſſerung, mit welcher 
ſich der Gemeinderath ſchon mehrere Jahre befajst, wird gewährt, 
erſtens durch die Erhöhung der Bezüge, zweitens durch die Ver— 
beſſerung der Avancementsverhältniſſe, insbeſondere durch Schaffung 
von Quinquennien und Triennien, und drittens durch Schaffung 
einer Penſions⸗ beziehungsweiſe Proviſionsordnung und auch an— 
hänglich die Verſorgung der Witwen und Waiſen. 

Die Hauptrolle ſpielt bei ſolchen Regulierungen immer der 
Koſtenpunkt. Nach den in Ihren Händen befindlichen Tabellen 
hat das Feuerwehr⸗Commando ein Mehrerfordernis von 33.877 fl., 
der Magiſtrat ein ſolches von 24.831 fl. und die Buchhaltung 
ein Mehrerfordernis von 20.544 fl. herausgebracht. Der Stadt— 
raths-Antrag jedoch verlangt eine Mehrauslage von 22.253 fl., ein 
Betrag, der ſich vom 1. Jänner 1899 jährlich um circa 2000 fl. 
erhöht, und zwar bis zum Jahre 1906, wo er dann die Höhe 
von 43.703 fl. erreicht hat. Dafür hat aber der Stadtrath eine 
gründliche Regulierung vorgenommen und nicht, wie bisher uſuell, 
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nur eine momentane Abhilfe geſchaffen. Es iſt ſonach die Gewähr 
geboten, daſs nunmehr auf lange Zeit Ruhe und Zufriedenheit 
in unſerem Feuerwehr⸗Corps vorherrſchen werden. 

Nach meiner Anſicht ſind für die Bedienſteten der Feuerwehr 
die wichtigſten Punkte: die Gleichſtellung hinſichtlich der Penſions— 
normalien mit den anderen Bedienſteten der Commune Wien; 
zweitens die Gewährung einer 30jährigen Dienſtzeit bis zur vollen 
Penſionierung und drittens auch die gleichzeitige Ausdehnung dieſer 
Wohlthat auf die Witwen und Waiſen der Bedienſteten der unteren 
Kategorien, was bisher meiſt nur im Gnadenwege erreicht werden 
konnte. Neu iſt auch, dafs man den unteren Kategorien, die im 
Taglohne ſtehen, nach 10jähriger Dienſtzeiſt ein Quartiergeld, und 
zwar in der Höhe von 150 fl. beſtimmt, und ihnen dadurch eine 
Erleichterung zur Gründung eines Haushaltes ſchuf, und ſonach 
auch einem dringenden Wunſche dieſer Kategorien Rechnung tragen 
und ihnen die Ehebewilligung gewährleiſten konnte. 

Neu iſt ferner die Einführung von einem Triennium von 
20 kr. täglich bei den Feuerwehrmännern I. und II. Claſſe, zweier 
Triennien von 10 kr. bei den Kutſchern und zweier Triennien 
von 10 kr. täglich bei den übrigen ſechs Chargen. Es kann ſonach 
ein Löſchmeiſter I Claſſe nach 16jähriger Dienſtzeit an Lohn 803 fl., 
an Quartiergeld 150 fl., ſonach zuſammen 953 fl. beziehen, eine 
Ausſicht für Avancement, die eine günſtige genannt werden mußs 
und die es hoffeutlich mit ſich bringen wird, daſs auch Bauhand— 
werker Veranlaſſung finden werden, ſich in unſerem Löſchcorps 
einreihen zu laſſen. 

Ich gehe nun auf die Anträge des Stadtrathes ſelbſt über. 
Ich mufs zuerſt hervorheben, dafs der Stand vollkommen gleich 
bleibt. Gegenwärtig umfasst der Stand 333 Perſonen, die find 
auch nach den Anträgen des Stadtrathes belaſſen, es vollzieht ſich 
nur innerhalb dieſes Rahmens die Erhöhung der Bezüge und die 
Anderung in den Titeln. So wurde zum Beiſpiel eine neue Stelle 
der Exerciermeiſter III. Claſſe geſchaffen, und zwar an Stelle des 
Requiſitenmeiſters, dann wurden zwei neue Stellen von Exercier— 
meiſtern IV. Claſſe geſchaffen, und zwar an Stelle des gegen— 
wärtigen Oberhorniſten und Turnmeiſters, weiters wurden zwei 
Obertelegraphiſtenſtellen II. Claſſe geſchaffen an Stelle der früheren 
zwei Telegraphiſten. Unter den proviſoriſch Angeſtellten wurden 
neu geſchaffen: 15 Telegraphiſtenſtellen II. Claſſe und 15 Tele— 
graphiſtenſtellen III. Claſſe, und zwar an Stelle von 30 Feuer- 
wehrmännern J. Claſſe. 

Es iſt bekannt, daſss die beiten Telegraphiſten unter den 
Feuerwehrmännern J. Claſſe bisher dazu verwendet werden, um 
den Telegraphendienſt ſelbſtändig zu beſorgen. 

Um nunmehr den Ehrgeiz dieſer Perſonen anzuregen und 
ihnen den Titel zu geben, der ihnen gebürt für die Arbeit, die 
ſie ausführen, wünſcht das Feuerwehr-Commando dieſe 30 Stellen 
zu creiren. Was unter den definitiv Angeſtellten die Neucreirung 
der Exerciermeiſter anbelangt, ſo habe ich Folgendes zu bemerken: 
Der jetzige Oberhorniſt und Turnmeiſter verſehen hauptſächlich 
die Dienſte der Exerciermeiſter, nur haben ſie nicht dieſelbe 
Diſtinction. 

Nun meint das Feuerwehr-Commando, man ſoll ihnen die 
für ihren Dienſt nothwendige und ihnen auch gebürende Diſtinction 
geben, während die jüngſten Exerciermeiſter die Requiſiten über- 
wachen, die Lehre über die Signale vornehmen und auch das 
Vorturnen bewerkſtelligen können. Das ſind im großen und ganzen 
die Anträge ziffermäßig zum Ausdrucke gebracht. 
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Was nun die Anderung der verſchiedenen Paragraphe des 
Organiſationsſtatutes anbelangt, ſo haben die Herren die dies— 
bezügliche Vorlage in Händen, und es wäre mir ſehr angenehm, 
wenn Sie mir geſtatten würden, fie Ihnen nicht zur Verleſung 
bringen zu müſſen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger (der während des vorſtehenden 
Referates den Vorſitz übernommen hat): Herr Baron v. Engerth! 

Gem.-Nath Freiherr v. Engerth: Meine Herren! Ich 
fühle mich veranlafst, in Bezug auf den Kopf und den Titel des 
Gegenſtandes, wie er uns in der Tagesordnung vorgelegt worden 
iſt, zu ſprechen, weil man bei der Stiliſierung, wie ſie in der 
Tagesordnung vorkommt, die Vermuthung haben könnte, dass es 
ſich hier nicht bloß um eine Aufbeſſerung der Bezüge der ſtädtiſchen 
Feuerwehrmannſchaft, ſondern auch wirklich um eine Verbeſſerung 
der Lage dieſer Feuerwehrmannſchaft dreht, und ich möchte doch in 
ein paar Worten ſagen, daßs ich mich dieſer Anſchauung nicht an— 
ſchließen kann. Ich gebe ſehr gerne zu, dafs eine Verbeſſerung der 
Löhne durch dieſe Anträge in Ausſicht genommen iſt, und betone 
ausdrücklich, daſs mir ſchon längſt eine Verbeſſerung und eine Er— 
höhung dieſer Löhne für nothwendig erſchienen iſt, und ich nur be— 
dauern kann, daſs fo lange Zeit bei der Feuerwehr dieſe Löhne 
beſtanden haben. Ich möchte nicht wieder die Bemerkung des Herrn 
Vorſitzenden hören, daj ich einer Partei angehöre, die ja früher 
am Ruder war. 

Ich war zur damaligen Zeit nicht Mitglied des Gemeinde— 
rathes und ich möchte auch ein für allemal bei dieſer Gelegenheit 
erwähnen, wenn wirklich etwas derartiges von mir kritiſiert wird, 
daſs das auch hätte geſchehen können, zu einer Zeit, in welcher 
ich Mitglied einer Majorität geweſen wäre. Es braucht nicht jedes 
Mitglied der Majorität einverſtanden zu ſein mit dem, was die 
Majorität macht. Ich habe aber heute Gelegenheit, über dieſen 
Gegenſtand zu ſprechen, und ich möchte meine Anſchauung dahin 
präciſieren, daſs die Lage dieſer Feuerwehrmannſchaft durch dieſe 
Anträge eigentlich keine Verbeſſerung erfährt. Wir haben vom 
Herrn Referenten gehört, dafs die Zahl der Mannſchaft die gleiche 
bleibt, und darin liegt meiner Meinung nach das Moment, daſs 
man von einer Verbeſſerung der Lage nicht ſprechen kann. Wenn 
Sie dieſe Tabellen vergleichen, die uns das Referat gebracht hat 
— ich ſehe nicht ein, warum ſie dem Referate beigelegt ſind, 
denn dadurch iſt gerade nur das erreicht, nachzuweiſen, wie ver- 
hältnismäßig ſchlecht unſere Feuerwehr bezüglich ihrer Dienſt— 
leiſtung geſtellt iſt gegenüber den Feuerwehren anderer Städte — 
ſo werden Sie ja gerade aus dieſer Tabelle erſehen, daſs in 
Deutſchland jeder Mann jeden dritten Tag frei hat, bei allen 
Feuerwehren die in der Tabelle angeführt ſind. 

Bei uns aber würde nach der heutigen Dienſteintheilung, die 
auch beibehalten werden muſs, weil ja der Stand nicht erhöht wird, 
ein Mann vier Tage im Monate frei werden, alſo ſtatt jeden 
dritten Tag würde er im Monate vier Tage frei werden. Dann 
kommt noch zu berückſichtigen, dafs in unſerer ſtädtiſchen Feuerwehr 
ein Theil 16 Tage im Monate zu Filialen delegiert wird, wo er 
eine ununterbrochene Bereitſchaft hat, dafs er alſo die reſtlichen 
15 Tage in der Centrale zubringt, wo er dann jeden vierten Tag 
frei haben ſoll, was bekanntlich nicht immer möglich iſt, durch 
Krankheiten der einzelnen Feuerwehrmänner insbeſondere, oder 
durch größere Anſtrengungen der Feuerwehrmannſchaft. So ſehen 
wir daraus, daſs unſere Feuerwehrmänner in Wien höchſtens 
45 Tage im Jahre frei bekommen. Es iſt alſo das verhältnis— 
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mäßig eine viel geringere Zahl als das bei anderen Feuerwehren, 
bei den Feuerwehren in Deutſchland, der Fall iſt. Ich will davon 
nicht ſprechen, dafs es die Kutſcher viel ſchlechter haben, die haben 
ſogar nur jeden zwanzigſten Tag frei. Dieſe haben alſo während 


des ganzen Jahres höchſtens 18 Tage frei. Dabei beſitzen von 


unſeren ehemaligen Vororten, alſo den Bezirken XI bis XIX, bloß 
der XI und XVII. Bezirk die ſtädtiſche Feuerwehr. Alle anderen, 
wie es ja uns allen bekannt iſt, werden durch freiwillige Feuer— 
wehren bedient. Ich will nicht direct den Stab über die freiwilligen 
Feuerwehren brechen; ich will ſehr gerne anerkennen, dafs fie im 
großen und ganzen ſehr viel gutes leiſten, im Vergleiche zu der 
ſtädtiſchen Feuerwehr aber müſſen wir doch bekennen, daſs deren 
Leiſtungen verhältnismäßig ſchlechtere ſind. Ich betone: ich will 
keiner Feuerwehr nahetreten. Es iſt doch etwas ganz anderes mit 
einer Berufsfeuerwehr. Bedenken Sie, dafs bei einem Brande 
die freiwilligen Feuerwehren erſt alarmiert werden müſſen, dafs ſich 
die Mannſchaft erſt ankleiden muss, und dafs die Pferde erſt be— 
ſchaffen werden müſſen, telephoniſch oder telegraphiſch von der 
Omnibus⸗ oder Tramwah⸗-Geſellſchaft u. ſ. w. und dieſe, wie die 
Depots können oft auch weiter abliegen. Das iſt gewiss ein Er— 
ſchwernis. 

Ich hätte alſo ſehr gewünſcht, das man aus Anlass dieſer 
Reorganiſation der Gehalte darangegangen wäre, in dem Sinne, 
wie ich es meine, die Lage der ſtädtiſchen Feuerwehrmannſchaft 
zu verbeſſern, das wäre aber nur möglich geweſen, wenn man 
auch die Zahl derſelben erhöht hätte. Wenn heute vielleicht kein 
günſtiger Moment dazu iſt, das zu machen, ſo möchte ich bei 
dieſer Gelegenheit das angeregt haben, dafs eine wirkliche Re— 
organiſation der ſtädtiſchen Feuerwehr in dieſem Sinne vor— 
genommen wird und dafs auch die freiwilligen Feuerwehren dabei 
in Betracht gezogen werden, daſs möglicherweiſe eine Feuerwehr 
für ganz Wien geſchaffen wird und in folgedeſſen in alle Filialen 
Feuerwehr gelangt. Im übrigen mußs ich mich beſcheiden und 
gerne begnügen mit dem, was der Antrag bringt, und werde 
ſelbſtverſtändlich auch mit dieſem Wenigen in meinem Sinne ein⸗ 
verſtanden ſein und dafür ſtimmen. (Beifall rechts.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Integer: Herr College Schlögl! 

Gem.-Nath Schlögl: Meine Herren! Als im Jahre 1891 
die Vororte einbezogen wurden, ſind auch Feuerwehrmänner der 
freiwilligen Feuerwehr von der Centrale überommen worden. 
Bei uns in Rudolfsheim ſind ſeinerzeit drei Angeſtellte übernommen 
worden, die 18 Jahre gedient haben, und dieſe Leute haben heute 
noch einen Gehalt von 52 fl. monatlich und kein Quartiergeld. 
Solche Leute gibt es viele, die verheiratet ſind und nahezu 
28 Jahre dienen. Meine hochverehrten Herren! Wenn ich auch 
nicht behaupten will, dass einer, der 28 Jahre ſeine Stelle ausübt, 
heute noch als Löſchmann dienen kann, ſo gebietet es doch anderer— 
ſeits die Gerechtigkeit, dafs ſolche Leute auch entſprechend entlohnt 
werden; ich möchte daher auch anregen, dafs Leute, die 18 Jahre 
angeſtellt ſind, wie die genannten in Rudolfsheim, auch bei der 
Gehaltsaufbeſſerung etwas profitieren ſollen, denn es ſind Leute 
dabei, die heute nicht einmal ein Deeret haben, trotzdem fie als 
Feuerwehrleute erſter Claſſe dazumal übernommen worden ſind. 
Ich bitte, meine Herren, auch für die Feuerwehrleute der ehemaligen 
Vororte Gerechtigkeit werden zu laſſen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Sebaſtian 
Grünbeck! 
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Gem.-Nath Hebaſtian Grünbeck: Es wurde hier fo in- 
direct von der Aufhebung der freiwilligen Feuerwehren geſprochen. 
Sind wir froh, daſs die freiwilligen Feuerwehren in den Vororten 
exiſtieren, welche 1400 bis 1500 Mann ſtellen, während in den 
einzelnen Filialen, wie Sie wiſſen, vier Löſchmänner und eventuell 
noch vier Druckmänner in Verwendung ſtehen. Wir haben jetzt 
im XVII. Bezirke eine Filiale und dieſelbe koſtet, während ſich 
der Koſtenaufwand früher auf vielleicht 1000 fl. belief, jetzt 12.000 fl. 
Wenn wir die Feuerwehr in allen Bezirken innerhalb der Grenzen 
der ehemaligen Vororte organiſieren würden, kämen wir mit 
200.000 fl. nicht aus, die Conſtituierung der neuen Feuerwehr 
würde mindeſtens ſoviel koſten. Sie ſehen, eine kleine Mannſchaft 
koſtet ſchon eine ſolche Rieſenſumme. Wenn Sie nun die jetzt 
beantragte neue Regulierung ins Auge faſſen, die gewijs koloſſale 
Aufbeſſerung, die Zugeſtändniſſe bezüglich der Penſionierung und 
die anderen Vortheile, fo müſſen Sie ſagen, dafs der Stadtrath 
gegenüber der Feuerwehr ſehr coulant vorgegangen iſt. Es ver— 
urſacht das eine Mehrauslage von 43.000 fl. pro Jahr, eine 
Summe, die bei unſerem Budget nicht ſo leicht hereinzubringen 
iſt. Wünſchen wir alſo nicht, dass die freiwilligen Feuerwehren 
Sobald aufgehoben werden, denn dann müjsten wir unbedingt das 
Budget neuerlich um 200.000 bis 300.000 fl. belaſten. Der Vor: 
wurf gegenüber dem Stadtrathe iſt alſo ungerecht, denn es wurde 
für die Feuerwehr mehr gethan, als ſie vielleicht erwartet hat. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Lneger: Wir ſchreiten nun zur 
Beſprechung der einzelnen Anträge. Der erſte Antrag lautet auf 
Abänderung der 88 7 und 8 des Organiſationsſtatutes für die 
Feuerwehr. Ich werde die Sache getrennt behandeln. 

Wünſcht jemand zur Anderung des 87 das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene Herren, welche mit dem 
§ 7, wie er jetzt vorliegt, einverſtanden find, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Wünſcht jemand zur Anderung des § 8 das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich diejenigen Herren, die mit 
§ 8, wie er hier beantragt iſt, einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Punkt 2 der Referenten-Anträge. Er 
betrifft die Abänderung des § 9 des Organiſationsſtatutes für 
die Feuerwehr der Stadt Wien. Wünſcht einer der Herren hiezu das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich diejenigen 
Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden find, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wir kommen nun zu Punkt 3 der Referenten-Anträge, welcher 
ſich bezieht auf § 10 des Organiſationsſtatutes für die Feuerwehr 
der Stadt Wien. Wünſcht einer der Herren zu dieſem Punkte das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich diejenigen 
Herren, welche mit § 12, wie er hier beantragt iſt, einverſtanden 
find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Punkt 4 der Referenten-Anträge, welcher 
ſich bezieht auf $ 12 des Organiſationsſtatutes für die Feuerwehr 
der Stadt Wien. Er betrifft gewiſſe Einſchaltungen, welche Sie 


aus den Referenten⸗Anträgen erſehen können. Wünſcht einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte 
ich die geehrten Herren, welche mit Punkt 4 der Referenten- 
Anträge einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Wir kommen nun zu Punkt 5 der Referenten-Anträge, welcher 
ſich bezieht auf $ 15 des Organiſationsſtatutes für die Feuerwehr 
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der Stadt Wien. Es iſt das die Ermöglichung der Verehelichung. 


Wünſcht einer der Herren zu dieſem Punkte das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich diejenigen Herren, welche 
mit dieſem Punkte einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 


Wir kommen nun zu Punkt 6 der Referenten-Anträge, welcher 
ſich bezieht auf § 19 des Organiſationsſtatutes für die Feuerwehr 
der Stadt Wien. Wünſcht einer der Herren zu dieſem § 19 das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich diejenigen 
Herren, welche mit § 19, wie er hier beantragt wird, einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Wir gelangen zu Punkt 7 der Referenten-Anträge, wo es 
heißt: „Bei § 20 iſt ſtatt 21/, Percent 3 Percent zu ſetzen.“ 
Wünſcht einer der Herren zu dieſem Punkte das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich diejenigen Herren, welche 
damit einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) An— 
genommen. . 

Punkt 8 enthält die Beſtimmung, dafs diefe Anderung des 
beſtehenden Organiſationsſtatutes der Feuerwehr u. ſ. w. vom 
1. Jänner 1897 an in Wirkſamkeit zu treten hat. Wünſcht einer 
der Herren das Wort zu dieſem Gegenſtande? (Niemand meldet 
ſich.) Wenn nicht, jo bitte ich diejenigen Herren, welche mit dieſem 
Punkte der Referenten-Anträge einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. Der 
Gegenſtand iſt hiemit erledigt. 

Beſchluſs: 1. SS 7 und 8 des Organiſationsſtatutes für die 
Feuerwehr der Stadt Wien haben infolge Genehmigung 
der Rangclaſſeneintheilung (Gemeinderaths-Beſchlüſſe 
vom 31. Mai, 14. und 17. Juni 1892, Z. 2401) 
zu lauten: 


„8 7. 
Das Feuerwehrcorps beſteht dermalen aus: 


J. Officieren: 
1 Feuerwehr-Commandanten, 
1 Feuerwehr-Oberinſpector, 
5 Feuerwehr-Inſpectoren. 
II. In keine Rangcelaſſe eingereiht: 
1 Stallmeiſter (Thierarzt). 
III. Mannſchaft: 
1 Exerciermeiſter I. Claſſe, 
2 Exerciermeiſtern II. Claſſe, 
3 Exerciermeiſtern III. Claſſe, 
2 Exerciermeiſtern IV. Claſſe, 
1 Obertelegraphiſten J. Claſſe, 
2 Obertelegraphiſten II. Claſſe, 
3 Telegraphiſten I. Claſſe, 
1 Obermaſchiniſten, 
20 Löſchmeiſtern J. Claſſe, 
20 Löſchmeiſtern II. Claſſe, 
6 Maſchiniſten, 
15 Telegraphiſten II. Claſſe, 
15 Telegraphiſten III. Claſſe, 
7 Heizern, 
75 Feuermännern I. Claſſe (davon drei als 
Maſchiniſten bei freiwilligen Feuerwehren commandiert), 
100 Feuerwehrmännern II. Claſſe, 
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7 Kutſchern I. Claſſe, 

23 Kutſchern II. Claſſe, 

30 Kutſchern III. Claſſe. 

Weiters ſind dem Feuerwehrcorps zugetheilt: 

150 Druckmänner. 

Der Stand der Rauchfangkehrergehilfen beträgt 
drei, welche von dem ſtädtiſchen Contrahenten für 
Rauchfangkehrerarbeiten im I. Bezirke beigeſtellt wer den. 


88. 

Der Feuerwehr-Commandant bezieht den der 
VII Rangclaſſe entſprechenden Jahresgehalt von 
2800 fl., zwei Quinquennalzulagen à 400 fl., Natural— 
quartier, eventuell 700 fl. Quartiergeld; 

der Feuerwehr-Oberinſpector bezieht den der 
VIII. Rangclaſſe entſprechenden Jahresgehalt von 
2000 fl., zwei Quinquennalzulagen a 200 fl., Natural- 
quartier, eventuell 600 fl. Quartiergeld; 

die fünf Feuerwehr⸗Inſpectoren beziehen den der 
IX. Rangclaſſe entſprechenden Jahresgehalt von je 
1600 fl., zwei Quinquennalzulagen à 100 fl., Natural⸗ 
quartier, eventuell 500 fl. Quartiergeld: 

der Stallmeiſter bezieht einen Jahresgehalt von 
1200 fl. und 30 Percent Quartiergeld.“ 

§ 9 des Organiſationsſtatutes für die Feuerwehr 
der Stadt Wien hat nunmehr zu lauten: 


„§ 9. 
a) Definitiv Angeſtellte: 

Ein Exerciermeiſter I. Claſſe erhält einen Jahres— 
gehalt von 1100 fl.; 

ein Exerciermeiſter II. Claſſe erhält einen Jahres⸗ 
gehalt von 1000 fl.; 

ein Exerciermeiſter III. Claſſe erhält einen Jahres- 
gehalt von 900 fl.; 

ein Exerciermeiſter IV. Claſſe erhält einen Jahres⸗ 
gehalt von 800 fl.; 

ein Obertelegraphiſt I. Claſſe erhält einen Jahres⸗ 
gehalt von 1000 fl.; 

ein Obertelegraphiſt II. Claſſe erhält einen Jahres⸗ 
gehalt von 900 fl.; 

ein Telegraphiſt I. Claſſe erhält einen Jahresgehalt 
von 800 fl.; 

ein Obermaſchiniſt erhält einen Jahresgehalt von 
800 fl. 

Sämmtliche erhalten ein Quartiergeld von 30 Per— 
cent ihres Jahresgehaltes, ferner Montur und Stiefel 
nach Erfordernis in natura. 

Außerdem werden ſämmtlichen Exerciermeiſtern und 
dem Obermaſchiniſten je eine Quinquennalzulage von 
60 fl., den Obertelegraphiſten zwei Quinguennal- 
zulagen à 60 fl. und den Telegraphiſten J. Claſſe 
zwei Triennalzulagen à 30 fl. gewährleiſtet. 

Dieſe Gehaltszulagen ſind bei Bemeſſung der 
Penſion in Anrechnung zu bringen.“ 

3. § 10 des Organiſationsſtatutes für die 
Feuerwehr der Stadt Wien hat nunmehr zu lauten: 
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„§ 10. 
b) Proviſoriſch Angeſtellte: 


Ein Löſchmeiſter I. Claſſe erhält Löhnung täglich 
2 fl., d. i. jährlich 730 fl., und nach zehnjähriger 
Dienſtzeit ein Quartiergeld von 150 fl.; 

ein Löſchmeiſter II. Claſſe erhält Löhnung täglich 
1 fl. 80 kr., d. i. jährlich 657 fl., und nach zehn— 
jähriger Dienſtzeit ein Quartiergeld von 150 fl.; 

ein Maſchiniſt erhält Löhnung täglich 1 fl. 80 kr., 
d. i. jährlich 657 fl., und nach zehnjähriger Dienſtzeit 
ein Quartiergeld von 150 fl.; | 

ein Telegraphiſt II. Claſſe erhält Löhnung täglich 
1 fl. 80 kr., d. i. jährlich 657 fl., und nach zehn— 
jähriger Dienſtzeit ein Quartiergeld von 150 fl.; 

ein Telegraphiſt III. Claſſe erhält Löhnung täglich 
1 fl. 60 kr., d. i. jährlich 584 fl., und nach zehn— 
jähriger Dienſtzeit ein Quartiergeld von 150 fl.; 

ein Heizer erhält Löhnung täglich 1 fl. 60 kr., 
und nach zehnjähriger Dienſtzeit ein Quartiergeld von 
150 fl.; 

ein Feuerwehrmann I. Claſſe erhält Löhnung 
täglich 1 fl. 60 kr., d. i. jährlich 584 fl.; 

ein Feuerwehrmann II. Claſſe erhält Löhnung 
täglich 1 fl. 40 kr., d. i. jährlich 511 fl., 

ein Kutſcher I. Claſſe erhält Löhnung täglich 1 fl. 
80 kr., d. i. jährlich 657 fl., und nach zehnjähriger 
Dienſtzeit ein Quartiergeld von 150 fl.; 

ein Kutſcher II. Claſſe erhält Löhnung täglich 
1 fl. 60 kr., d. i. jährlich 584 fl., und nach zehn— 
jähriger Dienſtzeit ein Quartiergeld von 150 fl.; 

ein Kutſcher III. Claſſe erhält Löhnung täglich 
1 fl. 50 kr., d. i. jährlich 547 fl. 50 kr. 

Die Löhnungen der Löſchmeiſter I. und II. Claſſe, 
der Maſchiniſten, der Telegraphiſten II. und III. Claſſe 
ſteigen nach drei Dienſtjahren um täglich 10 kr. und 
nach ſechs Dienſtjahren um weitere 10 kr. täglich. 

Die Löhnungen der Feuerwehrmänner I. und 
II. Claſſe ſteigen nach 3 Dienſtjahren um 20 kr. 
täglich; die Löhnungen der Kutſcher ſteigen nach 
fünf Dienſtjahren um 10 kr., nach weiteren fünf 
Dienſtjahren abermals um 10 kr. täglich. 

Außerdem erhalten die proviſoriſch Angeſtellten 
Stiefel und Dienſtkleidung in natura nach Erfordernis.“ 


4. Bei § 12 des Organiſationsſtatutes für die 
Feuerwehr der Stadt Wien iſt einzuſchalten: | 

1. Abſatz — nach den Worten „beitehenden 
Penſionsvorſchriften“ mit der Abänderung, dass (das 
Wort „ihr“ iſt zu ſtreichen): „die Dienſtzeit für 
ſämmtliche Angeſtellte der Feuerwehr mit 30 Jahren 
feſtgeſetzt wird und daſs der“ — weiters iſt ſtatt 
„2½ Percent“: „3 Percent“ zu ſetzen. 

4. Abſatz — nach den Worten „Rangclaſſen⸗ 
ſchema nicht eingereiht ſind“: „ſowie die proviſoriſch 
Angeſtellten, nach 10 Dienſtjahren proviſionsberechtigten 
Mitglieder der Feuerwehr“. — Ferner nach dem Worte 
„Penſionierung“: „beziehungsweiſe Proviſionierung“. 
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5. Abſatz — ſind die Worte „mit 30 Percent 
ihres Gehaltes zu berechnenden“ zu ſtreichen und dafür 
das Wort „ſyſtemiſiert“ einzuſchalten. 

5. Bei § 15 iſt einzuſchalten: 

„5. Die Löſchmeiſter J. und II. Claſſe, die 
Maſchiniſten, die Telegraphiſten II. und III. Claſſe, 
ſowie die Heizer können ſich nach zehnjähriger Dienſt— 
zeit verehelichen.“ 

6. § 19 des Organiſationsſtatutes für die 
Feuerwehr der Stadt Wien hat nunmehr zu lauten: 


„§ 19. 

Bei der Verleihung definitiver Dienerpoſten wird 
den Mitgliedern der ſtädtiſchen Feuerwehr, welche 
nicht mit Jahresgehalt angeſtellt ſind, nach zurück— 
gelegter ſechsjähriger tadelloſer Dienſtleiſtung, bei 
gleicher Befähigung und bei gleicher Dienſtzeit im 
ſtädtiſchen Dienſte vor Mitbewerbern der Vorzug ein— 
geräumt. 

Nach zurückgelegter zehnjähriger, zufriedenſtellender 
Dienſtleiſtung erlangen die nicht mit Jahresgehalt 
Angeſtellten der ſtädtiſchen Feuerwehr, wenn ſie zum 
Feuerwehrdienſte unfähig oder ohne ihr Verschulden 
entlaſſen werden, Anſpruch auf eine Proviſion. 

Dieſe Proviſion wird nach zurückgelegter, ununter— 
brochener zehnjähriger Dienſtzeit mit 40 Percent der 
zuletzt bezogenen Löhnung einſchließlich des halben 
ſyſtemiſierten Quartiergeldes bemeſſen und ßeigt für 
jedes weitere, ohne Unterbrechung ſfzurückgelegte Dieenſt⸗ 
jahr um drei Percent. 

Proviſionsberechtigte Bedienſtete der ſtädtiſch e! 
Feuerwehr, die zwar zum Feuerwehrdienſte untauglich 
geworden, jedoch zur Verſehung eines anderen ſtädtiſchen 
Dienſtpoſtens noch geeignet ſind, müſſen ſich beim 
ſonſtigen Verluſte ihres Proviſionsanſpruches die Ver— 
ſetzung auf einen anderen ſtädtiſchen Dienftpoften ge— 
ſallen laſſen. 

Sollten die mit dieſem Poſten verbundenen Be— 
züge geringer ſein als die nach der Dienſtzeit zu 
bemeſſende Proviſion, ſo wird die jeweilige Differenz 
als Perſonalzulage belaſſen. 

Den Witwen und Waiſen nach proviſions— 
berechtigten Bedienſteten der ſtädtiſchen Feuerwehr 
gebüren die in der Penſionsvorſchrift für die ſtädtiſchen 
Beamten und Diener feſtgeſetzten Verſorgungsgenüſſe, 
wobei der Jahreslohn und das eventuell bezogene 
halbe Quartiergeld des Gatten als Activitätsbezug 
anzuſehen iſt. (8 11 bis incluſive § 22 der Penſions— 
vorſchrift für die ſtädtiſchen Diener iſt ſinngemäß an— 
zuwenden.) 

Dieſe Art der Verſorgung hat dann einzutreten, 
wenn den Witwen oder den Waiſen nach dem beſtehen 
den Unfallsverſicherungsgeſetze nicht etwa höhere Ver— 
ſorgungsanſprüche zuſtehen. 

Den Bedienſteten der ſtädtiſchen Berufsfeuerwehr 
und den nach dem Unfallsverſicherungsgeſetze vom 
28. December 1887, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 1 ex 1888, 
anſpruchsberechtigten Angehörigen derſelben ſteht beim 
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Eintritte eines Betriebsunfalles der Anſpruch auf eine 
Rente, beziehungsweiſe Penſion oder Proviſion zu, 
welche die Höhe der in den SS 6 und 7 des oberwähnten 
Geſetzes feſtgeſetzten Rente, beziehungsweiſe Penſion 
oder Proviſion erreicht, vorausgeſetzt, dals dieſen 
Bedienſteten nicht auf Grund anderer Beſtimmungen ein 
Anſpruch auf eine höhere Unfallsentſchädigung zu— 
kommt. 

Die Verfügung der proviſoriſchen Gemeindever— 
waltung vom 3. Juli 1895, Z. 883, betreffend die 
Krankenverſicherung der ſtädtiſchen Arbeiter, hat auf 
die Feuermehrmannſchaft einſchließlich der Kutſcher und 
jener Chargen, welche nicht mit Jahresgehalt angeſtellt 
find, keine Anwendung zu finden und wird dementſprechend 
dieſelbe von der im Punkte 2 der citierten Verfügung 
ausgeſprochenen Verpflichtung, dem neu gegründeten 
Kranken⸗ und Leichenvereine der Gemeindearbeiter 
Wiens beizutreten, enthoben. 

Die nach dem Geſetze vom 30. März 1888, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 33, krankenverſicherungspflichtigen Mit— 
glieder der Berufsfeuerwehr haben im Krankheitsfalle, 
ſolange die Krankheit dauert, und wenn ſie nicht früher 
endet, durch 20 Wochen vom Beginne derſelben Anſpruch 
auf den Fortbezug des vollen Lohnes, und wenn ſie 
in häuslicher Behandlung verbleiben, auf freie ärztliche 
Behandlung und unentgeltlichen Bezug der nothwendigen 
Heilmittel und ſonſtigen therapeutiſchen Behelfe; im 
Falle die Natur der Krankheit die Aufnahme in ein 
Krankenhaus erfordert, beſtreitet die Gemeinde nebſt 
Fortzahlung des vollen Lohnes für den genannten Be— 
dienſteten die Spitalsverpflegskoſten nach der letzten 
Claſſe auf die ganze Dauer der Spitalsverpflegung, 
jedoch nicht über die 20 wöchentliche Krankheitsdauer 
hinaus. 

Das Feuerwehr-Commando hat ſowohl für die 
bereits im communalen Dienſte ſtehenden verſicherungs— 
pflichtigen Mitglieder der Berufsfeuerwehr, als auch 
für jedes neu eintretende derlei Mitglied — und zwar 
ſtets nur für die einzelne Perſon — mit aller Be— 
ſchleunigung der Befreiung von der Verſicherungspflicht 
beim Wiener Magiſtrate als politiſcher Behörde 
I. Inſtanz im Grunde des $ 4 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes zu erwirken und zu dieſem Behufe die Zu— 
ſtimmung der zu befreienden Perſonen einzuholen; 
Perſonen, welche die Zuſtimmung verweigern, ſind bei 
der ſtädtiſchen Feuerwehr nicht aufzunehmen, beziehungs— 
weiſe nicht weiter zu verwenden. 

Die bei der Bezirkskrankencaſſa bereits ver— 
ficherten Mitglieder hat das Feuerwehr-Commando un— 
verzüglich nach erwirkter Befreiung von der Ver— 
ſicherungspflicht bei der genannten Caſſa wieder abzu— 
melden. 

Im Hinblicke auf die Beſtimmungen der Ab— 
ſätze 10, 11 und 12 werden die Magiſtrats-Decrete 
vom 18. März 1853, 3. 39120, vom 18. Decem— 
ber 1868, Z. 162612, und vom 9. December 1895, 
Z. 68784, letzteres ſoweit es die Anmeldung der 
Feuerwehrmannſchaft beziehungsweiſe Kutſcher bei der 
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Bezirkskrankencaſſa zum Gegenſtande hat, als gegen- 
ſtandslos außer Kraft geſetzt. 

7. Bei 8 20 ift ſtatt 2½ Percent — 3 Percent 
zu ſetzen. 

8. Dieſe Anderung des beſtehenden Organi— 
ſationsſtatutes für die Feuerwehr der Stadt Wien 
hat ab 1. Jänner 1897 in Wirkſamkeit zu treten. 

36. Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Ich würde jetzt den 
Herrn Referenten erſuchen, über den Hauptrechnungsabſchluſs 
pro 1895 Bericht zu erſtatten, jedoch bloß über den letzten Punkt 
der Anträge, welcher lautet: „Der Gemeinderath beſchließe die 
Einſetzung einer Commiſſion von 21 Mitgliedern zur Prüfung 
des Rechnungsabſchluſſes pro 1895.“ Ich würde daher eine 
meritoriſche Behandlung des Hauptrechnungsabſchluſſes derzeit 
nicht zulaſſen, ſondern würde nur die Beſprechung zulaſſen, ob 
von Seite des Gemeinderathes eine Commiſſion zu wählen ſei 
oder nicht. Sind die Herren mit dieſem Vorgange einverſtanden? 
(Gem.⸗Rath Dr. Stern meldet ſich zum Worte.) Herr Gem.— 
Rath Dr. Stern zu dieſem Punkte. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich möchte mich gegen dieſe 
Methode äußern. Ich glaube, es iſt durchaus nothwendig, wenn 
auch nicht eine eingehende Debatte über den ganzen Rechnungs— 
abſchluſs zu führen, ſo doch über einige wichtige Punkte, welche 
in dem Rechnungsabſchluſſe vorkommen, auch heute ſchon zu 
ſprechen. 

Ich würde großen Wert darauf legen, dafs ein Bericht, wie 
er uns hier vorgelegt wird von Seite des Stadtrathes, nicht durch 
48 Stunden im Gemeinderathe unbeſprochen und unwiderlegt 
bleibe. 


Ich halte es beiſpielsweiſe, um nur einen Punkt hervor- 


zuheben, von größter Wichtigkeit für den Gemeinderath, dajs es 
nicht unbeſprochen und unwiderlegt bleibe, daßs die Gemeinde 
heute mit einem Paſſivum von 38 Millionen daſtehe, eine That— 
ſache, welche hier angeführt wird, welche aber der Wahrheit und 
Richtigkeit nicht entſpricht .. . 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr College, Sie äußern ſich alſo gegen dieſen Vorgang? (Gem. 
Rath Dr. Stern will ſprechen.) Darf ich bitten, ich habe Ihnen 
das Wort nur zu dieſer Art der Erledigung gegeben. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich bitte, nur ein Wort zur Ge— 
ſchäftsordnung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Es mufßs aber zur Ge— 
ſchäftsordnung ſein! 

Hem.-Rath Dr. Stern (fortfahrend): Ich hätte daher 
eventuell nichts dagegen, wenn über Punkt 15 allein abgeſtimmt 
wird, beantrage aber, daſs vorher eine General-Debatte über den 
Rechnungsabſchluſs abgehalten oder uns wenigſtens einige ein— 
leitende Worte hiezu geſtattet werden. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Tueger: Das iſt nie der Fall 
geweſen, ſondern es hat immer, wenn eine Commiſſion beantragt 
worden iſt, nur eine Debatte über den Antrag wegen Einſetzung 
einer Commiſſion ſtattgefunden. Das iſt auch ſelbſtverſtändlich, 


weil man ſonſt zwei General-Debatten über den Hauptrechnungs— 
abſchluſs hätte, und wir haben wirklich nicht fo viel Zeit, um 
zwei General⸗Debatten zu führen. Übrigens werden wir, wenn ein 
Widerſpruch erhoben wird, uns noch darüber einigen, und ich 
erſuche jetzt Herrn Dr. Wähner. 

Gem.-Nath Schlechter: Ich bitte, zur Geſchäftsordnung! 
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Vice Bürgermeifler Dr. Cueger: Ich rufe bereits einen 
anderen Referenten auf. Aber wenn Herr College Schlechter 
zur Geſchäftsordnung ſprechen will, bitte! 

Gem.-Nath Schlechter: Die gedruckte Vorlage, welche wir 
in Händen haben, geht dahin, daſs am Schluſſe ein Antrag mit 
15 Punkten geſtellt wird. Nun erklärt der Herr Vice-Bürger— 
meiſter, es ſtehe nur der letzte Punkt in Debatte. Ich mache daher 
auf ein formelles Gebrechen aufmerkſam. Wenn der Gemeinderath 
heute bloß dieſen 15. Punkt beſchließen würde, ſo hätte die zu 
wählende Commiſſion nicht das Recht, über die Punkte 1 bis 14 
zu berathen. (Zwiſchenrufe links.) Das iſt doch logiſch. (Mit 
erhobener Stimme:) Wenn der Gemeinderath lediglich beſchließt . . . 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Aber, 
Herr College, es iſt Ihnen ja nichts geſchehen. (Heiterkeit. ) 

Gem.-Nath Schlechter: Es werden da Zwiſchenrufe gemacht, 
als wenn es die Herren beſſer verſtehen würden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Das iſt auch möglich. 
Das iſt aber noch keine Ehrenbeleidigung. Alſo, um was dreht 
es ſich? 

Gem.-Nath Schlechter: Ich bitte, mich ausſprechen zu 
laſſen. Punkt 15 lautet lediglich: „Der Gemeinderath beſchließt 
die Einſetzung einer Commiſſion aus 21 Mitgliedern zur Prüfung 
des Rechnungsabſchluſſes pro 1895.“ Damit iſt die Aufgabe 
dieſer Commiſſion definiert. Es iſt nicht im geringſten ausge— 
ſprochen, was mit den übrigen 14 Punkten des Antrages ge— 
ſchehen fol. Man mußs alſo doch mindeſtens Gelegenheit geben, 
heute über die formelle Behandlung zu ſprechen. 

Ferner kann aber auch etwas anderes nicht verhindert werden. 
Zur Begründung des Antrages Punkt 15 wird uns ja vom Stadt— 
rathe ein Motivenbericht vorgelegt. Es wäre geradezu ein Unicum, 
wenn man uns einen gedruckten Motivenbericht vorlegen würde, 
und man gar nicht das Recht hätte, über den Inhalt des Motiven— 
berichtes zu ſprechen. So gut wie der Stadtrath motiviert, wieſo 
er zu ſeinen Anträgen kommt und uns veranlaſſen will, Punkt 15 
heute zum Beſchluſſe zu erheben, muss es doch der Verſammlung 
geſtattet ſein . . . 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger (unterbrechend): Ich habe 
bereits erklärt, daſs ich dieſen Gegenſtand jetzt von der Tagesordnung 
abſetze. Das Vorgebrachte iſt meritoriſche Debatte. Sie haben ſich 
das Wort zur Geſchäftsordnung erbeten. Sie erklären einfach, dafs 
Sie gegen den Vorgang ſind, wie ich ihn vorgeſchlagen habe. Gut; ich 
ſetze ja den Gegenſtand heute ab. Wir werden es uns vielleicht noch 
überlegen, ob wir überhaupt eine Commiſſion wählen, wenn die 
Herren zwei General-Debatten wollen. Zu zwei General-Debatten 
haben ich und diejenigen Mitglieder des Gemeinderathes, welche 
arbeiten wollen, keine Zeit. Wir begnügen uns mit einer General— 
Debatte. Wir ſind ja nicht zu dem Zwecke gewählt worden, zweimal 
über denſelben Gegenſtand zu reden, ſondern um hier zu arbeiten. 
(Beifall links.) 

Der Gegenſtand iſt von der Tagesordnung abgeſetzt. 

Herr College Dr. Wähner zum Referate. 

37. Referent Gem.-Nath Dr. Wähner: Zahl 10063. 
Statthalterei-Erlaſs, betreffend den Entwurf der Winterfahrordnung 
der Wiener Tramwah-Geſellſchaft vom 1. December 1896 bis 
28. Februar 1897. Die Statthalterei verſtändigt uns, daßs die 
Tramway⸗-Geſellſchaft einen neuerlichen Winterfahrplan vorgelegt 
hat mit einem einbegleitenden Schreiben, in welchem ſie mittheilt, 


dafs anläfslich der Verfügung des allgemeinen Überfüllungsverbotes 
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erſtens ein theilweiſer Pendelverkehr zu Ablenkung des durch— 
gehenden Verkehres eingerichtet worden ſei, und zwar auf den 
Strecken Schwarzenbergplatz — Simmeringer Remiſe, Kärntner 
straße Meidling, Babenbergerſtraße —Rudolfsheim, Bellaria — 
Rudolfsheim, Schottenthor — Hernals via Ottakringerſtraße, 
Schottenthor —- Hernals via Jörgerſtraße und Schottenthor — 
Döbling. Die Tramway ⸗Geſellſchaft ſpricht in dieſem einbegleiten- 
den Schreiben weiters davon, dafs, wenn die Trennung des 


Radialverkehres vom Ringverkehre allgemein durchgeführt würde, 


nämlich auf allen Radialſtrecken, nach ihrer Anſchauung ſich Be— 
triebsſtörungen ergeben müssten dadurch, dafs an den zuſammen— 
treffenden Kopfſtationen Störungen entſtehen könnten. Im übrigen 
iſt die Tramwah-Geſellſchaft der Meinung, dafs fie außerordentlich 
weit gegangen iſt durch die Mehrleiſtung, deren fie ſich bewusst 
iſt, und ſie warnt weiters vor einer weiteren Erhöhung des Be— 
triebes deswegen, weil ihr Pferdematerial dadurch leiden könnte, 
und fie iſt der Anſchauung, daſs die Schlechtigkeit des gegenwärtigen 
Zuſtandes des Pferdemateriales auf die Überanſtrengung zurück— 
zuführen ſei. 


Der vorliegende Winterfahrplan iſt nun nach der Anſchauung 
des Stadtrathes durchaus nicht den Anforderungen, welche wir 
geſtellt haben, entſprechend, im Gegentheile, er iſt ſeiner Geſammt— 
ſumme nach ſowohl, wie auch im einzelnen weit unter dem, was 
die Gemeinde fordern kann. Wir haben in dem Gemeinderaths— 
Beſchluſſe vom 20. October die Forderung aufgeſtellt, dass die 
Geſammtleiſtung 39.000 km pro Tag betragen ſoll. Dem gegen— 
über iſt eine Leiſtung von rund 34.000 km auf dem Durchzugs- 
verkehre vorhanden und nur eine Leiſtung von etwas über 1000 km 
auf dem Pendelverkehre. Außerdem ſind in dem Winterfahrplane, 
der dadurch außerordentlich compliciert wird, eine ganze Anzahl 
ganz neuer Routen, welche theils früh, theils in den ſpäteren 
Nachtſtunden gemacht werden, einbezogen. Nichtsdeſtoweniger, 
wenn man auch alle dieſe Einzelleiſtungen ſummiert, kommt noch 
immer eine geringere Leiſtung, als wir ſie gefordert haben, 
heraus. Es iſt noch immer eine Reihe von Forderungen, die wir 
damals aufgeſtellt haben, nicht erfüllt, und der Stadtrath hat ſich 
daher veranlafst geſehen, Ihnen die Abgabe des Gutachtens an 
die Statthalterei zu empfehlen, welches den Herren zugeſtellt 
wurde. Ich glaube, es dürfte wohl nicht nothwendig fein, dass 
dasſelbe hier zur Verleſung komme. (Zuſtimmung.) 


Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, ich er— 
ſuche jene Herren, welche die Anträge des Stadtrathes annehmen 
wollen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſelben find an ge— 
nommen. 

Beſchluſs: Folgende in Gemäßheit des Stadtraths⸗Beſchluſſes 
vom 3. December 1896, Z. 10063, der k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei bekanntgegebene Äußerung wird nad)- 
träglich genehmigt: 

1. Die Gemeinde erneuert die durch Gemeinde— 
raths⸗Beſchlus vom 20. October d. J., Z. 8081, 
aufgeſtellten Forderungen, welche im vorliegenden 
Fahrplanentwurfe nur zum geringſten Theile berüd- 
ſichtigt ſind, ihrem vollen Umfange nach. 

2. Insbeſondere muſßs die Gemeinde darauf be— 
harren, dass die tägliche Fahrleiſtung auf 39.000 Fahrt⸗ 


kilometer zu bringen iſt, und zwar, da ſeit 1. December 


— W .̊—*u NEN ZN 


d. J. das allgemeine Überfüllungsverbot in Wirkſam⸗ 
keit getreten ift, in der Art, dafs dieſe Leiſtung ſchon 
mittels des durchgehenden regelmäßigen Verkehres 
erzielt wird, nicht aber erſt durch Hinzurechnung des 
Pendelverkehres auf den Radiallinien, welcher ja dazu 
dienen ſoll, die Durchführung des Überfüllungsverbotes 
zu ermöglichen, während die Zahl von 39.000 Fahrt- 
kilometern den vor Erlaſſung des Überfüllungsverbotes 
beſtehenden Verhältniſſen entſpricht; endlich auch nicht 
mit Hinzurechnung einzelner unregelmäßiger Touren, 
welche früher zur Berechnung der Geſammtleiſtung 
niemals in Betracht gezogen wurden. 

Unter Berückſichtignng dieſer Umſtände ergibt ſich, 
dass der vorgelegte Fahrplanentwurf eine um 4257 Fahrt⸗ 
kilometer zu geringe Leiſtung des regelmäßigen durch— 
gehenden Verkehres aufweist. Es drückt ſich dies in 
einer Vergrößerung der Intervalle und in einer Ver— 
minderung der Tourenzahl auf allen Routen, und 
zwar ſelbſt zu jenen Tageszeiten aus, für welche nicht 
einmal ein Erſatz durch den Pendelverkehr im Fahr— 
planentwurfe vorgeſehen iſt. 

Die Gemeinde mufs darauf beſtehen, dass der 
Durchzugsverkehr nicht uur feine Verminderung erleide, 
ſondern dafs deſſen Geſammtleiſtung unter Berüd- 
ſichtigung der Punkte 5, 6 und 7 des Gemeinderaths— 
Beſchluſſes vom 20. October d. J., Z. 8081, auf 
39.000 Fahrtkilometer zu erhöhen iſt. 

Die Gemeinde iſt nach den Ergebniſſen, welche 
das allgemeine Überfüllungsverbot ſeit der kurzen Zeit 
ſeines Beſtandes geliefert hat, zur Überzeugung ge⸗ 
kommen, daſs durch die Erfüllung ihrer derzeitigen 
Forderungen eine endgiltige Löſung der Tramway— 
fragen noch immer nicht erzielt werden wird, und dass 
vielmehr eine 50percentige Vermehrung der Betriebs- 
mittel beziehungsweiſe der Fahrtkilometer binnen Jahres- 
friſt erforderlich fein wird, um wenigſtens den größten 
Unzukömmlichkeiten zu ſteuern. 

Was die Verbeſſerung des Verkehres nach dem 
Landgute betrifft, ſo wird die Anſchauung zum Aus— 
drucke gebracht, daſs dieſelbe nur dadurch erreicht 
werden kann, dafs dorthin Wägen geleitet werden, die 
auf einer der beiden durch die Himbergerſtraße gehenden 
Hauptrouten (entweder Ottakringerſtraße — Favoriten— 
ſtraße oder Währing —Ungargaſſe) verkehren. 

3. Die Gemeinde richtet an die hohe n.=d. Statt- 
halterei das Erſuchen, auf der Durchführung des 
allgemeinen Überfüllungsverbotes, durch deſſen Er⸗ 
laſſung ihrer Anſicht nach ein weſentlicher Schritt zur 
Behebung ſchreiender Übelſtände geſchehen iſt, unter 
allen Umſtänden zu beharren und zu dieſem Zwecke 
auf die Schaffung eines Pendelverkehres auch auf 
jenen Radiallinien, auf welchen ein ſolcher bisher nicht 
eingeführt wurde, zu dringen. Die Gemeinde iſt der 
Anſchauung, dafs die in der Eingabe der Wiener 
Tramway-Geſellſchaft vom 19. November d. J. zum 
Ausdrucke gebrachten Befürchtungen nicht ſtichhältig 
find, ſondern dafs die Geſellſchaft gewiſs jene Maß— 
nahmen zu treffen im Stande ſein wird, welche die 
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Benützung derſelben Stockgeleiſe auch für mehrere in 


dieſelben endigende Routen ermöglichen. Die Gemeinde 
iſt ferner der Anſchauung, dass die Durchführung des 


Überfüllungsverbotes einen Verkehr der Pendelwägen 


während der ganzen Betriebszeit erfordert, und dafs 
dieſer Verkehr in den Zeiten ſtärkerer Frequenz: früh 
zwiſchen 7 und ½9 Uhr, mittags zwiſchen ½ 12 und 
½3 Uhr und abends zwiſchen 5 und 1/,8 Uhr ſtärker 
zu bemeſſen wäre; 
von der Geſellſchaft für den Pendelverkehr in Ausſicht 
genommenen Zeitabſchnitte hin. 

4. Der von der Gemeinde in Pnnkt 3 des Ge— 
meinderaths⸗Beſchluſſes vom 20. October d. I., 
Z. 8081, 
ſämmtlicher Linien mit zweiſpännigen Wägen und der 
ſeitens der hohen k. k. n.⸗ö. Statthalterei au die 
Tramway ⸗-Geſellſchaft mit Erlaſßs vom 24. October 
d. J., Z. 99390, ergangenen Aufforderung, auf eine 
Einſchränkung des Einſpännerverkehres hinzuwirken, 
wurde in dem vorliegenden Fahrplanentwurfe in keiner 
Hinſicht entſprochen, wenn nicht etwa die Verminde— 
rung um zwei Wägen (104 gegen 106) in dieſem 
Sinne gedeutet werden ſoll. Die Gemeinde iſt der 
Anſchauung, dafs die Einführung des elektriſchen Be— 
triebes auf der ſogenannten Transverſalſtrecke der 
Geſellſchaft Gelegenheit geben wird, ihr Materiale an 
Einſpännerwägen in genügender Weiſe zu verwenden, 
und richtet an die k. k. n.⸗ö6. Statthalterei das Er— 
ſuchen, darauf hinzuwirken, daſs von dieſem Zeit— 
punkte an auf den übrigen Strecken die Einſpänner— 
wägen gänzlich aus dem Verkehre gezogen werden. 


5. Endlich ſtellt die Gemeinde an die k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei das Erſuchen, dahin zu wirken, dass die 
Organe der öffentlichen Sicherheit nicht nur mit der 
überwachung der Durchführung des Überfüllungsver⸗ 
botes, ſondern auch mit einer gewiſſen Controle über 
die Einhaltung des vorgeſchriebenen Fahrplanes be— 
traut werden. Damit aber auch das Publicum zu 
dieſer Controle, ohne welche die Durchführung des 
Überfüllungsverbotes ausgeſchloſſen iſt, herangezogen 
werde, erſucht die Gemeinde die hohe k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei, die Geſellſchaft zu verhalten, an den 
Abgangs- und Endſtationen, Umſteigplätzen und in den 
Wartehallen überſichtliche Einzelfahrpläne jeder Theil— 
ſtrecke anzuſchlagen. 


FPice- Bürgermeifler Dr. Sueger: Ich erſuche nun den 
Herrn Collegen Dr. Wäh ner, das Referat über die Freiwillige 
Rettungs⸗Geſellſchaft zu erſtatten. Vorher geſtatten Sie mir aber 
noch eine Aufklärung. Der Herr College Wurm hat ſich darüber 
beſchwert, dajs er in dem Berichte über die frühere Sitzung bei 
der namentlichen Abſtimmung als anweſend angeführt worden iſt. 
Die Sache beruht wirklich nur auf einem Druckfehler. Ich be- 
dauere ſehr, das zugeſtehen zu müſſen und mir dadurch viel— 
leicht wieder eine berechtigte Kritik ſeitens der Minorität zuzu- 
ziehen. (Heiterkeit links.) Es ſoll nämlich anſtatt „Wurm“ 
„Sturm“ heißen (Heiterkeit) und es geht dies auch aus der 
alphabetiſchen Reihenfolge der Abſtimmenden hervor, weil der 


auf keinen Fall aber reichen die 


erhobenen Forderung nach Befahrung 
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Name „Sturm“ an jener Stelle in das Alphabet hineinpaſst, 
während der Name „Wurm“ nicht hineinpaſst. (Heiterkeit.) 

Ich bitte, dieſe Aufklärung zur gefälligen Kenntnis zu nehmen. 
(Beifall links.) 

38. Referent Gem.⸗Rath Dr. Wähner: Meine Herren! 
Es handelt ſich hier um die Einläufe: Z. 4459, Anſuchen der Frei⸗ 
willigen Rettungs⸗Geſellſchaft um Subvention für das Jahr 1896, 
und Z. 5303, Anſuchen derſelben Geſellſchaft um einen Beitrag zum 
Neubaue ihrer Sanitätsſtation. Ich glaube, mich kurz faſſen zu 
können. 

Ich will mich über die Freiwillige Rettungs-Geſellſchaft nicht 
weiter verbreiten. Die Wichtigkeit einer ſolchen Inſtitution iſt ja 
hinlänglich bekannt, und die wohlthätige Wirkſamkeit, welche die 
Freiwillige Rettungs-Geſellſchaft in der That entfaltet, iſt ebenfalls 
hinlänglich bekannt, jo dass über die Frage der Nothwendigkeit 
einer Subventionsertheilung wohl kein Zweifel obwaltet. Was die 
finanzielle Lage der Geſellſchaft betrifft, ſo erwähne ich nur fol— 
gende ſummariſche Ziffern aus dem letzten Jahresberichte. Es be— 
laufen ſich nach demſelben die ordentlichen Einnahmen im letzten 
Jahre auf 75.568 fl., die außerordentlichen Einnahmen auf 
circa 48.000 fl., zuſammen 123.621 fl. Factiſch ausgegeben wurden 
67.541 fl., fo dafs vom Vorjahre ein überſchuſs von 56.079 fl. 
reſultiert. Hiezu ein Überſchuſs von früher von circa 95.000 l., 
jo daſs der Beſtand pro 1895 auf 151.369 fl. ſich beziffert. 

Die materielle Situation der Geſellſchaft kann alſo gegen— 
wärtig nicht als ſchlecht bezeichnet werden. Es ſind auch die Ein— 
nahmen im allgemeinen recht günſtig. Ich bemerke, dass die Ge— 
meinde im vorigen Jahre zum erſtenmale eine Subvention von 
10.000 fl. gegeben hat. Unmittelbar vorher betrug die Subven— 
tion 5000 fl. | 

Was den Baufond betrifft, jo bringe ich in Erinnerung, was 
ja allen Herren bekannt fein wird, daſs die Geſellſchaft durch die 
Verkehrsanlagen genöthigt wird, ihren proviſoriſchen Bau in der 
Nähe der Aſpernbrücke wegzureißen und einen Neubau zu ver— 
anſtalten, welcher in der Radetzkyſtraße aufgeführt wird. Die 
Koſten dieſes Neubaues wurden urſprünglich mit 80.000 fl. und 
nach einer ſpäteren Eingabe der Geſellſchaft mit 100.000 fl. be» 
ziffert, und es find noch weitere 20.000 fl. für die innere Ein- 
richtung und für eine gewiſſe Reſerve eingeſtellt, fo dajs die Koſten 
von der Geſellſchaft nun mit 120.000 fl. beziffert werden. 

Dem gegenüber ſind nach einem mir vorliegenden Memoran- 
dum der Geſellſchaft bereits für den Baufond insgeſammt 92.283 fl. 
geſichert — das war im Monate Mai d. J. — fo dass damals 
nur noch ein Reſt von 27.716 fl. ausſtändig war. Dabei bemerke 
ich, daßs trotz der von mir früher erwähnten, im allgemeinen gün— 
ſtigen Finanzlage der Geſellſchaft von Seite der Geſellſchaft ſelbſt 
für dieſen Neubau bloß 17.720 fl. eingeſtellt worden ſind. 

Mit Rückſicht darauf würde es ſich nicht als unbedingt noth— 
wendig herausſtellen, für den Baufond ebenfalls einen größeren 
Beitrag beizuſtellen. Nichtsdeſtoweniger beantragt der Stadtrath 
ſowohl für das Jahr 1896 eine Subvention von 10.000 fl., als 
auch einen Beitrag zum Baufonde zu ertheilen; er iſt jedoch der 
Meinung, mit Rückſicht auf gewiſſe Vorkommniſſe, welche in 
früherer Zeit bei der Rettungs-Geſellſchaft ſich ereignet haben — 
ich erinnere, daſs ſelbſt von Seite der heutigen Minorität nicht 
gerade immer ſehr freundlich über die Rettungs⸗Geſellſchaft geſprochen 
wurde — und mit Rückſicht darauf, daſs man ja doch verhindern 
will, dafs Unzukömmlichkeiten in Zukunft in diefer- Geſellſchaft 
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wieder entſtehen, Ihnen beantragen zu müſſen, gewiſſe Vorſichts- 
maßregeln aufzunehmen, damit der Gemeinderath in der Lage iſt, 
einen gewiſſen Einfluſs bei dieſer Geſellſchaft auszuüben. Der 
Stadtraths⸗Antrag lautet demnach (liest): 

„Der Wiener Freiwilligen Rettungs-Geſellſchaft wird für 
das Jahr 1896 eine Subvention im Betrage von 10.000 fl., 
ſowie zum Baufonde für die Errichtung einer Sanitätsſtation 
ein Beitrag von 5000 fl. unter nachſtehenden Bedingungen be— 
willigt: 

Die Geſellſchaft hat eine Reviſion ihrer Satzungen vorzu— 
nehmen und hiebei der Gemeinde Wien den dritten Theil ſämmt— 
licher Ausſchuſsſtellen, ſowie das Präſentationsrecht für die von 
der Geſellſchaft angeſtellten Functionäre einzuräumen. 

Die Geſellſchaft hat ſich noch im Laufe dieſes Jahres zu 
conſtituieren. 

Der Betrag von 5000 fl. für den Baufond iſt in das Budget 
pro 1897 einzuſtellen.“ 

Ich bemerke gleich, dafs wir weſentlichen Nachdruck darauf 
legen, daſs überhaupt der Gemeinde ein Einfluss bei der Ver— 
waltung der Geſellſchaft eingeräumt wird. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Profeſſor Schle— 
ſinger hat das Wort. N 

Gem.-Nath Schleſinger: Sehr geehrte Herren! Ich habe 
mich mit mehreren meiner Herren Collegen über die Bedingungen 
beſprochen, welche von Seite des Stadtrathes bezüglich der Ver— 
leihung von 10.000 fl. und 5000 fl. an die Geſellſchaft geſtellt 
werden. Wir find nun zu der Anſchauung gekommen, dass die 
Bedingungen, welche geſtellt werden ſollen, weſentlich zu redu— 
cieren wären und ſich nur auf einen Punkt zu beſchränken hätten, 
und zwar aus dem Grunde, damit eben nicht Recriminationen 
und vielleicht berechtigte Klagen von Seite der Rettungs-Geſellſchaft 
erhoben werden könnten, als wenn die Commune nicht gewillt 
wäre, dieſer Geſellſchaft entgegenzukommen. Die Beſprechung der 
Collegen untereinander hat zur Stiliſierung eines Antrages ge— 
führt, welchen Antrag ich mir hiemit zu ſtellen erlaube (liest): 

„Die Beträge von 10.000 fl. als Subvention und 5000 fl. 
zum Baufonde ſind der Wiener Freiwilligen Rettungs⸗Geſellſchaft 
nur unter der Bedingung zu gewähren, dafs ſatzungsmäßig feſt— 
geſetzt wird: der Gemeinderath der Stadt Wien iſt berechtigt, in 
das derzeit beſtehende Actionscomité beziehungsweiſe in den an 
deſſen Stelle etwa tretenden Verwaltungskörper drei Mitglieder 
des Gemeinderathes der Stadt Wien aus eigener Wahl zu ent— 
ſenden.“ (Beifall links.) 

Ich glaube, es iſt dies ein ſehr billiger Anſpruch, den die 
Gemeinde Wien gewiſs erheben kann, und ich glaube, er dürfte 
auch von keiner Seite irgend eine Anfechtung erfahren. Ich em— 
pfehle daher dieſen Antrag dem Gemeinderathe zur Annahme. 
(Beifall links.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Der Herr Referent 
wünſcht das Wort. 

Referent: Sehr geehrte Herren! Es iſt gewiss nicht in der 
Abſicht des Stadtrathes gelegen geweſen, irgend welche Schwierig— 
keiten bezüglich der Subvention zu machen. Nachdem aber hier 
von Seite des Herrn Collegen der Wunſch ausgeſprochen wird, 
eine Erleichterung der Bedingungen eintreten zu laſſen und nach⸗ 
dem gerade das weſentliche, was wir verlangt haben, nämlich, 
daſs überhaupt der Gemeinderath einen Einfluss bei der Geſell— 
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ſchaft erhalten ſoll, auch in dieſem Antrage erfüllt iſt, ſo nehme ich 
keinen Anſtand, mich dieſem Autrage anzuſchließen. (Beifall links.) 

Vice Bürgermeifler Dr. Cueger: Herr College Baron 
Engerth! 

Gem. Rath Freiherr v. Engerth: Ich möchte vor 
allem anderen den Herrn Referenten bitten, mir ſeine letzten zehn 
Worte zu wiederholen. Ich habe genau aufgemerkt, konnte aber 
nicht verſtehen, was er geſagt hat. 

Vice-VBürgermeiſter Dr. Tueger: 
dem Antrage. 

Gem.⸗RNath Freiherr v. Engerth (fortfahrend): Dem An⸗ 
trage, welcher von Seite des Herrn Collegen Schleſinger 
geſtellt worden iſt? Im Namen des Stadtrathes? 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Das kann er ja nicht 
thun! 

Gem.-Nath Freiherr v. Engerth (fortfahrend): Ja, dann 
kann ich mich nur an das uns vorliegende Referat halten, wie es uns 
ſeitens des Stadtrathes vorgelegt worden iſt, und da kann ich nur 
conftatieren, daſs bei der Bekanntgabe dieſer Anträge des Stadt— 
rathes, welche bereits Mitte Juli ſtattgefunden hat, dieſe Anträge 
im Kreiſe der Bürger dieſer Stadt nicht geringes Aufſehen erregt 


Er accommodiert ſich 


haben, weil ſie eine Inſtitution betreffen, die ſich im öffentlichen 


Leben eingebürgert hat und welche zur allgemeinen Zufriedenheit 
ſtets gehandhabt worden iſt. 

Als man am Morgen nach jenem, für jeden Bürger dieſer 
Stadt gewiſs unvergesslich bleibenden Ereigniſſe des 8. December 
1881, dem Ringtheaterbrande, zur Überzeugung gelangte, dafs 
ſeitens der ſtädtiſchen und polizeilichen Organe ſo viel wie gar 
nichts vorgeſehen ſei, um bei plötzlichen großen Ereigniſſen ein— 
greifen zu können, da begrüßte es die Bürgerſchaft dieſer Stadt 
mit vieler Freude, dafs Graf Wilezek und Graf Lamezan, 
denen ſich Freiherr v. Mun dy anſchloſs, den Beſchluſs faſsten, 
eine Geſellſchaft ins Leben zu rufen, die ſich freiwillig in den 
Dienſt der Humanität ſtellen und welche bei plötzlichen Unglücks⸗ 


fällen freiwillig die erſte Hilfeleiſtung bringen ſollte. Obwohl die 


Bürgerſchaft dieſer Stadt, durchdrungen von der Unentbehrlichkeit 
dieſer Gründung, es nicht unterließ, mit ihrer allbekannten Herzens— 
güte, die ja jedem Wiener eigen iſt, dieſe Gründung auf das werk⸗ 
thätigſte zu unterſtützen, ſo ſtanden doch ſehr große und ſchwere 
Hinderniſſe der Ausführung dieſer Idee entgegen, und es bedurfte 
der raſtloſen Thätigkeit der genannten Männer, um die Wiener 
Freiwillige Rettungs⸗Geſellſchaft überhaupt zu gründen und zu dem 
zu machen, was ſie heute iſt, um ſie in den Rang zu heben, den 
ſie mit Stolz und mit allgemeiner Anerkennung auch einnimmt. 

Wenn auch die Zahl der Mitglieder dieſer Geſellſchaft nur 
langſam zunahm, ſo waren doch die von den Gönnern und von 
denjenigen, welche von der Nothwendigkeit der Exiſtenz dieſer 
Geſellſchaft überzeugt waren, gewidmeten Spenden und Beiträge 


ſtetig im Wachſen, jo dafs, wie Sie aus den Jahresberichten ja 


entnehmen können, die Einnahmen, welche im Jahre 1885 nur 
16.603 fl. betragen haben, im Jahre 1895, den Betrag von 


123.611 fl. ergeben haben. Dieſen erhöhten Einnahmen gegenüber 


aber muss conſtatiert werden, dass auch die Leiſtungen der Geſell— 

ſchaft, welche ſich laut 81 der Statuten nur darauf zu beſchränken 

hätten, die erſte Hilfe bei plötzlich ſich ergebenden Unglücksfällen 

zu leiſten, ſich weit über den Rahmen der ihr durch den § 1 vor— 

geſchriebenen Verpflichtungen hinaus erſtrecken, und Sie können, 
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wenn Sie den letzten Jahresbericht der Geſellſchaft zur Hand 
nehmen, auf Seite 53 ſehen, dafs die bei plötzlichen Erkrankungen 
und Verletzungen geleiſteten erſten Hilfen vom Jahre 1883, wo 
ſie 3566 Fälle betraf, ſich im Jahre 1895 auf 12.123 erhöht haben. 
In dieſen Ziffern erſcheinen aber Leiſtungen eingerechnet, wie zum 
Beiſpiele die Transporte der Irren, welche gänzlich, und die 
Krankentransporte, welche zum größten Theile der Commune Wien 
zufallen ſollen. Die Geſellſchaft hat dieſe Transporte bisher koſten⸗ 
frei beſorgt, und ich mußs beſonders auf die Auslagen, die dieſen 
Transporten zu Grunde liegen, näher eingehen, weil ich den 
Nachweis erbringen will, daßs die beantragte Subvention des 
Stadtrathes von 10.000 fl. an die Geſellſchaft keinen Erſatz für 
die Auslagen bietet, welche mit vollem Rechte der Commune zu— 
fallen, und die von der genannten Geſellſchaft aber bis zum heutigen 
Tage geleiſtet und übernommen worden find. Die Nettungs: Gefell- 
ſchaft vollführte ſeit ihrem Beſtande 7719 Irrentransporte. Den 
Transport gering mit 3 fl. angenommen — er kommt viel höher 
zu ſtehen — würde das pro 1895, wo die Geſellſchaft 1325 ſolcher 
Transporte vollführte, ſchon den Betrag von 3975 fl. ausmachen. 
Ferner hatte die Geſellſchaft ſeit ihrem Beſtande 39.393 Kranken⸗ 
transporte vollführt, von denen gut zwei Drittel der Koſten von 
der Commune getragen werden ſollten. Wenn wir auch dieſe per 
Fall mit 3 fl. annehmen, ſo würde pro 1895, wo 4997 ſolcher 
Fälle waren, das allein eine Auslage von 9996 fl. betragen. 
Dieſe beiden Poſten allein würden ſchon zuſammen die Summe 
von 13.971 fl. ausmachen, das heißt fie würde ſelbſt eine Sub— 
vention von 10.000 fl. bereits um 3971 fl. überſchreiten. 

Wenn Sie aber noch außerdem in Betracht ziehen, dafs die 
Rettungs⸗Geſellſchaft auch alle von der Commune aufzuſtellenden 
Choler abaracken bisher aufgeſtellt hat, deren Bau und Neuan— 
ſchaffungen, wie Sie aus dem Jahresberichte pro 1893 entnehmen 
können, allein 40.000 fl. betragen hat, und dafs ſeit dem Jahre 1892 
jedes Jahr, ſo oft es nothwendig war, dieſe Cholerabaracken wieder 
inſceniert wurden, wenn ſie auch zum Glück nicht oft und viel 
in Verwendung gekommen ſind, ſo kann man wohl mit Recht 
behaupten, daſs eine Jahres⸗Subvention von 10.000 fl. als eine 
nicht einmal den Leiſtungen der Geſellſchaft entſprechende Ver— 
gütung ſeitens der Commune angeſehen werden kann. Als Sub— 
vention im engeren Sinne des Wortes ſind überhaupt 10.000 fl. 
eine verhältnismäßig kleine Summe für eine Stadt wie Wien, 
wenn man ſieht, was kleinere Städte derartigen Unternehmungen 
für ſolche verdienſtvolle Leiſtungen zukommen laſſen. Ich will 
hier nur der Stadtverwaltung von Budapeſt gedenken, welche an 
die dortige Rettungs⸗Geſellſchaft ſeit ihrer Gründung im Jahre 
1887 jährlich 10.000 fl., alſo bis heute ſchon 100.000 fl. gezahlt 
hat, und die überdies die Irrentrausporte ſeparat durch ein 
Jahrespauſchale von 3000 fl. entſchädigt. Die Commune Wien, 
welche in den erſten Jahren Subventionen von 2000 und 3000 fl. 
und erſt in den letzten Jahren von 5000 fl. und pro 1895 erſt 
von 10.000 fl. geleiſtet hat, hat im ganzen alſo in 14 Jahren 


41.000 fl. beigetragen, eine Summe, welche zur Ziffer der ge⸗ 


ſammten Einnahmen der Rettungs-Geſellſchaft, welche ſich auf 
1,359.000 fl. belaufen, wohl eine ſehr geringe genannt werden 
mufs. Wenn wir die Geſammtleiſtung der Commune in den 
4 Jahren von 1882 bis 1895, alſo die 41.000 fl. auf die 


einzelnen Jahre gleichmäßig vertheilen, ſo gibt dies pro Jahr 


einen Betrag von 2928 fl., welcher Betrag weit hinter den Aus⸗ 


gaben zurückbleibt, welche für die Commune geleiſtet worden ſind. 
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Dass die Durchſchnittsleiſtung für Dienſte, welche die Ge- 
ſellſchaft eigentlich für die Commune beſorgt, die Ziffer von 
jährlich 10.000 fl. erreicht, ja ſogar überſteigt, das ergibt auch 
eine bloße Zuſammenſtellung aus den Jahresberichten, wenn Sie 
die betreffenden Ziffern recapitulieren. Wenn Sie die Irren— 
transporte mit 7719 Fällen — jeden mit 3 fl. — annehmen, und 
wenn Sie ¼ der Krankentransporte in Betracht ziehen, die 
die Geſellſchaft geleiſtet hat, die aber auf die Commune entfallen 
würden, ſo würden ſie auf eine Summe von 101.943 fl. 
kommen; hiezu für Cholerabaracken und Leiſtungen in dieſem Dienſte 
mit 48.000 fl., ſo macht dies im ganzen 149.943 fl., das iſt pro 
Jahr eine Ausgabe von 10.710 fl. 

Mit Rückſicht auf die angeblich ſchlechten Verhältniſſe unſerer 
Stadtfinanzen würde ich mich aber auch mit einer Subvention 
von 10.000 fl. pro Jahr einverſtanden erklären und auch dafür 
ſtimmen, jedoch ohne Aufrechthaltung der uns vom Stadtrathe in 


feinen Anträgen vorgelegten Punkte 1 und 2, und ich will Ihnen 
auch den Nachweis erbringen, das dieſe Anforderungen der 
Commune durch nichts berechtigt wären. Die Geſellſchaft hat ſeit 


ihrem Inslebentreten, wie erwähnt, 1,359.276 fl. erhalten. Dieſen 
Einnahmen ſtanden ſehr große Ausgaben gegenüber, wie Sie aus 


den einzelnen Jahresberichten erſehen können, und demnach ver— 


fügt die Geſellſchaft heute über einen fundus instructus, der über 
350.000 fl. beträgt, und über einen Baufond, der die Höhe von 
faſt 100.000 fl. erreicht hat. Schon aus dieſen Ziffern, meine 
Herren, glaube ich mit Sicherheit zu entnehmen, dass die Ge— 
barung der Geſellſchaft doch eine rationelle fein muſs; und 
wenn in derſelben größere Auslagen, wie das im Jahre 1889 
mit 170.000 fl., im Jahre 1893 mit 193.000 fl., im Jahre 1894 
mit 103.000 fl. der Fall iſt, ausgewieſen erſcheinen, ſo iſt das 
nur darauf zurückzuführen, dafs eben die Geſellſchaft ſich bemüht 
hat, allen Eventualitäten, die an ſie herantreten könnten, auch 
gewachſen zu ſein. Wenn wir die Einnahmen in dem vorliegenden 
Jahresberichte pro 1895, welcher von den Rechnungs-Reviſoren 
geprüft wurde, in Betracht ziehen, ſo finden wir, wie ja auch der 
Herr Referent erwähnt hat, dafs die ordentlichen Einnahmen, das 
ſind jene, auf welche man mit mehr oder weniger Sicherheit alle 
Jahre wieder rechnen kann, 75.000 fl. betragen, und die außer⸗ 
ordentlichen 48.000 fl., zuſammen alle Einnahmen 123.000 fl., 
welche auch ausgewieſen ſind, betragen. Die Einnahmsziffer von 
123.000 fl. umfasst die Beiträge der Stifter, Gönner, Spender, 
Legate, Subventionen u. |. w., größtentheils Beträge, die ſporadiſch, 
unbekannt wann, einlaufen, und es ſtecken nur 8674 fl. darin, 
welche regelmäßig von den Mitgliedern als Beiträge bezahlt 
werden. Die Zahl der Mitglieder der Geſellſchaft iſt eben eine 
ſehr geringe. Es find nur 642 Mitglieder. Es wären num aller: 
dings noch die aſſimilierten Vereine, Feuerwehren, Waſſerwehren, 
Ruderclubs dazu zu rechnen, weil ſie in einem ſehr innigen 
Verhältniſſe ſtehen und zuſammenarbeiten. Dieſe tragen aber der 
Geſellſchaft nichts, ſondern ſie machen ihr noch Auslagen. N 
Den Einnahmen von 123.000 fl. ſtehen alſo im Jahre 1895 
Ausgaben von nur 67.000 fl. gegenüber. Dass nun bei dieſen 
ſo außerordentlich erhöhten Einnahmen in den letzten Jahren ein 


ſo bedeutender Rückgang in den Auslagen hat eintreten können — 


der Herr Referent hat angedeutet, ich muss es wenigſtens ſo 


verſtehen, daſs in den früheren Jahren die Gebarung vielleicht 


nicht eine richtige geweſen ſei — zeigt eben, trotzdem die Leiſtungen 


ſich außerordentlich erhöht haben, nämlich von 5291 auf 12.321 


N. 
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geſtiegen find, dafs die Gebarung mit den eingelaufenen Spenden, 
Subventionen, Legaten ꝛc. wirklich eine ökonomiſche geweſen ſein 
muß. Wenn man nun anftreben wollte, dajs einer Corporation 
entſprechend der einem Vereine oder Geſellſchaft geleiſteten Unter— 
ſtützung oder Beitrag auch der entſprechende Percentſatz in deren 
Leitung eingeräumt werden ſolle, ſo müſſen wir wieder auf die 
Ziffern zurückgreifen und conſtatieren, dafs, wenn die Commune 
Wien der Rettungs⸗Geſellſchaft bei einer Jahreseinnahme von 
123.000 fl. und Ausgaben von 67.000 fl. einen Beitrag von 
10.000 fl. gibt, höchſtens den Anſpruch auf ein Zwölftel 
oder, wenn man die Ausgaben ſtatt der Einnahmen in Betracht 
zieht, auf ein Sechſtel in der Vertretung erheben könnte. Aller- 
dings müſste dann aber auch der Beitrag als ein jährlich wieder— 
kehrender erklärt werden. Der Stadtraths-Antrag lautet ja aber 
nicht auf eine immer wiederkehrende jährliche Subvention 
von 10.000 fl.; alſo kann man dieſe Conſequenz nicht daran 
knüpfen. Es wäre infolgedeſſen die Anforderung der Commune 
nach meiner Anſicht nicht gerechtfertigt. Aus denſelben Gründen 
könnte ja auch die Sparcaſſa oder der niederöſterreichiſche Land— 
tag oder endlich die Regierung, welche ja auch Subventionen von 
2, bis 5000 fl. an die Geſellſchaft leiſten, die Forderung ſtellen, 


nach einem gewiſſen Percentſatz in der Leitung der Geſellſchaft 


Es haben aber dieſe Corporationen niemals 
eine ſolche Anforderung geſtellt. Sie haben auch niemals Aus— 
ſtellungen an der Gebarung der Geſellſchaft gemacht. Ich bitte, 
die Jahresberichte nachzuleſen, Sie können darin nur, wie man 
im gewöhnlichen Leben ſagt, lauter Fleißzettel ſehen, fort und fort 
Zuſchriften dieſer Corporationen, welche die Einrichtung und 
Leitung dieſer Geſellſchaft beſonders anerkennen. Es iſt ja auch 

jedem Bürger dieſer Stadt bekannt, dafs die Einrichtung und 
Leitung der Geſellſchaft einen ganz vorzüglichen Ruf genießen, 
und haben ja auch die Mehrzahl unſerer Provinzhauptſtädte an die 
Wiener Rettungs⸗Geſellſchaft ſich gewendet, um nach Wiener Muſter 
Geſellſchaften zu creieren: Brünn, Prag, Graz, Trieſt, Krakau, 
Lemberg, Innsbruck und ebenſo Budapeſt. Man mußs ſich 
wirklich fragen, aus welchen Gründen denn die Commune, die, 
wie wir ja geſehen haben, nur mit einem geringen Percentſatze 
an den Einnahmen der Geſellſchaft betheiligt iſt, eine Vertretung, 
und zwar von einem Drittel der Geſammtleitung verlangt. Dieſes 
Miſstrauen, welches hiedurch der Gebarung der Rettungs-Geſell⸗ 


vertreten zu ſein. 


Schaft entgegengebracht wird, muss Staunen erregen. Iſt denn die 


Gebarung mit den Subventionen eine unökonomiſche? Bei Durch⸗ 
ſicht der Bücher kann man zu dieſer Schlussfolgerung nicht ge— 
langen, und nachdem es jedem Spender freiſteht, in die Bücher 
Einſicht zu nehmen, könnte die Commune Wien das auch thun. 
Detailliertere Ausweiſe, als die Geſellſchaft es ohnehin thut, 
zu liefern, würde wirklich mit unnützen und großen Koſten ver⸗ 
bunden ſein. 

Unter den Mitgliedern des Aetionscomités dieſer Geſell— 
ſchaft finden Sie auf Seite 20 des Jahresberichtes vom Jahre 
1895 als Chefcaſſier der Geſellſchaft genannt Herrn kaiſerl. Rath 
Florian Hoſtnig. Dieſer Herr wurde ja ſeinerzeit von Ihrer 
Partei auch für den Gemeinderath candidiert, und ich glaube des— 
halb, dass deſſen Anſchauungen und beſonders deſſen Rechts- 
bewufstfein von Ihnen gewiſs nicht angezweifelt werden wird, 
und hat der Herr kaiſerliche Rath je Anlaſs genommen, ſich über 
die Geſtion der Geſellſchaft abfällig zu äußern? Es iſt das nicht 
der Fall geweſen. Ich bin daher der Anſchauung, dass dieſe That⸗ 
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ſache allein, dafs eine fo ehrenwerte Perſönlichkeit, wie Herr 
kaiſerlicher Rath Hoſtnig iſt, der ſeit Jahren das mühſelige 
und ſehr verantwortliche Amt eines Chefcaſſiers bekleidet, doch den 
Nachweis liefert, daſfs die Gebarung mit den eingegangenen 
Geldern auch wirklich eine ökonomiſche fein muſs. Entſprechen 
etwa die Leiſtungen der Geſellſchaft nicht den übernommenen 
Pflichten? Wenn wir in Betracht ziehen, daſs die ſtatutariſche 
Verpflichtung, wie ſchon gejagt, nur darin beſteht, dass bei plötzlich 
eingetretenen Unglücksfällen die erſte Hilfe geleiſtet werden ſoll, 
und wenn wir ſehen, dafs aber auch die Geſellſchaft es noch er— 
möglicht, daſs außer dieſer überhaupt die Krankentransporte, die 
eigentlich der Commune zufallen ſollten, beſorgt werden; von all 
den in Wohnungen plötzlich Erkrankten oder Verletzten, wodurch 
ſie ganz beſonders dem armen Manne wegen der Schwere und 
der Dringlichkeit des Falles, wozu der communale Apparat gar 
nicht ausreichen würde, einen ſehr großen Dienſt leiſtet; wenn wir 
sehen, dafs dieſe Geſellſchaft mit Eiſenbahnen Verträge abſchließen 
kann, dass fie mit dem Kriegsminiſterium Verträge für den Ver- 
wundetentransport durchführen kann; das fie an verſchiedenen 
Punkten unſerer Stadt ſogar Tragbahren zu jedermanns Gebrauch 
ſofort 
einem Verunglückten auch die nöthige Hilfe geleiſtet wird; wenn 
ſie ſich weiter der Mühe unterzieht, in den Spitälern die Evidenz 
zu führen über die freien Betten für die arme Bevölkerung, und 
auf dieſe Weiſe dem armen Kranken erſpart, wie das zu der Zeit 
geſchehen iſt, als die Commune noch dieſen Transport leitete, oft 
ſtundenlang in ſchlechten, elenden Tragbahren und durch ungeübte 
und ungeſchickte Träger von einem Spital ins andere getragen zu 
werden, weil ſie wegen Mangel an Platz abgewieſen wurden, 
dieſem ſchmerzhaften Transporte ausgeſetzt zu ſein; wenn die Ge⸗ 
ſellſchaft ein Übereinkommen mit 60 Arzten treffen kann, welche 
Tag und Nacht zu jeder Stunde bereit find, auf telephoniſchen 
Ruf zu erſcheinen und auf dieſe Weiſe bei großen Kataſtrophen 
auch eine ſehr große Anzahl von Arzten ſofort auf dem Platze 
erſcheinen wird, wenn ſie eigene Vorträge hält für Belehrung 


über die erſte Hilfeleiſtung, wenn ſie bereit iſt, Unterrichtscurſe 


auch noch an einzelnen Inſtituten für Polizei, Feuerwehr, Lehrer, 


Fabriksbeamte und Poſtbedienſtete zu halten, um ſo die dringend noth⸗ 


wendige Kenntnis der erſten Hilfeleiſtung zu ermöglichen — wenn 
die Geſellſchaft alles das leiſten kann und nicht nur leiſtet, ſondern 
auch zur Ausführung bringt zur allgemeinen Zufriedenheit, zur 
vollſtändigen Zufriedenheit ſowohl derer, welche bei einem ſolchen 


Falle intervenieren müſſen, als auch derer, die von dieſem Falle 
betroffen werden, dann ergibt ſich daraus, dafs die Leitung nicht 


nur eine gute, ſondern eine vorzügliche genaunt werden, und daſs 
die Gebarung mit den eingegangenen Geldern auch eine exacte ſein 


mußs, denn ſonſt wäre es der Geſellſchaft nicht ermöglicht, ſolche an— 


merkungswerte Leiſtungen mit den 
erzielen. 
Es iſt demnach aus all dem, was ich vorgebracht habe, nicht 


erſichtlich, welche Gründe den Stadtrath geleitet haben mögen, 


geringen Einnahmen zu 


heuer an die Bewilligung einer Subvention gewiſſe Bedingungen 
zu knüpfen. 
Antrage geſagt, 
erwähnt, welche ſeinerzeit vorgekommen ſind. 


Der Herr Referent hat eigentlich nicht viel zu dem 
er hat ganz allgemein nur Unregelmäßigkeiten 
Ich bin daher nur 


auf Vermuthungen angewieſen, welche allenfalls den Stadtrath 
veranlasst haben könnten, dieſe Bedingungen zu ſtellen, und da 
habe ich ſchon im Juli d. 


J. aus den Ihrer Partei naheſtehenden 
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Blättern entnommen, dass die Gemeinde Wien einen Einfluss 
nehmen müſste gegen die Verjudung der Geſellſchaft. 

Nun, meine Herren! Ich will nicht näher darauf eingehen. 
Ich negiere ſelbſtverſtändlich dieſen Standpunkt. Nach dem Staats⸗ 
grundgeſetze kann niemand infolge ſeiner Confeſſion zu einer Pflicht 
verhalten werden oder von derſelben entlaſtet werden. Die Aus— 
übung eines Rechtes oder einer Pflicht darf niemals abhängig ge— 
macht werden von der Angehörigkeit zu einer Confeſſion. 

Trotzdem will ich Ihnen, die Sie wahrſcheinlich nicht den 
Einblick haben oder vielleicht Gelegenheit oder Zeit gehabt haben, 
auch hier einige Daten liefern, aus denen Sie erſehen werden, 
daſs ein ſolcher Vorwurf nicht berechtigt iſt. 

Denn Sie können aus dem Jahresberichte entnehmen, dass 
das Actionscomité, welches die geſammte Leitung der Geſellſchaft 
in der Hand hat, aus 13 Perſonen beſteht, dafs darunter ſich elf 
befinden, welche dem chriſtlichen Bekenntniſſe angehören. Ein ähnliches 
Verhältnis iſt unter den Functionären. Unter den Kutſchern, Dienern, 
Sanitätsmännern ſind überhaupt keine Juden. Sie haben alſo 
bei 41 Functionären 9 Juden. Wie dieſer Percentſatz, meine Herren, 
einen Einfluſs auf die Gebarung ausüben ſollte, kann ich nicht 
einſehen. Auf die Confeſſion, der die Mitglieder angehören, will ich 
ſchon gar nicht eingehen, obwohl einmal bei einer Debatte 
ſeitens der Gegenſeite aus dem Namensverzeichniſſe der Mitglieder 
eines Vereines angeführt worden iſt, dafs derſelbe nicht judenrein 
ſei, zu viel Juden enthalte; ich könnte höchſtens, wenn ſich bei 
der Durch ſicht dieſes Verzeichniſſes der Fall ereignen ſollte, daſss 
eine größere Anzahl der Mitglieder dem moſaiſchen Bekenntniſſe 
angehört, glauben, dass damit der Beweis erbracht wird, dafs der 
Trieb für die allgemeine Wohlthätigkeit bei dieſer Confeſſion viel 
ſtärker iſt, als bei irgend einer anderen. Ich könnte gar keinen 
anderen Schlufs daraus ziehen. 

Jedenfalls erſcheint mir dieſer Entwurf nicht gerechtfertigt, 
obwohl er in Ihren Parteiblättern als der Grund genannt 
worden iſt. Es könnte alſo aus dieſem Anlaſſe eine Statuten— 
änderung nicht verlangt werden. Ohne Statutenänderung iſt 
aber die Conſtituierung der Geſellſchaft nicht möglich, und ich 
lenke Ihre Aufmerkſamkeit darauf, weil Sie eine Anforderung 


ſtellen, welcher die Geſellſchaft auf Grund ihrer behördlich ge 


nehmigten Statuten nicht nachkommen kann. Der $ 3 ſagt aus— 
drücklich, daſs die Geſellſchaft ſich erſt endgiltig conſtituiert, wenn 
die geſammten jährlichen firen Einnahmen die Summe von 
100.000 fl. erreicht haben und ein genügendes Betriebscapital zur 
Verfügung ſteht. Bis dahin hat der Ausſchuſs die Geſellſchaft zu 
leiten. Die Nettungs: Geſellſchaft wird ja wahrſcheinlich mit Ver— 
gnügen bereit ſein, eine Anderung der Statuten vorzunehmen und 
ſich neu zu conſtituieren, bei welcher Gelegenheit auch bei jährlich 
fir ausgeſprochenem Beitrage der Commune ihrem Wunſche nach 


Vertretung Rechnung getragen werden könnte, es müsste ſich aber 


erſt die Forderung des 8 3 erfüllt haben, das heißt es müſsten die 
jährlichen Einnahmen 100. 000 fl. erreicht haben, oder ſich heraus— 
geſtellt haben, daſs dieſe Forderung für die Geſellſchaft nach⸗ 
theilig wäre. Früher kann ſie es nach ihrem Statut nicht thun. 
Da das nicht der Fall iſt und ſie ganz entſprechend dem 
von der Statthalterei genehmigten Statute vorgeht, vollſtändig 
den Wünſchen der Bevölkerung entſpricht, ſo wäre gar keine 
Handhabe geboten, eine Statutenänderung vorzunehmen. Die 


Bürger von Wien würdigen die außerordentlichen Verdienſte dieſer 
Geſellſchaft und ſie würden es mit großem Bedauern und zu ihrem 


und beſtimme, 


Nr. 98. — 8. December 1896. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 4. December 1896. 


A L N Y NN IN 7 rr — n — AL NIIIININNALNNNLAN UNNA NAUNAUNL NA 


ſchweren Nachtheil e wenn die Geſellſchaft mangels einer 
Unterſtützung vielleicht iere Thätigkeit, verringere oder vielleicht gar 
auf ihre laut 8 1 des Statutes vorgeſchriebene Thätigkeit reducieren 
müſste. Die Bürger von Wien würden mit Schrecken wahrnehmen, 
daſs die Einrichtungen, wie fie ſeitens der Commune getroffen 
werden, den Anforderungen gar nicht entſprechen, und wir würden 
durch Einſchränkung der Thätigkeit der Geſellſchaft in die traurigen 
Zuſtände zurückfallen, in denen wir uns vor Gründung derſelben 
befunden haben. 

Was den zweiten Theil des Stadtraths⸗Antra ges betrifft, die 
einmalige Subvention für den Hausbau, da bin ich auch über die 
beantragte Höhe der Ziffer erſtaunt; zumal wenn wir ſehen, dass 
der mit ſeinen Spenden ſehr karge Stadterweiterungsfond zum 
Hausbau den Platz unentgeltlich abgetreten hat, was einem Geſchenk 
von 150: bis 180.000 fl. gleichkommt; wenn wir hören, dafs das 
Land Niederöſterreich durch ſeinen Landtag eine Subvention von 
5000 fl. geleiſtet hat, dass die Sparcaſſa 20.000 fl. gegeben hat, 
daſs die Privaten in verſchiedener Höhe Beträge geleiſtet haben, 
ſelbſt bis zu 2 fl. herab, woraus man erſieht, daſs jeder trachtete, 
ſo viel als es ihm nach ſeinen Verhältniſſen möglich iſt, einen 
Beitrag zu leiſten, wäre wohl zu erwarten geweſen, dafs die Ge— 
meinde Wien ſich mit einen namhaften Betrage betheiligen werde. 

Und der Stadtrath ſtellt den Antrag auf 5000 fl. Das 


iſt allerdings ſehr gering. Wenn die Gemeinde wirklich nicht 


in der Lage iſt, einen höheren Betrag als 5000 fl. einzuſtellen 
— Peſt hat zu gleichem Zwecke 57.000 fl. und den Grund gegeben 
— dann ſoll die Gemeinde lieber gar keinen Beitrag liefern — 
obwohl es ſehr traurig wäre, auf der Widmungstafel der Geſell— 
ſchaft im neuen Hauſe die Commune nicht verzeichnet zu finden, 
welche doch der Rettungs-Geſellſchaft fo vielen Dank ſchuldet. 

Aus den von mir vorgebrachten Gründen komme ich demnach 
zu einem ganz anderen Concluſum als der Stadtrath und muss 
auch jagen, als dem Antrage des Herrn Collegen Schleſin ger, 
der ſich ja nicht viel von dem Stadtraths-Antrage unterscheidet. 

Ich ſtelle daher folgenden Antrag: 

Die Gemeinde beſchließe mit Rückſicht auf die vorzüglichen 
Dienſte, die die Geſellſchaft der Stadt und Bürgerſchaft ſeit ihrem 
Beſtande geleiſtet hat und fortdauernd leiſtet, der Wiener Frei— 
willigen Rettungs-Geſellſchaft eine jährliche Subvention zuzuwenden, 
für das laufende Jahr 1896 den Betrag von 
10.000 fl., zum Baufonde der Geſellſchaft aber einen einmaligen 
Beitrag von 15.000 fl. zu widmen. 

Ich empfehle Ihnen auf das beſte dieſe Anträge. Ich glaube, 


dafs fie zum Nutzen unſerer Stadt und unſerer Bürger fein 


würden, und würde Sie bitten, dieſe Anträge anzunehmen. 
(Beifall rechts.) 
Vice-⸗Würgermeiſter Dr. Sueger: Herr Gem.⸗Rath 
Oppenber ger! f 
Gem.-Rath Oppenberger: Ich beantrage Schluss der 
Debatte. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Steger: Ich erſuche jene Herren, 


welche für Schluſs der Debatte ſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 


Zum Worte find noch gemeldet die Herren Gem. -Räthe 
Herold, Dr. Kraft und Dr. Stern. 

Herr College Herold! 

Gem.-Nath Herold: Ungefähr 15 Jahre find es her, dass 
drei hervorragende Bürger unſerer Stadt bei mir um überlaſſung. 
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eines Salons für eine wichtige Beſprechung im Hotel Metropole 


angeſucht haben, wo ich mein Geſchäft ausübe. Wenn ich Ihnen 
die drei Namen nenne, die Namen Graf Lamezan, Graf Wilezek 
und Baron Mundy, fo werden Sie wohl daraus erſehen, um 
was es ſich in der Vorbeſprechung gehandelt hat: es war die 
Gründung der Rettungs-Geſellſchaft, die in dieſem Salon des Hotel 
Metropole ſtattfand. Seit dieſen 15 Jahren, das können wir wohl 
ſagen, hat ſich dieſes Inſtitut die Liebe und die Bewunderung der 


ganzen Wiener Bevölkerung erobert, aber auch die Achtung und 


Schätzung beim Auslande, jo dafs alle civiliſierten Städte Europas 
das Wiener Inſtitut als Vorbild angenommen haben. Jeder 
Wiener ſieht mit ſtiller Bewunderung und Rührung den Rettungs- 
wagen durch die Straßen Wiens eilen, glückwünſchend dem In— 
ſtitute, daſs es auch fernerhin proſperieren möge zum Segen und 
zum Heile der Bevölkerung. (Bravo! rechts.) 


Nun, meine Herren, das Merkwürdige iſt, dafs bei Ihrer Partei, 
der antiliberalen Partei, die jetzt das Geſchick dieſer Stadt in Händen 
hat, in den Gefühlen für die Rettungs-Geſellſchaft ein Umſchwung 
eingetreten iſt; denn Sie werden mir doch beipflichten, daſs Sie 
früher gerade gegen dieſe Geſellſchaft ſich nicht ſehr ſympathiſch ver— 
halten haben. Ich will Sie nicht verantwortlich machen für die 
Ergüſſe einiger Ihrer Exaltados à la Gregorig, die gewiſs 
nicht ſehr glimpflich mit der Wiener Rettungs-Geſellſchaft umge— 
gangen ſind. Ich bin auch nicht der Mann, der eine ganze Partei 
für Extravaganzen Einzelner verantwortlich macht, geradeſo, wie 
man nicht ein Volk für einige Schreier verantwortlich machen kann 
— aber es läſst ſich nicht leugnen, daſs Ihre Partei nie ſympathiſch 
der Rettungs⸗Geſellſchaft gegenübergeſtanden iſt (Oho! links), und 
ich möchte Ihr Verhalten mit einer kleinen Anekdote kennzeichnen, 
die mir gerade einfällt. Ein franzöſiſcher Dichter führt eine Ge— 
ſellſchaft vor, in welcher eine geiſtreiche franzöſiſche Herzogin zum 
Präfecten, den ſie zu Tiſch einlud, ſagt: „Herr Präfect, kommen Sie 
und beim Deſſert werden wir nach Herzensluſt über die Regierung 
ſchimpfen.“ Der Präfect ſagte: „Herzogin! Das kann ich nicht, 
aber anhören will ich Sie.“ So that es auch Ihre Partei. Wenn 
über die Rettungs-Geſellſchaft in dieſem Saale geſchimpft wurde, 
haben Sie mit ſtillem Behagen und Wohlwollen zugehört, und 
nie wurde der Vertheidiger gefunden. Jetzt auf einmal kommen 
Sie mit einem Referate; plötzlich haben Sie Ihr Herz entdeckt 
und wollen nun Hahn im Korbe ſein, denn anders laſſen ſich dieſe 
geradezu entwürdigenden Bedingungen für das Actionscomité nicht 
auslegen (Widerſpruch links), worin Sie ſagen: „Die Geſellſchaft 
hat eine Reviſion ihrer Satzungen vorzunehmen, hiebei der Gemeinde 
Wien den dritten Theil ſämmtlicher Ausſchufsſtellen, ſowie das 
Präſentationsrecht für die bei der Geſellſchaft angeſtellten Perſonen 
einzuräumen.“ Dieſe entwürdigenden Bedingungen ſtellen Sie, weil 
Sie den Bettel von 5000 fl. zum Baufonde geben (Widerſpruch 
links), einen Bettel ſage ich; es iſt eine Entwürdigung, ein Hohn 
für die Mitglieder des Actionscomités, 5000 fl. zum Baufonde 
hergeben zu wollen und gleichzeitig derlei Argernis erregende Be: 
dingungen zu ſtellen. Ja, wenn Sie eine entſprechende Summe 
hergegeben hätten — alle Achtung, da würde ich ſagen, Sie haben 
Recht; aber erbärmliche 5000 fl., das iſt eine Schmach. (Lebhafter 
Widerſpruch und ironiſches Gelächter links. — Bravo rechts.) 


Was die Einwendungen des Herrn Referenten betrifft, ſo be— 
ziehen ſie ſich erſtens auf den Neubau, zweitens auf die Conſtituierung 
der Geſellſchaft und drittens auf die Summe der Subvention. 
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Was den Neubau betrifft, fo willen Sie, dass die arme 
Rettungs⸗Geſellſchaft, welche nie zur Ruhe kommen kann, durch 
die Verkehrsanlagen in die Lage verſetzt wurde, ihr Heim verlaſſen 
und ein neues Haus gründen zu müſſen; fie war gemöthigt, 
an die Mildthätigkeit der Wiener Bevölkerung zu appellieren; ſie 
hat ſehr namhafte Spender gefunden und von allen Seiten ſind 
reiche Gaben gefloſſen. Das muſs man zu Ehren der Wiener Be— 
völkerung ſagen. Trotzdem hat das nicht genügt, indem die präli— 
minierte Summe von 80.000 fl. auf 100.000 fl. und dann noch 
erhöht werden muſste, fo dass die präliminierte Summe von 
150.000 fl. erreicht wurde und nicht, wie der Herr Referent geſagt 
hat, 100.000 fl. Thatſächlich beſteht ein Mehrerfordernis von 
50.000 fl. 

Der Neubau iſt alſo jetzt mit 150.000 fl. präliminiert. Da 
ſind natürlich noch eine Menge Koſten dazugekommen, wie ſie bei 
Neubauten vorkommen, auf die man nicht gerechnet hat, zum 
Beiſpiel für unvorhergeſehene Fälle bei der Fundaments-Aushebung, 
Gebürenentrichtung und Stempel, die Gebür für die Platzüber— 
tragung mit 8000 fl., und merkwürdigerweiſe auch 2000 fl., welche 
die Gemeinde Wien an Canaleinmündungsgebür verlangt! Wenn 
Sie alſo nur 5000 fl. geben, ſo würden ſich dieſe 5000 fl. gar 
nur auf 3000 fl. reducieren, denn wenn die 2000 fl. Canalein— 
mündungsgebür abgezogen werden, ſo bleiben natürlich nur 3000 fl. 
und folglich ſtellt fich diefer Beitrag zum Baufonde gar nur auf 
die geringfügige Summe von 3000 fl. 

Was nun die Conſtituierung der Geſellſchaft betrifft, ſo hat 
das bereits der Herr Vorredner ausgeführt. Der $ 3 ſagt ganz 
deutlich, dafs ſich die Geſellſchaft endgiltig conſtituiert, wenn die 
geſammten feſten Jahreseinnahmen ſich mit 100.000 fl. beziffern 
und wenn überhaupt ein genügendes Betriebscapital disponibel iſt. 
Bis jetzt hat aber die Geſellſchaft nicht 100.000 fl., ſie hat gar 
nichts, als 8000 fl., die ſich von Ballerträgniſſen und Veran— 
ſtaltungen von Lotterien ergaben, ſonſt abſolut nichts. Folglich 
kann fie ſich nicht nach § 3 conſtituieren. | 

Ich ſehe auch das Verlangen gar nicht ein. Warum ſoll fie 
ſich conſtituieren? Das Actionscomité, hochachtbare ernſte Männer, 
hat ſtets vollſtändig ſeine Pflicht gethan, die Bevölkerung will die 
Conſtituierung gar nicht (Rufe links: Woher wiſſen Sie das?), 
ſie iſt mit dem bisherigen Comité zufrieden. Es hat ſtets die Ge— 
ſchäfte fo geführt, daſs das Unternehmen ſtets Bewunderung erregte 
und man vor den ernſten und hochachtbaren Männern den Hut 
tief ziehen mußs. 

Dieſe Geſellſchaft iſt kein Losverein, kein Humanitätsverein, 
ſie kann ſich nicht den Chikanen einer Generalverſammlung aus— 
ſetzen, wo ſocialpolitiſche Hetzereien vorkommen können, dazu iſt 
der Verein zu ernſt, und er hat ſchließlich recht, wenn er, auf §S 3 
fußend, ſich nicht conſtituiert. 

Mit dieſer Subvention von 10.000 fl., die ich ſchon vor 
vier Jahren in dieſem Saale beantragt habe, damals aber leider 
nicht angenommen wurde, thun Sie jetzt groß! Glauben Sie. 
heute mit dieſen 10.000 fl. etwas großartiges für die Geſell— 
ſchaft zu leiſten? Sie geben ihr ja eigentlich nur, wie ſoll ich 
ſagen, ein Entgelt für die Dienſte, die ſie für die Commune 
leiſtet. Wenn Sie rechnen, dass fie jährlich 1500 Irrentransporte 


ausführt, und wenn Sie die Transporte bei ſchweren Erkrankungen 
und Verletzungen in Rechnung ziehen, wo der communale Apparat 
überhaupt nicht ausreichen würde, z. B. bei Epidemien, wo alles 
auf directe Aufforderung ſeitens der verſchiedenen Bezirksämter 
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gemacht wird, und eigentlich in die Sphäre der Commune fallen 
würde, ſo würden Sie, wenn Sie die Bilanz ziehen, finden, 
dafs der Commune bei der Durchführung dieſer Aufgaben viel 
mehr Auslagen erwachſen würden als dieſe 10.000 fl., welche 
Sie mit einem fo kolloſalen Selbſtbewuſstſein geben wollen 
Es iſt Ihre verdammte Pflicht und Schuldigkeit, die 10.000 fl. 
zu geben. (Ruf links: Das war Ihre Pflicht, warum haben 
Sie es nicht früher gethan?) Und ich erlaube mir daher, einen 
Antrag zu ſtellen, damit Sie Gelegenheit haben, zu zeigen, 
dais Sie das Wort „schriſtlich“ nicht bloß im Munde führen, 
daſs Sie wirklich chriſtlich geſinnt find. Meine Fremden, mit 
denen ich verkehre, ſagen, Wien macht ihnen den Eindruck einer 
vornehmen, eleganten Stadt; zeigen Sie den Beſuchern, dass 
auch die Gemeindevertretung vornehm denkt, und darum unter— 
breite ich Ihnen den Antrag, welcher lautet (liest): „Der Ge— 
meinderath bewilligt der Freiwilligen Rettungs-Geſellſchaft eine 
Jahres⸗Subvention von 10.000 fl., dann einen einmaligen Bei— 
trag zum Baufonde von 25.000 fl. (Ironiſches Gelächter links) 
und drückt gleichzeitig den Wunſch aus, dass bei Completierung 
des Actions⸗Comités auf die Vertretung der Gemeinde Wien 
Rückſicht genommen werden möge.“ (Bewegung.) 

Das iſt die Art und Weiſe, wie man in dieſem Falle vor— 
geht, und nicht mit ſolchen entwürdigenden Bedingungen, die Sie 
im Referate ſtellen. Dieſe ſind ein Schlag ins Geſicht für die ehren— 
werten Männer, welche die Rettungs-Geſellſchaft leiten. (Lärm links.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger (unterbrechend): Herr 
College, da mufs ich wohl bitten, das iſt keine Entwürdigung, 
kein Schlag ins Geſicht! Das find Übertreibungen, die Sie da 
vorbringen, die ganz ungerechtfertigt find, und ich würde ſchon 
bitten, wahren Sie lieber die Würde des Gemeinderathes und 
unterſchieben Sie nicht — (Gem.-Rath Herold ruft dazwiſchen) 
— darf ich bitten, jetzt ſpreche ich, Herr College — unterſchieben 
Sie nicht Motive dem Gemeinderathe oder der Majorität des 
Gemeinderathes, welche abſolut unrichtig ſind. Wir wiſſen ja, 
daſs das alles vorbereitet war. (So iſt es! links.) Wir kennen 
die Geſchichte und es überraſcht uns das gar nicht. Ich bin aber 
verpflichtet, derartige Dinge zurückzuweiſen und erſuche den Herrn 
Gemeinderath, ſich in den Schranken des Anſtandes zu bewegen. 
(Beifall links.) 

Gem.-Nath Herold (fortfahrend): Aus mir ſpricht die Ent— 
rüſtung als Ehrenmitglied der Rettungs-Geſellſchaft. Das war nicht 
vorbereitet, ich ſpreche aus innerſter Überzeugung und empfehle 
Ihnen den von mir geſtellten Antrag. Sie, die ſich Chriſtlich— 
ſociale nennen, erinnern Sie ſich an den erſten Satz der chriſtlichen 
Religion, den unſer Heiland aufſtellte: „Liebe Deinen Nächſten.“ 
(Lebhaftes ironiſches Gelächter links.) Wenn Sie auch höhniſch 


lachen, fo iſt es doch Thatſache, dass das der erſte Satz der 


chriſtlichen Religion iſt. Von dieſem Satze geleitet, ſollten Sie den 
Antrag ſchon annehmen. (Lärm links; Bravo! rechts.) 


ich vielleicht infolgedeſſen, dal$ die geehrten Herren Vorredner 
hier ſehr ſchlecht zu verſtehen waren, einiges wiederhole oder miſs— 


verſtanden habe, was die beiden Herren Vorredner vorgebracht 


haben. Ich habe mich hauptſächlich aus dem Grunde zum Worte 
gemeldet, um einen Umſtand aufzuklären, der vielleicht bei der 
Faſſung des Beſchluſſes überſehen worden ſein mag. 
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Es ift richtig, dafs diesmal eine Ausnahme von einem alten 
Spruche vorliegt, mit dem man uns Oſterreicher gewöhnlich be- 
legt. Es heißt immer: Oſterreich iſt immer um eine Idee zurück. 
Diesmal ſind wir auf Grund trauriger Erfahrungen den übrigen 
Ländern um eine Idee voraus und es muſs uns mit Genug: 
thuung erfüllen, wenn wir ſehen, dafs man aus anderen Ländern 
zu uns kommt, um unſer Rettungsweſen zu ſtudieren und es 
nachzuahmen, und uns die Anerkennung zollt, daſs Wien etwas 
geſchaffen habe, was den übrigen Ländern fremd iſt. 

Nun find im heurigen Jahre Verhältniſſe eingetreten, welche 
es ſich mit ſich gebracht haben, dajs die Rettungs-Geſellſchaft ge: 
zwungen iſt, aus ihrem alten Heim auszuziehen und mit großen 
Opfern ein neues Gebäude, eine Centralſtation zu errichten. 

Das Präliminare für den Bau iſt allerdings, wie ich mich 
informiert habe, infolge unvorhergeſehener Zwiſchenfälle bedeutend 
überſchritten worden. 

Es wurde mir mitgetheilt, dafs man bei den Fundamentierungs— 
arbeiten auf einen Canal ſtieß, der nirgends verzeichnet geweſen 


ſein ſoll und deſſen Überwölbung einen Koſtenbetrag von 10.000 fl. 


beanſprucht hat. Es ſollen ſich ferner die Fundamentierungsarbeiten 
infolge des Sandes, der eine Grundlage bildete, auch um circa 
10.000 fl. geſteigert haben. Kurz, der urſprünglich mit 120.000 fl. 
berechnete Bau ſoll 150.000 fl. ausmachen. Dies ſind allerdings 
außergewöhnliche Erſchwerniſſe für die Geſellſchaft, bei welchen die 
Commune auch einigermaßen nachzuhelfen verpflichtet erſcheint. 

Es iſt für dieſen Baufond in dem Stadtraths⸗-Antrage ein 
Betrag von 5000 fl. ausgeworfen. Nun hat der Stadtrath dabei, 
wie ich glaube, gewiſs die Abſicht gehabt, daſs die Rettungs-Ge⸗ 
ſellſchaft dieſe 5000 fl. rein bekommen fol. Nun iſt aber leider 
infolge eines Geſetzes, das die Herren Liberalen uns geſchenkt 
haben — des famoſen Canaleinmündungsgeſetzes, das eine Un- 
gerechtigkeit von A bis Z iſt, namentlich in feiner praktiſchen 
Anwendung, weil auf beſondere Baulichkeiten gar keine Rückſicht 
genommen wird und derſelbe Maßſtab wie bei Mitzinshäuſern, 
die den Canal ſtark benützen, auch bei ſolchen Gebäuden an— 
gewendet wird, die eigentlich in die Kategorie der Fabriken fallen 
ſollten, da auch ſie eine geringere Ausnützung des Canales mit 
ſich bringen — der Rettungs-Geſellſchaft eine Gebür von 1820 fl. 
vorgeſchrieben worden. Weiters wird die Geſellſchaft an die Commune 
zu zahlen haben von der circa 8200 fl. betragenden Vermögens— 
übertragungsgebür eine Tangente von 658 fl. 16 kr. Ferner kommt 
noch an Begehungsgebüren, Taxen ꝛc. der Betrag von 123 fl. 
95 kr. hinzu, mit einem Worte, im ganzen ergibt ſich von dieſen 
5000 fl. thatſächlich ein Abzug von 2005 fl. 71 kr., welcher wieder 
in die Caſſen der Commune einfließt. 

Nun ſcheint es mir wohl richtig und billig, dafs die Commune 
Wien zum mindeſten den Betrag, den fie laut Stadtraths-Beſchluſſes 
der Rettungs⸗Geſellſchaft zuwendet, ihr rein zuwendet, und dass 


| daher zum mindeften ein Betrag von, jagen wir rund 8000 fl. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Dr. Kraft! 
Gem.⸗Nath Dr. Kraft: Entſchuldigen Sie vor allem, wenn 


— und dieſen Betrag beantrage ich — der Geſellſchaft für den 
Baufond bewillige, anſtatt daſs ein Betrag von 5000 fl. eingeſtellt 
wird. Ich glaube, dass die Rettungs-Geſellſchaft auf dieſe Erhöhung 
gewiſs einen moraliſchen Anſpruch hat, wenn auch natürlich keinen 
rechtlichen, weil ſie doch zu dieſer Auslage nicht genöthigt worden 
wäre, wenn die Commune nicht durch ihre Bauten die Ver— 
laſſung des früheren Aſyles der Geſellſchaft veranlafst hätte. Was 


die Einfluſsnahme der Commune Wien in die Verwaltung der 
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Geſellſchaft anbelangt, jo muſßs ich zwar wirklich geſtehen, dafs 
principiell die Geſellſchaft keinen Einwand gegen eine ſolche Ein— 
fluſsnahme üben kann, denn, meine Herren, Sie haben ſchon bei 
vielen Beſchlüſſen von Subventionen an Wohlthätigkeits-Inſtitute 
mehr oder weniger überall, wo es ſich um größere Beträge ge— 
handelt hat, die Anforderung geſtellt, dafs ein oder zwei Mitglieder 
aus der Gemeindevertretung in den Verwaltungskörper gewählt 
werden. Dieſe Beſchlüſſe ſind genehmigt worden, vielfach ſogar 
mit Zuſtimmung der Herren Liberalen. Principiell iſt dagegen 
nichts einzuwenden, ſatzungsgemäß freilich läſst ſich dafür nichts 
anführen. Satzungsgemäß hat in dem Centralausſchuſs, der, wie 
ich aus den Statuten erſehe, aus elf Mitgliedern beſteht, nur der— 
jenige Einfluſs, welcher aus der Verſammlung der Mitglieder ge— 
wählt wird. Allein hier handelt es ſich um einen Ausnahmsſfall, 
und ich glaube, die Geſellſchaft wird Mittel und Wege finden 
müſſen, um doch der Commune eine Einfluſsnahme zu gewähren. 
Durch die Wahl von drei Mitgliedern, wie beantragt wurde, iſt, 
wie Sie ſehen, bei dem Stande des Ausſchuſſes von elf Mit— 
gliedern eine Majoriſierung oder eine beträchtliche Erſchwerung der 
Beſchlüſſe wohl kaum zu gewärtigen. Ob nun dieſe Einfluſsnahme 
in der delicaten Form, die vielleicht mit Rückſicht auf die an der 
Spitze ſtehenden Perſönlichkeiten vorzuziehen wäre, nämlich in der 
Form vereinbart wird, dass man einfach ſagt: man bewillige die 
Subvention, und die Bedingung macht, dafs, wenn dieſem Wunſche 
nicht nachgegeben wird, im nächſten Jahre die Subvention ein— 
geſtellt wird, oder ob ſie heute direct und peremptoriſch die 
Forderung aufſtellen, es müſſen uns dafür drei Stimmen in dem 
Verwaltungsausſchuſſe eingeräumt werden, das ſcheint mir ja auf 
eines hinauszulaufen. 

Ich glaube, dafs die betreffenden Herren an der Spitze der 
Rettungs⸗Geſellſchaft viel mehr Gewicht darauf legen dürften, und 
vernünftigerweiſe darauf legen ſollten, daſs von Seite der Gemeinde 
Männer unter dieſen, drei Abgeordneten gewählt werden, welche durch 
ihre Erfahrung und Concilianz ſich mit den anderen elf veipective 
acht Mitgliedern vertragen werden. Ich glaube, die Herren von der 
liberalen Seite werden uns ſo viel Takt und ſo viel Geſchäfts— 
kenntnis zumuthen, daſs wir bei der Wahl dieſer drei Perſonen mit 
der nöthigen Rigoroſität vorgehen werden, damit da wirklich nur 
Männer hineingewählt werden, welche ſowohl den guten Willen 
als auch die nöthige Geſchäftserfahrung und die nöthige Fein— 
fühligkeit haben werden, um dieſes Amt auszuüben, denn das läſst 
ſich allerdings nicht ableugnen, gegründet hat die Geſellſchaft nicht 
die Gemeinde, gegründet haben ſie einzelne Perſonen, welche nicht 
nur mit ihrer Arbeitskraft und Intelligenz, ſondern auch mit ihrem 
Capital eingeſprungen find, und gewiſs, die Anerkennung dafür muss 
den Leuten gegönnt werden, und es darf nicht den Auſchein haben, 
als ſei irgendein Miſstrauen in die bisherige Verwaltung gerecht— 
fertigt, oder der Glaube, dafs die Anſtalt zu irgendwelchen Zwecken 
miſsbraucht werden könnte, ſondern es ſoll fich einfach als Ausfluſs 
der Überzeugung der communalen Vertreter darftellen, dafs wir 
dort, wo wir die communalen Gelder einem Zwecke widmen, ver— 
pflichtet ſind, die nothwendige Controle zu üben. Eine Controle 
muſs ſich jeder Verwaltungspräſident, jede Bank gefallen laſſen, 
warum nicht auch die Rettungs-Geſellſchaft? Es kann ja auch der 
Rettungs⸗Geſellſchaft nur daran gelegen ſein, dafs fie dieſe Controle 
ausgeübt ſieht, dann hat ſie das leichteſte Beſtehen vor der Offent⸗ 
lichkeit, dann kann fie jeden Moment ſagen, das, was geſchehen ift, 
iſt unter den Augen der Commune vor ſich gegangen. 


Nr. 98. — 8. December 1896. — Gemeinderaths-Sitzung vom 4. December 1896. 


1981 


2 


N 


Principiell dürfte dagegen von Seite der Verwaltung kaum eine 
Einwendung gemacht werden. Ich möchte nur beantragen, daſs der 
Stadtraths⸗Antrag in einer Weiſe erweitert werde, daj8 anſtatt der 
Subvention von 5000 fl. zum Baufonde ein Betrag von mindeſtens 
8000 fl. bewilligt wird. Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Dr. Stern! 

Gem.-Nath Dr. Stern: Es iſt bereits von Seite einiger Herren 
Redner in erſchöpfender Weiſe dargeſtellt worden, was von Seite 
der Rettungs⸗Geſellſchaft ſeit einer langen Reihe von Jahren geleiſtet 
wird, und insbeſondere, dass ſehr viel von dem, was von Seite 
der Geſellſchaft geleiſtet wird, eigentlich pflichtgemäß der Commune 
obliegen würde. Wenn man demnach heute einer derartigen Geſell— 
ſchaft eine Subvention leiſtet, ſo iſt das nicht eine Aushilfe oder 
eine Subvention in der Weiſe, wie ſie anderen Vereinen geleiſtet 
wird, wo die Commune auch gar keine moraliſche Verpflichtung 
hätte, den Verein zu unterſtützen, nein, die Commune leiſtet in 
dem Falle nur einen theilweiſen Erſatz für die Leiſtungen, zu denen 
ſie ſonſt rechtlich verpflichtet wäre. 

Über die Leiſtungen der Geſellſchaft ſind bereits ſo viele Worte 
der Anerkennung geſprochen worden und es hat ſich in dieſer 
Richtung gar keine Stimme erhoben, welche irgendein Wort da— 
gegen geſprochen hätte, jo dass ich darüber wohl hinweggehen 
kann, ich beſchränke mich daher nur auf eines. Wenn eine Forderung 
auf Vertretung der Commune in einer Geſellſchaft geſtellt wird, jo muss 
doch dafür irgendein Grund vorliegen. Wir ſubventionieren, und 
zwar mit bedeutenden Beträgen ſo viele Vereine und Inſtitutionen, 
welche ſich an Nützlichkeit in gar keiner Weiſe mit der Rettungs— 
Geſellſchaft meſſen können. Wenn nun dort eine ſolche Forderung 
nicht geſtellt wird, während ſie im gegebenen Falle gegenüber der 
Rettungs⸗Geſellſchaft geſtellt wird, jo muſs dafür ein Grund vor— 
liegen. Ich frage mich nun, welcher Grund ſollte das ſein? Wenn 
die Rettungs⸗Geſellſchaft eine Erwerbsgeſellſchaft wäre, wenn die 
Commune bei einem Erwerbsunternehmen ihr Geld anlegt und 
ſich ſagt, ja, da bin ich intereſſiert, ich will da einen Nutzen ziehen, 
ich will daher meine Vertretung haben, dann iſt die Sache ganz 
klar. Wenn aber gegenüber einem auf ſcientifiſcher und humanitärer 
Baſis beruhenden Inſtitute eine derartige Forderung geſtellt wird, 
dann lässt ſich hiefür ein anderer Grund nicht finden, als 
Miſstrauen in die Gebarung der Geſellſchaft. Es gibt hiefür keinen 
anderen Grund, keine andere Erklärung. Das iſt es eben, weshalb 
meines Erachtens nach die Rettungs-Geſellſchaft oder irgendein 
anderes derartiges Unternehmen, wenn ihm eine Subvention unter 
einer ſolchen Bedingung von Seite der Commune gegeben wird, 
welche eine derartige Bedingung gegenüber anderen Subventionen 
und gegenüber anderen Vereinen nicht ſtellt, in die Nothwendigkeit 
geſetzt iſt, eine derartige Subvention unter einer derartigen Be— 
dingung abzulehnen. 

Ich frage Sie aber jetzt, wohin kommt denn eine Geſellſchaft, 
wenn ſie heute die Bedingung, welche die Commune ſtellt, auch 
gegenüber anderen Corporationen und Anſtalten erfüllen müßste, 
weil ja andere Corporationen und Anſtalten das vollkommen 
gleiche Recht hätten, dieſelbe Bedingung zu ſtellen. Es iſt bereits 
geſagt worden, in derſelben Weiſe wären hiezu berechtigt der 
niederöſterreichiſche Landtag, die Sparcaſſa und andere bedeutende 
Gönner der Geſellſchaft, welche Beiträge, und zwar jeder einzelne 
ſolche Beiträge geleiſtet haben, welche die Beiträge der Commune, 
die ſie ſeit Jahren geleiſtet hat, weit überſchreiten; Baron Leiten⸗ 
berger, der regierende Fürſt Liechtenſtein, Baron Roth— 
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ſchild und andere ebenſogut und mit gleichem Rechte, wenn die 
Geldleiſtung dasjenige ſein ſoll, womit das Recht der Vertretung 
in der Geſellſchaft begründet wird. Was dann von dem Actions— 
Comits ſelbſt übrig bleibt, wie die Verwaltung in einer ſolchen 
Geſellſchaft ausſieht, in welcher derartige heterogene Vertretungen 
ſich befinden, daßs können Sie ſich leicht denken. 

Ich kann mich daher nur dem Antrage anſchließen, welcher 
von Seite des erſten Herrn Redners geſtellt worden iſt, dafs wir 
bedingungslos jene Subvention gewähren, welche er beantragt hat. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr Referent zum 
Schluſsworte. 

Referent: Ich glaube, weder die Rede des Herrn Dr. Stern, 
noch der erſchöpfende Vortrag des Herrn Baron Engerth, noch 
die innerſte Überzeugung, die uns Herr College Herold von 
ſeinem Blatte vorgetragen hat (Heiterkeit), waren geeignet, den 
eigentlichen Punkt, um den es ſich hier handelt, zu entkräften. Die 
Herren haben uns außerordentlich ausführliche Vorträge gehalten 
über die Geſchichte und die Wirkſamkeit der Geſellſchaft, aber nicht 
darüber, um was es ſich hier handelt, wenigſtens nicht in einer Weiſe, 
die unſere Anträge irgendwie widerlegen konnte. Ich glaube, das 
was vorgebracht wurde, hätte von den Herren nicht vorgebracht werden 
ſollen. Die Herren werden mir das Zeugnis nicht verſagen 
können, daßs ich bei meinen Ausführungen in möglichſt zurück— 
haltender Weiſe geſprochen habe. Ausdrücklich betone ich, dafs es 
nicht meine Abſicht war, hier Dinge aufzurühren, die lieber nicht 
berührt werden ſollten. 

Nachdem aber gerade von Seite der Oppoſition dieſe Dinge 
berührt wurden, fo mußs ich doch auf dieſelben zurückkommen. 

Es wurde z. B. hier geſagt, die Geſellſchaft könne ſich nicht 
conſtituieren und es wurde auf den betreffenden Paragraph der 
Satzungen hingewieſen. Ich habe dieſen Paragraph hier. Er lautet: 
„Die Geſellſchaft conſtituiert ſich, wenn die geſammten jährlichen 
Einnahmen derſelben die Summe von 100.000 fl. erreicht haben 
und ein genügender Betriebsfond disponibel bleibt.“ 
dieſer Paragraph nicht immer gelautet, und wenn von irgend einer 
Seite gejagt wurde, die Geſellſchaft müsste, um unſere Forderung 
zu erfüllen, Satzungs⸗Anderungen vornehmen, ſo ſage ich: Ja, 
fie ſoll Satzungs-Anderungen vornehmen, und fie kann dies 
auch thun, denn ſie hat auch ſonſt Anderungen ihrer Satzungen 
vorgenommen. Wiſſen Sie, wie dieſer Paragraph urſprünglich 
gelautet hat? Hier habe ich den erſten Ausweis der Geſellſchaft; 
da lautet der Paragraph ganz anders. Da heißt es: „die Geſell— 


ſchaft conſtituiert ſich endgiltig, wenn 100 Stifter oder 200 


Förderer derſelben beigetreten ſein werden, oder die geſammten 
Einzahlungen derſelben die Summe von 100.000 fl. erreicht haben, 
auch dann, wenn durch beſtimmte Beiträge der Gönner und 
anderer zahlenden Mitglieder ein genügender Betriebsfond disponibel 
bleibt.“ Alſo drei Möglichkeiten waren vorhanden, daſs ſich die 
Geſellſchaft conſtituieren kann, und trotzdem hat ſie ſich nicht con— 
ſtituiert, indem ſie jedesmal, wenn eine dieſer drei Bedingungen 
erreicht war, wieder den Antrag auf Satzungs⸗Anderung ſtellte und 
dieſe Anderung auch jedesmal vorgenommen hat. (Rufe links: 
Hört! Hört!) 

Es wurde geändert in der Weiſe, dafs es heißen ſoll, dals 
die geſammten jährlichen Einzahlungen der Mitglieder die Summe 
von 100.000 fl. erreicht. Urſprünglich hieß es, die geſammten 
Einzahlungen und dann hieß es nur, wenn die geſammten jähr— 
lichen Einzahlungen dieſen Betrag erreichen, und endlich wurde 


So hat. 
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auch die Stelle von den 100 Stiftern oder 200 Förderern ganz 
weggelaſſen, hierauf hieß es einfach, wenn die geſammten jährlichen 
fixen Einnahmen 100.000 fl. erreicht haben und ein genügender 
Betriebsfond disponibel iſt. Es iſt charakteriſtiſch, in welcher Weiſe 
dieſe verſchiedenen Anderungen vorgenommen wurden. Damals hatte 
die Geſellſchaft die Möglichkeit und ſie wird ſie auch jetzt haben, 
die geringfügige Anderung wegen der Aufnahme von Gemeinde— 
vertretern in das Actions-Comité vorzunehmen, wenn es ihr darum 
zu thun iſt, in Frieden mit der Gemeinde zu verkehren. Wenn 
ich auf die weitergehenden Anträge, welche der Stadtrath ge— 
ſtellt hat, Verzicht geleiſtet habe zu Gunſten des Antrages des 
Herrn Collegen Schleſinger, ſo glaube ich, ſollte gerade von 
Ihrer (rechten) Seite dieſes Entgegenkommen auch in entſprechender 
Weiſe aufgenommen werden, und es war ganz überflüſſig, dafs 
alle dieſe Dinge jetzt wieder hervorgekehrt werden. Es wurde auch 
geſagt, es ſei Miſstrauen gegen die Geſellſchaft. Ich habe aus— 
drücklich hervorgehoben, ich ſpreche nicht von der gegenwärtigen 
Geſellſchaft, aber ich will nicht, daſs wieder ſolche Dinge heraus— 
kommen, wie es in früheren Zeiten der Fall war. Die Herren haben 
hier in dieſem Saale ſelbſt wiederholt über die Rettungs-Geſell— 
ſchaft in einer Weiſe geſprochen, welche weit ſchärfer war, als ich 
es hier thue. Sie haben der Geſellſchaft alles mögliche vorgeworfen, 
und zwar wurde von Ihrer (rechten) Seite in dieſem Sinne ge— 
ſprochen. Und dass erſt ſeit ſo kurzer Zeit und auch nur ein einziges- 
mal vom Gemeinderathe 10.000 fl. bewilligt wurden, das iſt doch auch 
kein Zufall. Ich verweiſe darauf, dass durch einige Jahre die 
Rettungs⸗Geſellſchaft überhaupt keine Subvention bezogen hat, 
weil ſie ſich darüber geärgert hat, in welcher Weiſe hier im Ge— 
meinderathe über ſie geſprochen wurde. Ich könnte Beiſpiele 
anführen, ich habe die Dinge nachgeleſen. Sie haben der Geſell— 
ſchaft die viel zu großen Ausgaben für Papier, Druckſorten ꝛc., 
vorgeworfen. (Rufe rechts: Haufler!) Das mufs ja irgendeine 
Berechtigung gehabt haben. (Erneuerte Rufe rechts: Haufler!) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, es 
waren auch andere Perſonen von Ihrer Partei, welche über die 
Rettungs-Geſellſchaft geſprochen haben, Sie erlauben ſchon, dafs ich 
Ihnen das bemerke. 

Referent (fortfahrend): Ich weiſe ferner darauf hin, dafs es 
doch ganz gewiſss nicht wünſchenswert iſt, daßs die Geſellſchaft, wie es 
vor ganz kurzer Zeit geſchehen iſt, bedeutende Auslagen für Actionen 
macht, welche ſie ſelbſt herbeigeführt hat. Es liegt mir der im Jahre 1895 
herausgegebene Jahresbericht für das Jahr 1894 vor. Hier finden 
Sie eine Summe von 17.527 fl. außerordentliche Ausgaben, ſo als 
Abfertigungsſumme für Dr. v. Vragaſſy 11.000 fl. und ver- 
ſchiedene andere kleine Ausgaben. Ich frage nun: Iſt es gut, dass 
eine Geſellſchaft, welche fortwährend auf die allgemeine Wohlthätigkeit 
Anſpruch macht, welche fortwährend lärmt und mit Recht agitiert 
dafür, daſs die allgemeine Wohlthätigkeit ſich für ſie intereſſiere, 
iſt es ſtatthaft, daſs eine ſolche Geſellſchaft durch Verfügungen, 
welche ſie trifft, veranlaſst wird, nachher ſo koloſſale Summen 
hinauszuwerfen? 

In demſelben Jahresberichte finden wir dann ganz merk— 
würdige Poſten, zum Beiſpiel einen Geſammtpoſt für Anſchaffung 
von Sanitäts⸗ und Verbandsmaterial, Tragbahren, chirurgiſchen 
Inſtrumenten, Medicin⸗Inſtrumenten, Inſtandhaltung des Hauſes, 
der Cholerabaracken und Profeſſioniſten-Conto: Tiſchler, Schloſſer, 
Spengler, Maurer, Ziegeldecker per 85.555 fl. Es fällt mir heute 
nicht ein — ich habe keine Urſache dazu — die Richtigkeit 
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dieſer Poſt zu beſtreiten, aber ich glaube, es iſt wünſchenswert, 
daſs eine Corporation wie der Wiener Gemeinderat), der eine 
bedeutende Summe für die Geſellſchaft hergibt, auch aus dem 
Ausweiſe ungefähr erſieht, wie dieſes Geld verwendet wurde und 
ſich nicht begnüge, dafs hier mit einer Pauſchalpoſt von 85.555 fl. 
alles mögliche abgethan wird, während andere Dinge bis herunter 
zu Beträgen von 311 fl., 284 fl. u. ſ. w. ſpecificiert find. Ich 
glaube daher, dass es wohl berechtigt iſt, daſs die Gemeinde den 
Einfluss habe bei der Geſellſchaft, daſs fie wiſſe, in welcher Weiſe 
dort vorgegangen wird, und dafs derartige Unzukömmlichkeiten, 
wie ſie thatſächlich früher, wie Sie alle genau wiſſen, vorgekommen 
ſind, in Zukunft verhütet werden, das iſt die Gemeinde nicht nur 
ſich ſelbſt ſchuldig, ſondern der Bürgerſchaft, aus welcher ſie gewählt 
wurde, und ich glaube, es kann nicht etwa als entwürdigend für 
die Geſellſchaft genannt werden, wie Herr Herold geſagt hat, 
wenn wir ſolche Forderungen aufſtellen, ſondern es iſt vielmehr 
entwürdigend für dieſe Gemeindevertretung, wenn man derartige 
Ausdrücke von ihr deshalb gebraucht, weil ſie begründete Forderungen 
an eine Corporation ſtellt. Ich will auf alle anderen Dinge nicht 
zurückkommen. 

Es wurde von einem „Bettel“ von 5000 fl. geſprochen; nun 
ich glaube, wer die Finanzlage der Gemeinde kennt, ſollte doch 
nicht eine Summe von 5000 fl. als Bettel bezeichnen. Ich habe 
ferner erwähnt, in welcher Weiſe der Baufond präliminiert wurde, 
und weil mir eingewendet wurde, ich hätte das falſch vorgebracht, 
ſo bemerke ich, daſs ich die Eingaben der Geſellſchaft vor mir habe. 
In der erſten, welche von Ende Februar 1896 datiert iſt, iſt noch 
eine Projectierung mit 80.000 fl.; in der weiteren Eingabe vom 
18. Mai 1896 heißt es, der Bau wird mit 100.000 fl. präli- 
miniert, außerdem für Waſſerleitungen und unvorhergeſehene Aus— 
gaben 20.000 fl., macht zuſammen 120.000 fl. Weiteres liegt 
mir nicht vor; es iſt aber allerdings möglich, wie Herr College 
Dr. Kraft gejagt hat, daſs man bei der Fundamentierung 
auf Schwierigkeiten geſtoßen iſt. Die Geſellſchaft hat ung feit- 
dem jedoch nichts davon mitgetheilt. Was die Koſten für Canal— 
einnündung u. ſ. w. betrifft, fo war mir das nicht bekannt; 
davon wiſſen wir nichts, das iſt im Stadtrathe nicht vor— 
gekommen. Das geſchieht bekanntlich vom Magiſtrate aus, und es 
würde ja die Geſellſchaft die Möglichkeit haben, diesbezüglich 
neuerlich an die Gemeinde heranzutreten, wie dies ja unter Um— 
ſtänden auch von anderer Seite geſchieht. Die Gemeinde wird dann 
darüber ſchlüſſig werden. Aus dieſem Grunde bin ich auch gegen 
den Antrag des Herrn Collegen Dr. Kraft, weil wir heute für 
eine Erhöhung des Beitrages keine Veranlaſſung haben. 

Wenn es ſich um die Nachſicht einer Canaleinmündungs— 
oder einer anderen Gebür handelt, ſo iſt dies eine ſpecielle Sache, 
wegen der an die Gemeinde herangetreten werden kann, damit hat 
aber die heutige Beſchluſsfaſſung nichts zu thun, das iſt eine 
magiſtratiſche Sache. 

Was ich angeführt habe, dürfte wohl hinreichen, um die 
ganze Angelegenheit zu beleuchten. Nur eines mufßs ich noch 
zurückweiſen. Es wurde darauf hingewieſen, daj8 die Rettungs— 
Geſellſchaft den geſammten Rettungsdienſt der Gemeinde abnimmt, 
daſs die Gemeinde gar nichts mehr damit zu thun hat. (Wider— 
ſpruch rechts.) Meine Herren! Sie werden ſich jetzt mit dem 
Präliminare zu beſchäftigen haben, und da finden Sie eine Poſt 
„Rettungsanſtalten“ mit ſiebentauſend und etlichen hundert 
Gulden, ferner für Transport von Kranken, Leichen und Ver— 
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unglückten in die Spitäler 30.500 fl. Die Gemeinde hat alſo 
immerhin, wie Sie ſehen, noch Auslagen für den Rettungsdienſt, 
und ich finde es ganz merkwürdig, wenn überhaupt von Privat— 
anſtalten geſprochen wird, welche in irgend einer Weiſe die 
öffentliche Wohlthätigkeit der Gemeinde abnehmen, daſs man 
dann immer ſagt, die Koſten werden der ganzen Gemeinde voll— 
ſtändig abgenommen. Ja, meine Herren! Darauf beruht ja die 
öffentliche Wohlthätigkeit. Wenn Sie auf dieſem Standpunkte 
ſtehen, ſo verzichten wir überhaupt auf Privatanſtalten, und dann 
muss die Gemeinde die ganze Angelegenheit ſelbſt in die Hand 
nehmen. 

Weiters wurde darauf hingewieſen, gerade von den Herren 
der Minorität, dafs die regelmäßigen Einnahmen aus den 
Mitgliederbeiträgen nur 8674 fl. betragen. Ja, meine Herren, 
das ſpricht ja für uns, wenn die regelmäßigen Einnahmen an 
den Mitgliederbeiträgen nur 8674 fl. betragen, ſo wird doch die 
Gemeinde das Recht haben, für die 10.000 fl., welche ſie als 
Subvention zahlt, auch eine Vertretung zu verlangen, welche ja, 
wie Herr College Kraft ganz richtig geſagt hat, nur eine 
beſcheidene genannt werden kann. 

Übrigens, meine Herren, daſs die Mitgliederbeiträge nur 
fo gering find, daran iſt das Actions-Comité — von einer Geſell— 
ſchaft kann man da nicht ſprechen — ſelbſt Schuld. Wenn man 
die Mitgliederbeiträge für eine Geſellſchaft, die auf breiter Baſis 
ſteht und populär ſein ſoll wie die Rettungs-Geſellſchaft, im 
Minimum mit 10 fl. feſtſetzt, dann kann man natürlich nicht auf 
eine große Mitgliederzahl Anſpruch machen. Das Mindeſte iſt ein 
Betrag, von 10 fl. und es iſt alſo ganz ſelbſtverſtändlich, daſs 
man dann nur eine geringe Anzahl von Mitgliedern haben kann. 

Das wollte ich noch vorbringen und ich bitte Sie nochmals, 
den Antrag des Collegen Schleſinger, dem ich mich gerne 
anſchließe, anzunehmen, weil er das Minimum an Leiſtungen 
darſtellt, die wir zu verlangen berechtigt ſind. 

Dice-Würgermeifter Dr. Cueger: Herr College Dr. Stern 
zur thatſächlichen Berichtigung. Aber nur zur thatſächlichen Be— 
richtigung, Herr College! 

Gem.-Nath Dr. Stern: Der Herr Referent hat von einer 
allgemeinen Poſt von 85.000 fl. geſprochen, ſo glaube ich ihn 
verſtanden zu haben. (Ruf: Ja!) Ich berichtige, daßs die ge— 
ſammten Ausgaben nur 67.000 fl. ausmachen und das ſich in 
dieſer Geſammtausgabe auch nicht eine einzige allgemeine Poſt 
findet. Das ſteht hier in dem Berichte pro 1895, und ich lade 
alle Herren ein, in denſelben Einſicht zu nehmen. Sie werden 
keine Generalpoſt, geſchweige denn eine Poſt in einer ſolchen Höhe 
darin finden. Sie werden finden, daſss die geplanten Ausgaben 
67.000 fl. betragen. Dazu kommt natürlich die Transaction mit 
den angeſchafften Notenrenten per 130.000 fl. u. ſ. w. 

Ich berichtige ferner gegenüber dem Herrn Referenten, dass 
es allerdings richtig ift, dafs die Jahresbeiträge nur 8674 fl. aus⸗ 
machen, dafs aber hiezu — abgeſehen von den Subventionen — 
die Jahresbeiträge der Stifter mit 14.500 fl. und die der Gönner 
mit 2310 fl. kommen, ferner noch die Spenden im Belaufe von 
16.145 fl., in welchen Beiträgen die Subventionen nicht ein- 
geſchloſſen ſind. Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Steger: Das letztere iſt auch 


nicht behauptet worden. Der Herr Bürgermeiſter zur thatſächlichen 


Berichtigung. 
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Bürgermeifler: Die Oppoſition hat behauptet, dass unſere 
Partei niemals für die Rettungs-Geſellſchaft eingetreten ſei. Ich 
berichtige thatſächlich, daßs das unrichtig iſt, und ich erlaube mir, 
darauf hinzuweiſen, daſs ich im vorigen Jahre im Vereine mit 
dem Herrn Collegen Seiler den Antrag geſtellt habe, dafs die 
Subvention der Rettungs-Geſellſchaft von 6000 fl. auf 10.000 fl. 
erhöht werde, und daſs nur mit Hilfe unſerer Partei, welche 
geſchloſſen dafür geſtimmt hat, dieſer Antrag zur Annahme gelangt 
ift. (Beifall links.) 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: Herr Baron Engerth 
zur thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Nath Freiherr v. Engerth: Ich mußs dem Herrn 
Referenten gegenüber thatſächlich berichtigen, dass ich nicht gejagt 
habe, dajs die Rettungs⸗-Geſellſchaft die geſammte Leiſtung bezüglich 
des Krankentransportes für die Commune Wien gemacht hat, ſon— 
dern ich habe ausdrücklich geſagt, zwei Drittel derſelben, und ich 
habe auch die Ziffer, die ich angeführt habe, auf zwei Drittel der 
ausgewieſenen Krankentransporte reſtringiert. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Der Herr Referent 
hat das Wort zur Aufklärung. 

Referent: Ich geſtehe zu, dafs ich mich bezüglich einer 
Ziffer geirrt habe. Es war ein Verſehen. Es handelt ſich an der 
betreffenden Stelle nicht um 85.000 fl., ſondern um 16.000 fl. 
Ich habe eine Poſt citiert, die ich nicht citieren wollte. Ich habe 
nämlich die Ziffer aus dem vorhergehenden Jahresberichte citiert, 
wo unter derſelben Rubrik eine Summe von 40.533 fl. einge— 
ſtellt iſt. Ich habe mich in der Verleſung geirrt. Der Jahres— 
bericht ſteht zur Verfügung. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Ich glaube, wir können 
zur Abſtimmung ſchreiten. Es liegen Anträge vor von Seite des 
Collegen Freiherrn v. Engerth, von Seite des Collegen Herold, 
von Seite des Collegen Dr. Kraft, von Seite des Collegen 
Prof. Schleſinger, endlich die Referenten-Anträge. Es müſſen 
leider die Anträge getheilt zur Abſtimmung gebracht werden, und 
zwar werde ich jo vorgehen, dafs ich zuerſt über die Subvention 
abſtimmen laſſe. In der Beziehung wird die Abſtimmung ſich 
ziemlich einfach geſtalten. Es liegen in der Beziehung nur vier 
Anträge vor. College Baron Engerth beantragt 10.000 fl. un⸗ 
bedingt. (Rufe: Jährlich! — Gem.-Rath Freiherr v. Engerth: 
10.000 fl. für heuer.) Wir beſtimmen ja immer die Subvention 
nur für ein Jahr, weil wir uns ja bewuſst find, dass wir über: 
haupt nur für ein Jahr votieren können. College Herold be— 
antragt 10.000 fl., hingegen ſoll der Wunſch ausgeſprochen werden, 
daſs bei Completierung des Actions⸗Comités auf Vertreter der Ge— 
meinde Rückſicht genommen werden möge. Dann kommt der 
Antrag des Collegen Schleſinger: 10.000 fl. unter der Be— 
dingung, die ja den Herren bekannt iſt. Dann kommen die Anträge 
des Referenten. 

Ich glaube, die Anträge ſind in der Reihenfolge zur Ab— 
ſtimmung zu bringen, wie ich ſie jetzt genannt habe. (Zuſtimmung.) 

Bezüglich der Subvention für den Baufond kommt der 
Antrag Herold zuerſt zur Abſtimmung, welcher 25.000 fl. be- 
antragt. Dann kommt der Antrag Engerth auf 15.000 fl., 
dann der Antrag Kraft, dann der Antrag Schleſinger, 
ſchließlich der des Referenten. Sind die Herren mit dieſer Ab— 
ſtimmungsmethode einverſtanden? (Zuſtimmung.) Dann werden 
wir ſo vorgehen. 
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Diejenigen Herren, welche dafür find, dafs der Nettungs- 
Geſellſchaft eine jährliche Subvention, und zwar für das Jahr 
1896 im Betrage von 10.000 fl. unbedingt gewährt werde, bitte 
ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minorität, 
abgelehnt. 


Diejenigen Herren, welche dafür find, dass 10.000 fl. ge⸗ 
währt werden, gleichzeitig aber auch der Wunſch ausgeſprochen 
werde — das iſt der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Herold — 
dafs bei Completierung des Actions⸗Comités auf die Vertretung 
der Gemeinde Rückſicht genommen werden möge, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität, der Antrag 
iſt abgelehnt. 


Nun kommt der Antrag des Herrn Profeſſors Schleſinger: 
10.000 fl. Subvention, jedoch unter der Bedingung, dass jagungs- 
mäßig feſtgeſtellt wird: der Gemeinderath der Stadt Wien iſt 
berechtigt, in das derzeit beſtehende Actions-Comit, beziehungsweiſe 
in den an deſſen Stelle etwa tretenden Verwaltungskörper drei 
Mitglieder des Gemeinderathes der Stadt Wien aus eigener 
Wahl zu entſenden. 


Ich bitte jene Herren, welche mit dieſem Antrage einver— 
ſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt 
angenommen und es entfällt ſomit die Abſtimmung über den 
Antrag des Herrn Referenten. 


Wir kommen nun zur Subvention für den Baufond. Für 
den Baufond werden zuerſt von Seite des Herrn Collegen Herold 
25.000 fl. beantragt. Diejenigen Herren, welche 25.000 fl. be— 
willigen wollen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt 
abgelehnt. 


Nun kommt der Antrag des Herrn Baron Engerth: 
15.000 fl. Diejenigen Herren, welche 15.000 fl. für den Baufond 
bewilligen wollen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es 
iſt die Minorität, abgelehnt. 


Jetzt kommt der Antrag des Herrn Collegen Dr. Kraft: 
8000 fl. Diejenigen Herren, welche für 8000 fl. ſind, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſer Antrag iſt ebenfalls 
abgelehnt. 

Nun kommt der Antrag des Herrn Prof. Schleſinger: 
5000 fl. unter der bereits früher genehmigten Bedingung, dafs 
ſatzungsmäßig feſtgeſtellt wird: der Gemeinderath der Stadt Wien 
iſt berechtigt, in das derzeit beſtehende Actions-Comité u. ſ. w., 
wie bei dem erſten Antrage. 


Ich bitte diejenigen Herren, welche für dieſen Antrag ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt mit über- 
wiegender Majorität angenommen, und dieſe Angelegenheit iſt 
damit erledigt. 


Beſchluſs: Der Wiener Freiwilligen Rettungs⸗Geſellſchaft wird 
für das Jahr 1896 eine Subvention im Betrage von 
10.000 fl., ſowie zum Baufonde für die Errichtung 
einer Sanitätsſtation ein Betrag von 5000 fl. unter 
der Bedingung bewilligt, dass ſatzungsmäßig feſtgeſtellt 
wird: „Der Gemeinderath der Stadt Wien iſt berechtigt, 
in das derzeit beſtehende Actions-Comité, beziehungs⸗ 
weiſe in den an deſſen Stelle etwa tretenden Ver- 
waltungskörper drei Mitglieder des Gemeinderathes 
der Stadt Wien aus eigener Wahl zu entſenden.“ 
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39. Vice-Pürgermeiſter Dr. Cueger: Nun kommen wir 
zur Vornahme der Wahlen. Ich bitte, beide Stimmzettel zugleich 
abzugeben. (Gem.⸗Rath Dr. Vogler meldet ſich zur Geſchäfts— 
ordnung.) 

Herr College Dr. Vogler zur Geſchäftsordnung. 

Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Ich möchte nur bemerken, dass 
wir uns an der Wahl, welche über Antrag des Herrn Collegen 
Mayer erfolgt, obwohl dieſer Antrag von unſerer Seite geſtellt 
worden iſt, nicht betheiligen, weil die Abſtimmung über dieſen 
Antrag in völlig irrthümlicher Auffaſſung geſchehen iſt. Der 
Antrag iſt dahin gegangen, dieſe Commiſſion einzuſetzen, und erſt 
über den Bericht der Commiſſion ſollten dann die vom Stadt— 
rathe geſtellten Anträge hier zur weiteren Verhandlung und Ab— 
ſtimmung gebracht werden. Nachdem aber dieſer Antrag hier als 
Zuſatz⸗Antrag zu den Anträgen des damaligen Stadtraths-Referenten 
Bürgermeiſters Strobach zur Abſtimmung gebracht worden und 
infolgedeſſen die ganze Sachlage eigentlich dadurch verkehrt worden 
iſt, haben wir kein Intereſſe daran, in dieſes Comité einzutreten, 
und betheiligen uns an der Wahl nicht. (Bürgermeiſter: 
Wir wollen controliert ſein!) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Das iſt ſehr ſchön, Herr 
College. Erlauben Sie aber, dass auch ich Ihnen etwas ſage. Das, 
was Sie jetzt vorgebracht haben, iſt keine Bemerkung zur Geſchäfts— 
ordnung, ſondern eine Rede, die Sie jetzt gehalten haben. Zweitens, 
ſollte ein ſo verſierter Gemeinderath, wie mein lieber Freund und 
College Dr. Vogler (Heiterkeit links), doch wiſſen, daſs man, 
wenn man etwas ſagen will, dies immer zur rechten Zeit ſagen 
ſoll. Da hätten die Herren in die letzte Sitzung kommen und bei der 
Abſtimmung das ſagen ſollen, was jetzt Herr College Dr. Vogler 
geſagt hat. Das, was er heute ſagt, ſind eingefrorene Töne aus 
der bekannten Trompete von Baron Münchhauſen, die weiter keine 
Händeklatſchen links.) Wir ſchreiten zur Wahl. Ich bitte, die Namen 
zu verleſen. 

(über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers Gem.⸗Rath 
Lehofer geben die Mitglieder des Gemeinderathes die Stimm— 
zettel ab. — Nach Abgabe der Stimmzettel, während welcher der 
Bürgermeiſter den Vorſitz wieder übernommen hat:) 

Vürgermeiſter: Ich erſuche die Herren: Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Neumayer, Gem.⸗Räthe Lehofer und Schuh, das 
Scrutinium vorzunehmen. Das Reſultat wird in der nächſten 
Sitzung bekanntgegeben werden. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 


Schluss der Sitzung 8 Uhr 30 Minuten abends. 


* * 
* 


(Richtigſtellung.) Im Amtsblatte Nr. 96 vom 1. December 1896 hat 
es auf Seite 1922, 2. Spalte, Zeile 18 von unten, ſtatt „Wurm“ richtig zu 
heißen: „Sturm“. 


Allgemeine Machrichten. 


Commiſſion für Verkehrsanlagen. 
5. December 1896. 


In der abgelaufenen Woche wurden bei der Ausführung 
der Wiener Verkehrsanlagen 7881 Arbeiter verwendet; hievon 
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waren 3493 beim Ban der Gürtel-, Vororte⸗ und Wienthallinie 
der Wiener Stadtbahn, 972 beim Bau des Schlenjencanales nächſt 
Nuſsdorf, 3055 bei der Wienfluſsregulierung, 361 am Hauptſammel⸗ 
canale rechts des Donaucanales beſchäftigt; außerdem ſtanden in 
Verwendung: bei den Bahnbauten 246 Fuhrwerke und 11 Dampf⸗ 
maſchinen, beim Schleuſencanalbau 2 Fuhrwerke und 7 Dampf⸗ 
maſchinen, bei der Wienflufsregulierung 31 Fuhrwerke, 32 Dampf⸗ 
und 6 Dynamomaſchinen, am Hauptſammelcanale rechts des Donau⸗ 
canales 46 Fuhrwerke. 


a 


Approviſtonierung. 
Der tägliche Fleiſchmarkt. 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 29. November bis 5. December 1896. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


. . 275.591 kg (Davon aus Wien — 202.401, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 13.004; aus 
Oberöſterreich — 3.942; aus Mähren 
— 7.720; aus Galizien — 32.565; aus 
Ungarn — 10.389; aus der Bukowina 
— 2.780; aus Steiermark — 470; aus 
Croatien — 2.320 kg) 

(Davon aus Wien — 1.299, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 53; aus 
Oberöſterreich — —; aus Mähren — 
54; aus Ungarn — —; aus Galizien 
— 7.158; aus der Bukowina — — kg) 
(Davon aus Wien — 80, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — — ; aus Ober— 
öſterreich — —; aus Galizien — 12.642; 
aus Ungarn — 5.598; aus Mähren — 49; 
aus der Bukowina — 5.640 kg) 

(Davon aus Wien — 26.012, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 1.156; aus 
Oberöſterreich — —; aus Böhmen — 344; 
aus Mähren — 2684.; aus Galizien — 
57.543; aus Ungarn — ; aus Croatien 
— ; aus Bosnien — 54; aus der 
Bukowina — — kg) 

1.113 Stück (Davon aus Wien — 238, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — 3; aus Oberöſterreich 
— 42; aus Mähren — 62; aus Galizien 
— 738; aus Ungarn — 26; aus 
Steiermark — 2; aus Salzburg — —; 
aus der Bukowina — 2 Stück.) | 

(Davon aus Wien — 329, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — —; aus Ober⸗ 
öſterreich — —; aus Mähren — 1; aus 
Galizien — 106; aus Ungarn — 128; aus 
der Bukowina — 98 Stück.) 

(Davon aus Wien — 154, aus dem fonftigen 
Niederöſterreich — 2; aus Mähren — 4; 
aus Galizien — 1.122; aus Ungarn — —; 
aus Bosnien — 54; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — 11 Stück.) 

(Davon aus Wien — 29, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — —; aus Galizien — 9; 
aus Mähren — —; aus Ungarn — 6; 
aus Oberöſterreich — — Stück.) 


den Approviſionierungsverein 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch 
. 24.009 „ 


Schaffleiih . 


Schweinfleiſch . . 87.79 „ 


Kälber 


Schweine 1.447 


Lämmer. 44 


Die Zufuhren für 


ſind bereits in den obigen Summen enthalten. 


1986 
2. Preisbewegung: 

. Siedfleiſch. . .. von 26 bis 70 kr. per Kg. 
N Roſtbraten u. Rieden „ 52 „ 90 „ „ 
Kalb fleiſg eee i Di A 
Schafflilh. . 2 2: 2 222. u RD a AD u ae 
Schweinflilh. h.. ie. AN a 
Kälbettte „ e e 
hae ee ., | |) u 
Schweine . 22 22 .. nee wor DDR ir 80 
TÜMMEr 0 u a „ 33, — fl. per Stück 


Bei nahezu gleicher Zufuhr wie in der Vorwoche geſtaltete 
ſich der Geſchäftsverkehr lebhaft und wurden für Kälber und 
Kalbfleiſch um 2 kr., für Schweine um 4 kr. per Kilogramm 
beſſere Preiſe erzielt. Die übrigen Fleiſchwaren notierten vor— 
wöchentliche Preiſe. 


**. 
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Pferdemarkt vom 4. December 1896. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 542 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde . . . . 130-450 fl. per Stück 
„ Schlachtpferde .. 13— 50 „ „ „ 
Der Markt war ſehr lebhaft. 
* * 


*. 


Schlachtviehmarkt vom 7. December 1896 
(einſchließlich des Contumazmarktes vom 5. December 1896). 
1. Geſammtauftrieb: 4520 Stück, und zwar: 

Ma ſtvieh 2952, Weidevieh 327, Beinlvieh 1241. 
(Darunter unverkaufter Reſt von dem vorwöchentlichen Donnerstag— 
markte 36 Stück.) 

Dieſer Geſammtauftrieb zerfällt in: 

Ochſen 3525, Stiere 384, Kühe 611. 

(Davon waren Büffel 79 Stück.) 


Provenienz des Geſammtauftriebes: 


aus Ländern der ungariſchen Krone . 2318 Stück 
„ Galizien und der Bukowina. . 881 „ 
„ dem ſonſtigen Oſterreich e 
„ dem Auslande — „ 
„ Bosnien.. ee 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht: 


Ochſen I. Qualität von 33 bis 39 fl. (extrem von — bis 22 fl.) 
5 II. 77 7 28 7 34 n ( n 17 — "nn 1 
7 III n " 24 n 30 U ( 1 1 — 17 — 15 
Stiere 2 n 24 m 31 77 ( n n 7 n 34 76 ) 
Kühe oh 22 U 28 5 0 L 17 — " 34 7 
Büffel 17 17 n 21 7 ( " 7 — n 23 13 

Deinlvieh „ 16 „ 23 „ 

b) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 16 bis 85 fl. 

Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nicht gehandelt. 

3. Verkauf. 

Angekauft wurden für Wien 3737 Stück 
N 5 „ auswärts. 781 .;; 


Unverkauft bliebeeeeeeeeee ns 2 „ 
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Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 93 Stück weniger 
aufgetrieben. Infolge des abermals verringerten Angebotes ſind die 
Preiſe bei lebhafter Kaufluſt in allen Qualitäten um 1 fl. per 
100 Kilogramm geſtiegen. 


* % 
* 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Prodnete in Wien vom 5. December 1896. 
a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 74—82 kg, von a — kr. bis 8 fl. 95 h. 


Roggen ( 77 77 1 m 69—7 5 5 . ＋ 95 . „ 7 ” 35 7 
fe ar tere 1 4 . , , EDER 
MJ ͤ ũͤͤðuöůßklß „ 3 90 „ 6, 55, 
Vp. A 6 20 7 30 
b) Mahlproducte. 
M ff ð K von 14. — kr bis 15 f. 50 kr 
77... NE 7 
Noggenmehl . oo on „ 9 „ — „ „ 13 „ — „ 
Weizenkle ie. „ 3 „ 90, 
Roggen kleile „ 4% 25 „ 4 „ 35 „ 
Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 26. November bis 3. December 1896. 
Waren eingelager 59.229 Meter⸗Ceutner 


„ ausgelagert 40.425 5 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
16.609 Meter⸗Centner. 
Lagerſtand vom 3. December 1896: 464.010 Meter⸗Centner, und zwar: 
155.814 Meter⸗Centner Weizen, 36.845 Meter⸗-Centner Roggen, 


91.610 0 Gerſte, 42.584 A Hafer, 

61.369 R Mais, 21.015 1 Olſaaten, 
8.986 5 Mehl u. Kleie, 1.983 * Wein, 
3.723 Zucker, 1.193 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Weeleag wert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,963.490 fl. öſt. Währ. 


Bunbewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsuummern der 
Acteuſtücke im Bandepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummer der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 3. December bis 7. December 1896: 


Für Neubauten: 
Haus, Kaiſerſtraße 79, von Paul und Joſef Weiß, VIII., Lange— 


VII. Bezirk: 
gaſſe 24, Bauführer ? (9177). 


XIII. Bezirk: Villa, Baumgarten, Einl.⸗Z. 276, Baumgartenſtraße, Cat. 
Parc. 11,38, 50/11, 276/10, von Joſef Dittrich, Bau— 
führer Eduard Horn (39255). 
Für Adaptierungen: 
I. Bezirk: Nibelungengaſſe 15, von Johann Feſemayer, Maurer: 
meiſter (9175). 
III. Bezirk: Cuſtozzagaſſe 12, von Max Zoffi, Bauführer? (9135). 
IV. Bezirk: Mühlgaſſe 3, von Heinrich Fiſcher, Mühlgaſſe 5, Bau— 
führer? (9154). 
V. Bezirk: Einſiedlergaſſe 11, von Theodor Bujatti, Zieglergaſſe 8, 
Bauführer M. Draxelmayer (9147). 
XII. Bezirk: Pohlgaſſe 9, von R. Ph. Waagner, ebenda, Bauführer 
Ferd. Kellner, Maurermeiſter (38507). 
5 1 Hetzendorferſtraße 53, von Anna Borak, ebenda, Bauführer 
Michael Weilgony, Maurermeiſter (38573). 
5 5 Kobingergaſſe 1, von der J. Bierbrauerei-Actiengeſellſchaft, 
Bauführer Joſef Schindler, Baumeiſter (38597). 
XVI. Bezirk: Ottakringerſtraße 161, von Adolf Stefan, ebenda, Bau⸗ 


führer Wilhelm Maißer & Fr. Roth (60085). 
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XIX. Bezirk: Unter-Sievering, Sieveringerſtraße 81, von Otto Maaß' 
Erben, Anna Seiß, III., Gürtelſtraße 25, Bauführer E. 
Spieß (24293). 


Für diverſe (geringere) Bauten: 
IV. Bezirk: Vordach, Guſshausſtraße 17, von Joſef Heller & Comp., 
Adlergaſſe 14, Bauführer A. Schwarz (9148). 
Benzingasmotoren-Aufſtellung, Heumühlgaſſe 13/15, von der 
I. öſterreichiſchen Thüren-, Feuſter- und Fußbodeufabriks- 
Geſellſchaft Bauführer? (9178). 
XII. Bezirk: Riegelwandbau, Schönbrunnerſtraße 128, von Charles 
Gloxin, ebenda, Bauführer Johann Neuwirth, Bau— 
meiſter (38729). 
XIII. Bezirk: Hietzing, Gloriettegaſſe 15, von David Geir inger, Bau— 
führer A. Witaſek, Stadtbaumeiſter (39408). 
XIX. Bezirk: Steinzeugrohrleitung, Nufsdorf, Heiligenſtädterſtraße 22], 
von Johann Pürzelmayer, ebenda, Bauführer Rudolf 
Hornek, Maurer meiſter (24259). 


Für Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
XVII. Bezirk: Hernals, Hormayrgaſſe 13, von Philipp Baſilides, ebenda, 
Bauführer Joſef Schnatter (42768). 


Geſuche um Wekanntaaße der Baulinie wurden überreicht: 


V. Bezirk: Hundsthurmerſtraße 27, Wildenmanngaſſe 10, von Johann 
f Anderle, Hunds thurmerſtraße 27 (9139). 
XIII. Bezirk: Hietzing, Gloriettegaſſe 17/19, von Julius Herz (39117). 
Penzing, Ameisgaſſe 35, von F. Fassbender (39128). 
Baumgarten, Hütteldorferſtraße, Parc. 206 /5, 207/4, von 
Katharina Horn (39253). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Cat.-Parc. 470, Ried Erdbruſt, von Anna 
Leitner (59949). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
VIII. Bezirk: Florianigaſſe 48, Skodagaſſe 17, von Joſef Fiedler, 
Maurermeiſter (9134). 
XIII. Bezirk: Speiſing, Speiſingerſtraße 44, von Gabriel Kröpfl, Stadt— 
baumeiſter, Anton Langergaſſe (39796). 
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Gewerbeaumeldungen vom 1. December 1896, 


(Fortſetzung.) 
Sladek Frauz — Huf- und Wagenſchmied — II., Marchfeldſtraße 6. 
Himmler Joſefa — Kunſtblumenblätter-Erzeugung — VII., Seideng. 34. 
Brandl Magdalena — Kleinfuhrwerk, Lic.-Nr. 1380 — XIX., Gatter- 
burggaſſe 21. 
Rappaport Meyer (Max) Baruch — Kaffeeſchank (Pachtbetrieb) — II., 
Obere Donauſtraße 69. u 
Wojas Andreas — Kaffeeſchenker — III., Seidlgaſſe 9. 
Mayer Leopold — Kaffeeſieder — III., Schlachthausgaſſe 24. 
Thiel Franz Julius — Erzeugung von Möbeln aus Bambusrohr — 
VII., Burggaſſe 70. | 
Brandl Magdalena — Milchmeierei — XIX., Gatterburggaſſe 21. 
Placek Hans — Privatunterricht im Violinſpiel — XIV., Goldſchlag— 
ſtraße 56. 
5 135 Franz — Reibſandhandel im Umherziehen — XII., Hetzendorfer— 
ſtraße 63. f 
Süß Karl — Schuhmacher — VII., Neubaugaſſe 19. 
Gerſtl Erneſtine — Verabreichung von Speiſen nach iſraelitiſchem Ritus 
— VII., Mariahilferſtraße 94. 
Rewitker Anton — Spirituoſenhandel — X., Leebgaſſe 36. 
Wilk Thereſe — Verabreichung von Speiſen — II., Darwingaſſe 26. 
Fiedler Johann — Schuhmacher — VI., Münzwardeingaſſe 3. 
Suchanek Ferdinand — Tapezierergewerbe — VII., Neuſtiftgaſſe 81. 
Frimmel Alexander — Verkauf von trockenem Thee — XII., Haupt— 
ſtraße 30. | | 
Waitauer Marie — Tiſchlergewerbe — XII., Sechtergaſſe 16. 
Kozesnik Johann — Tiſchler — III., Marokkanergaſſe 3. 
Hübler Auguſt — Tiſchler — III., Kegelgaſſe 2 a. 
Ertl Alois — Victualien-Verſchleiß — VII., Zieglergaſſe 59. 
0 ee von Wolfersgrün Anna — Vergoldergewerbe — VII., Linden— 
gaſſe 12. | 
Verein Talmud-⸗Thora durch Dr. Guſtav Kohn — Privat-Volksſchule — 
II., Malzgaſſe 16. 
Ebner Ferdinand — Handel mit Wildbret und Geflügel — VIII., 
Florianigaſſe 25. 
Stoff Alois — Handel mit Wildbret, Geflügel und Eiern — XV., 
Kranzgaſſe 26. 
Straußky Anna — Wäſcherin — XII., Wilhelmſtraße 19. 
Oltl Johann — Väſchefeinputzer — XIV., Arnſteingaſſe 11. 
Efferl Maria — Zeitungs-Verſchleiß — X., Quellengaſſe 41. 
Sterba Vincenz — Ziergärtner — XVI., Herbſtſtraße 141. 
1 + 
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Gewerbeaumeldungen vom 2. December 1896. 


Dozsa Moriz — Agentur in Mahlproducten — II., Czerninplatz 5. 

Weislein Franz — Agentur in Cognac und inländ. Champagner — II., 
Czerningaſſe 14. | 

Chlamtaſch Karl — Ausſchank von Brantwein und warmem Thee — 
IX., Althangaſſe 33. 

Meckel Thomas — Drechsler — XIV., Pillergaſſe 13. 

Holzer Lorenz — Fleiſchhauer — XIII., St. Veitgaſſe 46. 

Kubin Joſef — Verſchleiß von Fleiſch, Fleiſch- und Selchwaren — II., 
Taborſtraße 96. | | 

Tramer Ferdinand, recte Falek — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IL, 
Praterſtraße 48. | 

Fontana Luigi — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Taborſtraße 11. 

Nachtnebel Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Nordweſtbahnſtr. 49. 

Goeldner Ernſt — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing-Wein⸗ 
hauſerſtraße 74. 

Steiner Charlotte — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Porzellang. 52. 

Bandler Wolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Am Bergl 2. 

Steinbach Franz — Gaſtwirt — J., Tiefer Graben 39. 

Riepl Marie — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Wein, Bier 
und Obſtwein und Haltung erlaubter Spiele mit Ausnahme des Billardfpieles 
— II., Kar melitergaſſe 1. 

Kamptner Johann — Gaſtwirt — VI., Schmalzhofgaſſe 10. 

Alleſch Joſefine — Kaffeeſchank — IX., Lazarethgaſſe 17. 

Irrer Johann — Kaffeeſieder — IX., Nufſsdorferſtraße 73. 

Blechinger Jakob, Leykauf Ignaz — Kupferdruckerei und Heliographie 
— IX., Waiſenhausgaſſe 16. f 

Boſſe Karl — Kleinhandel mit Breunmaterialien — IX., Harmonieg. 2. 

Schmidt Johann — Kaffeeſieder — J., Kumpfgaſſe 5. 

Hoſtinsky Erneſtine — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks 
— II., Novaragaſſe 13. 

Hauer Friedrich Ferdinand — Handel mit Harzer Canarienvögel — 
II., Große Mohrengaſſe 18. 

Klinger Joſef — Verſchleiß von neuen Kleidern, Wäſche und Schuhen 
— II., Dresdnerſtraße 128 a. 

Maier Franz — Kleinhandel mit Brennmaterialien — XVIII., Eduards— 

aſſe 15. 
8 Stejnar Antonie — Marktvictualienhandel — V., Ob. Amtshausg. 17. 

Siller Alarich — Repräſentanz der Lebensverſicherungs-Geſellſchaft 
„Nordſtern“ in Berlin — VI., Kaſernengaſſe 14. 

Wirth Adolf — Papier-, Schreib- und Zeichenrequiſiten- und Kurzwaren⸗ 
Verſchleiß — XIX., Döblinger Hauptſtraße 30. 

Goldwurm Eidel — Pfaidlergewerbe — II., Große Stadtgutgaſſe 14. 

Heckler Wolf — Spiel- und Galanteriewarenhandel — II., Glockeng. 3. 

Schally Anna — Verſchleiß von Schul- und Gebetbüchern, Kalendern 
und Heiligenbildern — II., Leyſtraße 126. 

Heiz Johann Michael — Veräußerung der in ſeiner mit Statthalterei— 
Erlaſßs vom 15. October 1896 conceſſionierten Privat-Kochlehranſtalt her— 
geſtellten Speiſen — VI., Gumpendorferſtraße 16. 

Fuchs Johann — Selchwaren-Verſchleiß — XVIII., Gertrudplatz 2. 

Kvasnicka Karl — Schuhmacher — XVIII., Anaſtaſius Grüngaſſe 29. 

Eder Friedrich — Uhrmachergewerbe — XVIII., Gentzgaſſe 15. 

Weißinger Zalel — Handel mit Wein in geſchloſſenen Gefäßen mit 
Ausſchluſs jeden Ausſchankes — II., Floßgaſſe 18. 

Bibring Kalman — Weinſchank (Pachtbetrieb) — II., Kleine Pfarrg. 29. 

Lorenz Joſefa — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — XVIII., Hildebrandg. 21. 


* * 
** 


Gewerbeaumeldungen vom 3. December 1896. 


Hinkelmann Joſef — Buchbinder — VII., Stiftgaſſe 25. 

Regſcheck Anton — Ciſeleurgewerbe — VII., Zieglergaſſe 67. 

Polzer Victoria — Erzeugung von Chriſtbaumſchmuck und Lampenſchirmen 
aus Papier — VII., Neubaugaſſe 59. 

Horak Alexander — Damenkleidermacher — III., Adamsgaſſe 25. 

Höllrigl Aloiſia — Einſpänner⸗Conc., Lie.-Nr. 1505 — X., Eugengaſſe 26. 

Gödrich Guſtav — Fleiſchhauergewerbe — III., Laudſtraße Haupt: 
ſtraße 126. | 

Platzer Giſela — Fleiſch-Verſchleiß — XIV., Braunhirſchengaſſe 47. 

Erdl Eduard — Fiaker, Lic.-Nr. 480 — XVIII., Gerſthoferſtraße 7. 

Erdl Johann — Fiaker, Lic.-Nr. 120 und 563 — XVIII., Gerſthofer— 
ſtraße 7. . 

Heſſel Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Oſterleingaſſe 13. 

Gemeinde Wien — Betrieb einer Anſtalt zur Erzeugung und zum 
Verkaufe von Gas für Beleuchtungs-, Nutz- und induſtrielle Zwecke — 
IX. Bezirk. 

Raber Lazar — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Quellengaſſe 53. 

Scherkl Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Vorlaufſtraße 4. 

Bachl Gerſon — Gürtler- und Bronzewaren — VII., Kaiſerſtraße 68. 

Herodek Franz — Verſchleiß von Gold-, Silberwaren und Uhren — 
VII., Kaiſerſtraße 3. 

Riegel Rudolf — Gas- und Waſſerleitungs⸗Inſtallateur — III., Erdberg— 
traße 10. 
u Diamant Mayer — Gaſtwirt — I., Judengaſſe 16. 

Witzmann Anna — Fortbetrieb des Hutmachergewerbes — VII., Lerchen- 
felderſtraße 29. 
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Oſterlein Nikolaus — Hansadminiſtration — IV., Alleegaſſe 19. 

Baumgartner Chriſtine — Kurz- und Spielwaren-Verſchleiß — XII., 
Meidlinger Hauptſtraße 23. N | 

Brejla Franz — Kürſchnergewerbe — VII., Stuckgaſſe 9. 

Vasek Franz — Kleidermachergewerbe — XVIII., Staudgaſſe 54. 

Wurwan Karoline — Milch⸗Verſchleiß — XIV., Ruſtengaſſe 7, 

Ketele Anton — Erzeugung von Möbel aus Bambus⸗, Pfeffer⸗, Tokin⸗, 
Zuckerrohr-, Congo⸗, Reben⸗, Thee⸗, Weichſel⸗ und. Eichenſtöcken — VII., 
Burggaſſe 90. . RS 

Kuck Auaſtaſia — Milch- und Gebäd-Berjchreig‘ — VII., Spittelberg⸗ 

Glöckner Marie — Privat-Arbeitsſchule für Mädchen — XVII., Hernalſer 
Hauptſtraße 35. e a ne 
Hubert Karoline — Vermittlung des Kaufes, Verkaufes und Tauſches 
von Realitäten und von Darlehen auf dieſelben — IV., Schleifmühlgaſſe 13. 

Weininger Sophie, geb. Lampl — Spirituoſenhandel mit Ausſchluſs des 
Ausſchankes und Kleinverſchleißes — X., Sonnwendgaſſe 4. 

Pollak Eugenie — Selchwaren⸗Verſchleiß — II., Große Pfarrgaſſe 12. 

Eiſenwagen Katharina — Selchwaren-Verſchleiß — IV., Hauptſtraße 2 
(Freu x i 

Slavidet Anton — Schuhmacher — III., Landſtraße Hauptſtraße 151. 

Santineli Adam — Zuckerbäckergewerbe — XIII., Niſſelgaſſe 9. 
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